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AlB-Aktuell: Weiter beitragen zum Friedensmarsch 

Die Ostermärsche \983 unterstrichen. daß sich die bundes­
deutsche Friedensbewegung weiterhin im Aurwind befindet. 
Das zeigt das Anwachsen der aktiven Teilnehmer an diesen 
landesweitcn Volksmärschen, Kundgebungen und Blocka­
den militärischer Einrichtungen Anfang April d.J.: Vergli­
chen mit den 480.000 Teilnehmern an Ostern 1982, brach­
ten die diesjährigen Osteraktionen mil etwa 750.000 einen 
ansehnlichen Zuwachs an Friedensmarschierern. Die "War­
nungen" R. Reagans und der CDU/CSU vor einer angeb­
lichen kommunistischen Bc\'ormundung konnten sie nicht 
abschrecken. 
Anders als im Vorjahr ermunterte diesmal auch die Ge­
schäftsr.Jhrung der SPD zur Beteiligung. Auff<illig war ferner 
eine stärkere Unterstützung des Ostermarsches von Gewerk­
schaftsseite und aus den Reihen der Solidaritätsbewegung 
zur Dritten Welt. 

Klares Nein zu Reagans "Zwischenlösung" 

NachdrUcklich wies die Friedensbewegung in diesen April­
tagen Ronald Reagans jüngstes Täuschungsmanöver in 
Sachen atomare Mittdstreckenrakt·ten für Europa zuriick. 
Am 30. März d.]. hatte der US-Präsident in einer fernseh­
ansprache eine nunmehrige "Zwischl'nlösung" rur die Gen­
fer Verhandlungen aufgetisdH! grundsätzliches Festhalten 
an seiner sog. Null-Lösung. d.h. sowjetischer Totalabbau an 
Mittdstreckenraketen als Vorbedingung rur einen westlichen 
Verzicht duf die Stationierung von Pershing 11 und eruises 
Missiks in Wcsteuropa; allenfalls sei über die eventuelle Sta­
tionierung von ein paar weniger US-AlOmraketen (geplant 
sind 108 Pershing 11) und -Marschnugkörpern zu reden. Im 
KlarUxt heißt dies. Washington beharrt darauf, auf jeden 
Fall in diesem Jahr zu stationieren, um nach eint'r Teilstatio­
nierung von einer Position der Stärke <tus mit der Sowjet· 
union weiterzuverhandeJn. 
Nachdem die Reagan-Administration bei den Genfer Ver­
handlungen bislang jedes Ergebnis gl'blockt hat. ist somit 
das Scheitern der neuen Verhandlungsrunde zum 17. Mai 
d.]. vorprogrammiert. Der sowjt·tische Außenminister 
Gromyko sprach denn auch von ..... ormeln .. Washingtons, 
die eigens dazu ausgearbeitet wurden, "um Nebel zu eroteu­
gen". 
Die Reagan'sche "Zwischenlösung" sei einmal mehr un­
akzeptabel, wei! sie das Prinzip der gleichen Sicherheit miß· 
achte. Insbesondere habe der US-I'räsident die auf Schiffen 
oder Flugzeugen plazienen eigenen sowie dil' 162 britisch­
französischen atomaren r..Iitte!slreeko·nrakelcn unberücksich­
tigt gelassen. Die "Zwischenlösung" zu Ende gedacht, halte 
die NATO (sie besitzt jetzt schon 50% mehr nukleare Ge­
fechtskopfe minlerer Rdchwdtl' in EurojJa) kiinftig mehr 
als dll5 DoppeltC' an atomaren Gefechtsköpfen wie die So­
wjctunion. 
Andrej Gromyko und die andt'ren Außenminisler des War­
schauer I'akts erneuerten am 7. April d.J. in Prag ihr Ange­
bot eines Gewaltverzichtvertrags an dio~ NATO und dlr voll· 
ständigen Räumung Europas "von Knnwdffen millll'Ter 
Reichweite wie auch von tdktischell Kernwaffen". Das Ein­
frieren und der radikale Abbau der atomaren MiUclstrcchn­
waffen wie der Rüstungshaushaltl' sei dn erster Schritt in 
diese Richtung. 

Auf den Ostermärschen 1983 wurde immer wied\'r die Rea­
gan'sehe "Zwischenlösung" als eine .,Stationierung auf Ra· 
ten" zurückgewiesen und die Entschloss('nl,eit untcrstri-

ehen, durch weitere Aktivitäten bis hin zu den großen Frie­
densaktiollen im Oktober d.J. den NATQ.~aketenbeschluß 
undun:hHihrbar zu machen. 

Die bundesdeutsche Solidaritätsbewegung hat mit ihrer brd­
teren und sichtbaren ßeleillgung an den Ostermärschen 
1983 unterstrichen, daß sie den Kampf gegen die geplante 
Raketenstationierung in Europa auch als in ihrem ureigenen 
Interesse liegend begreift. 
Im februar d.J. hatte der Koordinationskreis 3. Welt 
(KK3W) zur Teilnahme an den hicdensmärsehen 1983 an· 
gehalten! Die hiesige Stationierung der neuen Minel­
streckenraketen würde - so der Sprecher des KK3W W. 
Rätz nicht allein l.uropa existentiell bedrohen, sondern 
stelle zugleich den Versuch der Rcagan-Administration dar, 
"sich Freiraum gegenüber den Völhrn und Befreiungsbewe­
gungen der Drillen Welt tU verschaffen". 
In diesen Tagen lieferte die Ausweitung der US-Interventioll 
in !,;ikaragua einen Vorgeschmdck darauf. In einem Gruß­
wort an die 100.000 Ostermarschierer von Dortmund erläu­
lertt' der sandinistische I'ostminisler Enrique Schmidt: 
"Es geht nicht so sehr um die knapp 2.000 somozistischen 
I!;lnditen, die größtenteilS schon unter Kontrolle sind, son­
dern vielmehr um die Gefahr. daß ein Konflikt mit lIondu­
ras provo;:iert wird, der sieh zwangsläufig auf die ganze Re· 
gion und schließlich auf die ganze Welt ausweiten wurde, das 
heißt. auch Ihr würdet davon bclroffen. 

Wenn wir in dil:ser Situation I:,url: Solidarität erbitlt'n. ndn 
fordern. dann ist das duch in Eur('m un'igenstcn Interesse, 
einl:11 Konnikt zu vermcid\·n. In dicsem Sinne wünsche ich 
uns viel Erfolg in un~erem Land ftir den Frieden hin und in 
I\lillelamt·rika. ,. 
Dil' Zuspit;:ung d('r r..hlldamcrikakrise 'brachte es mit sich. 
daß sich bcispidswcisc ulwr 20 :"iikaragua·Komill·l:s an den 
Osteraktionl:n der Friedcnsb('wegung beteiligten. i\ikaragua 
war Gegenstdlld einer Vl·ransl.lliung des Ostt'rmar.iches lies· 
sen. in Bochum trat Lt'andro UZlJUiano für die sahddoria­
ni5cho'l\ Befrl·iungsfrontt·n FDR!FMLN als Rcdnt'r auf. 
Ikdaul'rlichl'Tweise war dio's nicht in allen Bundt'sgo'biell'n 
moglidl. Z.B. zcigu'n sich die üSlI'rmar.ich-V"r"ntwortli· 
chi.·n im Rheinldnd trotz aller ßemühungt·n der Solidaritäts· 
bewegung um eine ähnlichl' I'rasenot unnachgiebig. Fur die 
Dritte-Wdt-Bewegung sollte dil's krin Vorwand I_ur Resigna­
tion. sondern f\n~p()rl1 tU m'uen gemcinS.lm,·n Taten im 
Kreise (kr I'rkdensmarsl:hicra sein. 
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Mittelamerika/Karibik 

Wolfram Brönner 

Reagans Kriegsführung bloßgestellt 

Die Söldnerinvasion am 22. MärL cl.J. in Nikaragua und die 
von der Reagan.Adrninistration verschärften "Sicherheits"· 
vorkehrungen gegen Nikaragua, Grenada und die salvadoria­
nische Befreiungsbewegung haben die mittclamerikanisch· 
karibische Region wieder einmal an den Rand einer Kriegs­
eskalation gebracht. 
Ronald Reagan hatte selbst mit programmatischen Reden 
bzw. Fernsehaurtritten die Öffentlichkeit und den Kongreß 
seines Landes auf die Auswei tung des militärischen Engage­
ments der USA in der Region einzustimmen versucht. 

" Bedrohung" der USA von Süden her? 

Am 4. Män: dJ. bemühte der US-Präsident in San Frandsco 
die sog. Domino-Theorie der Ara des Vietnamkrieges. Falb 
EI SalYador der "marxistischen Guerilla" in die Hände fiele, 
würden auch Kostarika, lIondunls und Panama untergehen. 
"Es ist lebenswichtig für uns", so R. Reagan, "daß die 
Demokratie die Möglichkeit behält, sich in diesen Ländern 
durchzusetzen. Wir glauben, daß die Regierung EI Salyadors 
in der Frontlinie einer Sch lacht steht, die auf das Herz der 
westlichen Hemisphäre und eventuell auf uns zielt."} 

Am 10. März d.J. stilisierte er den aktuellen Stärkezuwaehs 
der salvadorianischen Nationalen ßefreiungsfront t"arabun· 
do Marli (t"MLN)2 zu einer Gefahrdung "der nationalen 
Sicherheit" der Weltmacht USA hoch (siehe Kasten). Ver­
teidigungsminisler Caspar W. Weinberger witterte dahinter ­
in einem Fernsehgespräch am 13. März d.J. die Absicht 
der Sowjetunion. von EI Salvador, also erstmals vom ameri­
kanischen Festland aus, "die Vereinigten Staaten auf diesem 
Weg von Süden her anzugreifen ... ·'3 
Eine "sowjetische Bedrohung". so ergänzte R. Reagan in 
einem spektakulären Fernsehauftritt am 23. März d.J., gehe 
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ferner, abgesehen von Kuba. von den Revolutionsregimes 
Nikaraguas und Grenadas aus. 
Als "Entdeckungen" des Jahres ruhrte er dazu .,geheime" 
Luftaufnahmen von Flughafeneinrichtungen in beiden 
Ländern vor: 
Auf dem nikaraguanischen Flughafen Sandino wollte die 
US·Spionage erstmals drei MI-8-Hubschrauber sowjetischer 
Bauart und einige f<'lugabwehrrakcten e:nttarnt habe:n. Dabei 
waren erstere rur alle Welt sichtbar schon Anfang Män: d.J. 
zum Transport von Papst Johanne:s Paul 11. eingesctzt wor­
den. Im übrigen hatte dic sandinistische Regicrung diese 
Hubschrauber erworben, weil ihr zwei ordnungsgemäß be­
zahlte llubschrauber aus den USA nicht ausgehändigt wor­
den waren. 
Vor allem aber, wie sollten Hubschraube:r, wclche die: USA 
nicht einmal zu erreichen vermögen, oder Abwehrraketen, 
die nur zum Schutz eines Flughafengeländes bestimmt sind. 
allen Ernstes dic atomwaffenstarrende Weltmacht Nr. I "be­
drohen"? Neuerdings gcht in Washington das Gerücht um, 
die Sandinistas planten hintcrrücks die Stationierung sowje­
tischer Atomraketen des Typs SS-20 ... 

Noch lächerlichcr gerieten die "Beweise" einer "militäri­
schen Bedrohung" im Fall Grenada. Seine: Luftaufnahmen 
zeigten nichts als ein Treibstofnager, eine 3 km lange Piste 
und Unterkünfte rur jene kubanischen Fachleute, die an die:­
sem noch inl Bau befindlichen und allgemein zugänglichen 
Objekt mitwirken - ebenso wie Firmen aus den USA. Mit 
ausschließlich zivilen Objekten soll also eine angebliche "so· 
wjetische Oberrüstung" in der Region glaubhaft gemacht 
wcrden. Auf welche Weise von diesem ersten internationalen 
ZiviInughafen der abgelegenen karibisehe:n Muskatnuß·lnsel 
Grenada eine Gefahrdung der nationalen Sicherheit der USA 
ausgehen soll. bleibt vorerst eines der wundersamsten Ge­
heimnisse des R. Reagan. 



Hinter dieser Lügenkampagne Washingtons verbergen sich 
freilich ernstzunehmende Beweggründe. Einmal will die Rea­
gan-Administration rur ihr Vorhaben werben, die überle­
benshilfen rur die Völkermordregimes EI Salvadors, Guate­
malas und deren loyale Nachbarn (Honduras, Kostarika) 
auszuweiten. Am 10. März dJ. erst hatte der US·Präsident 
der Kongreß darum ersucht, seine Forderung einer zusätz­
lichen Militär- und Wirtschaftshilfe von insgesamt 298 Mio 
Dollar rur diese Regimes sowie Panama, Belize noch für das 
jahr 1983 (350 Mio wurden bereits gewährt) zu billigen. 
Der Bärenanteil soll der salvadorianischen Regierung Magana 
zufließen, genau 110 Mio Dollar an militärischer Nothilfe 
und 67 Mio an Wirtschaftshilfe. Für die Frontstaaten Hon­
duras, Kostarika und Belize sollen zu:;ammengenommen 10 1 
Mio Dollar an Wirtschaftshilfe und, einschließlich Panamas, 
20 Mio DolJar an Sicherheitshilfe abfallen.4 

Die Invasion der Contras: kein "Mythos" 

Ein zweites Motiv ftir R. Reagans Lügenkampagne liegt 
darin. vom eigenen, längst auf Hochtouren laufenden Inter­
ventionismus gegen Nikaragua, Grenada, Kuba und die Be· 
freiungsbewegung EI Salvadors abzulenken bzw. diesen als 
angebliche Gegenaktion zu rechtfertigen. Seit ihrem Amts· 
antritt Anfang 1981 ftihrte die Reagan·Administration fol­
genden Standardvorwand für ein zunehmendes US-Militär­
engagement in der Region an: Es gelte einen Strom an Waf­
fen und Soldaten, der von Kuba und Nikaragua aus nach EI 
Salvador fließe, zu unterbinden. Die Beschuldigten wurden 
wiederholt mit Kriegs- und Invasionsdrohungen traktiert. 5 

Die jetzt aus der Luft gegriffene "neue Sowjetpräsenz" in 
Nikaragua und Grenada und das Geschwätz von der nun­
mehrigen "Bedrohung der nationalen Sicherheit" der USA 
von Süden her dienen nicht zuletzt dem Zweck, die propa· 
gandistische Vorbereitung so1eher Aggressionsakte aufzu­
frischen. 
Längst enthüllt sind die Geheimentscheide des Nationalen 
Sicherheitsrates in Washington aus dem jahr 1981, die "ver­
deckte Operationen" zur Destabilisierung der Linksregimes 
in Nikaragua und Grenada vorsehen. Im November 1981 gab 
der US-Präsident grunes Lkht für einen Etat von 19 Mio 
Dollar, mit dem vom CIA imjahr 19821nterventionslrupps 
gegen Nikaragua vornehmlich auf honduranischem Boden 
formiert und für überfalle, Sabotageakte usw. flottgemacht 
werden sollten. 
Zugleich baute man Honduras zur Aufmarschbasis gegen 
Nikaragua aus. Das zeigt die Errichtung neuer Militärbasen, 
die großzügige Aufrüstung der honduranisehen Armee (die 
US·Militärhilfe an sie soll für 1983 auf 40 Mio Dollar ange­
hoben werden !) , die Ausrüstung, Ausbildung und Besoldung 
der anti:;andinistischcn Söldner (Contras), sowie die Durch· 
führung groBangelegter Militärmanöver der Streitkräfte von 
Honduras und den USA u.a. im NOllember 1981, im juli 
1982,6 dann im Februar 1983. 

Im januar d.]. gestand im übrigen CIA-Dircktor William 
Casey vor dem US-Kongreß ein, daß man die Interventions­
trupps weiter ausbilde und mit Waffen beliefere. 
Doch nun, als sich am 22. März d.]. die Invasion der rund 
2.000 gut ausgerüsteten Contras von honduranischem Boden 
aus ereignete. suchte die Reagan-AdminiSlration sie als eine 
"interne Angelegenheit" hinzustellen. Auf einer ftinftägigen 
Sondertagung des UN-Sitherheitsrates Ende März erklärte 
die Chefdelegierte der USA, jeanc J. Kirkpatrick. es sei ein 
"Mythos, daß Nikaragua eine Invasion seitens der Vereinig. 
ten Staaten, Honduras' oder irgendjcmandem widerrahrt". 7 
Mit dieser Argumentation blockte Washington auch dk For­
derung der nikaraguanischen Regierung ab, man möge unter 
Vermittlung des UN·Generalsekretärs Pcrez de Cudlar uno 

Rede Ronald Reagans vom 10. März 1983 
So wichtig ist uns Mittelamerika 

In ~i n~1 Rede VOI dem HentclkN.,rband der USA untrntrieh Prä.i· 
dent Reagan;un 10. Män 1983 die grofk Bedeutung Mit~ I :ameri­
kas und .,nuchtr den am.,rikaniJch.,n Kongr.,ß um 130 Mio Dollar 
an Si.;:h.,rhdl.l· sowie um 168 Mio Dollar an Wirl.lchaftJhilfe. 

( ... ) Die Staaten Mittelamerikas gehören zu unseren engsten Nach­
barn. So liegt beispielsweis.e EI Salvador näher an Texas als T.,xas 
an Massachusetl.l. Minelamerika ist ganz einfach zu nahe, und es 
geht ftir uns in strategischer Hinsicht um viel zu viel, als daß wir die 
Gefahr ignorieren könnten. daß dort Regierungen die Macht ergrei­
fen, die ideologische und militärische Verbindungen zur Sowjet­
union haben. 
Lassen Sie mich Ihnen sagen, wie wiehtit: Mittelamerika ist. 
An der Basis Mittelamerikas liegt der PanamakanaL Die Hälfte des 
Außenhandels der Vereinigten Staaten geht auf seinem Weg von 
oder zu unseren H.äf~n entweder durch di~sen Kanal oder über 
andere karibische Seewege. Im Norden davon liegt Mexiko, ein 
Land von gewaltigem Potential an Menschen und Material, ein 
Land, mit dem wir 1800 Meilen gemeinsamer, friedlicher Grenze 
haben. 
Zwischen Mexiko und dem Kanal liegt Miuclamerika. Während ich 
heute zu Ihnen spreche, befinden sich die dortigen Staaten inmit· 
ten d~r ernstesten Krise ihrer Geschichte. Die aufgestauten Miß· 
stände sowie sozialrr und wirlSchaftlich~r Wandrl stellen rine Her­
ausforderung des Oberlicfert~n dar. Neue Führer mit neuen Zielen 
sind aufgetreten, die für ihre Völker ein neues und besseres Leben 
wollen. Das ist gut. 

Das Problem besteht darin, daß rine aggressive Mind~rhritsich auf 
Gedeih und Verderb mit den Kommunisten v~rbündet hat und 
nach den Sowjets und deren kubanischen Hand l~rn schaut, da· 
mit diese ihnen dabei helfen, politischen Wandel durch Gewalt zu 
erreichen. Nikaragua ist zu ihrer Basis geworden. Dies~ Extremisten 
machen kein Geheimnis aus ihren Zielen. Si., predigen die Doktrin 
ein.,r "Revolution ohnr Gr~nzen". Ihr entes Ziel ist EI SaJvador. 
Warum id EI Sal~ador wichtig? 
Nun. man muß zuent ganz einfach die menschlich~ Tragödie s~hen. 
Tausend., sind b"r~ilS umgekommen, und wenn d~r Konflikt nicht 
auf d~mokratische Weise zu ~inem End~ kommt. könnten noch 
Millionen weilerer Menschen in d~r ganzen Hemisphäre betroff~n 
sein. Das Volk von EI Salvador hat bewiesen, daß es dk D~mokra­
tie will. Aber wenn dk G~walt der Gu.,rilla obsiegt, wird es die 
o.,mokrati~ nicht bekommen. EI Salvador wird zusammen mit 
Kuba und Nikaragua zu einer Basis w~rden, von der aus sich nru~ 
Gewalt in Guat.,mala, Honduras, sogar in Kosta Rica ausbreiten 
wird. ( ... ) 
Daß wir uns nicht miß~r5tehen: Wir wollen dasselbe, was die Men­
sch.,n in Mittelamerika wollen - ein Ende des Tötrns. Wir wollen, 
daß die Freiheit dort ~ rhalten bleibt, wo es sie jetzt gibt, und daß 
si., dort er5l~ht, wo es sie ni<:ht gibt. Der kommunistische Plan 
dagegen Ix,absichtigt. das Ldden d<:r M~nschen in Mittelamerika 
auszunützrn, um das H~rr. da westlich.,n Hemisphäre zu treffen. 
Durch Verhinderung von Reform und durch EinfUhrung ihrer ~ig.,­
nen Art von Totalitarismus könn<:n sie di., Fr.,iheit und d~n Fri.,­
den bedroh"n und unsere nationale Sich.,rheit schwächen. ( ... ) 
Wir haben lange gebraucht, um zu b"grcif"n. daß die Verteidigung 
der Karibik und Mittdam.,rikas gegen ein., marxistisch-I.,ninistische 
Einv"rnahm~ für uns.,re nationale Sichcrhrit auf ein., Weilt leb~ns­
wichtig ist, wie wir bisher nicht zu denken gewohnt waren. ( ... ) 
(Quelle: Amerika Dienst. Dokumentation, Bonn, Nr. 121 
16.3.1983. S. 2-5) 

ver.l:üglich bilaterale Verhandlungen aufnehmen. 
Wie real ist die Invasion gegen Nikaragua? Inwieweit läßt 
sich die Beteiligung der USA und Honduras' an der Kriegs­
ruhrung gegen die sandinist ische Revolution nachweisen? 
Bereits in den Vormonaten waren wiederholt Intcrvl'ntions­
trupps von hondurdnischem Boden aus in Nikaragua einge­
fallen, um Grenzorte anzugreifen, Sabotageakte oder Mord­
anschläge auszufUhn:n. Doch die am 22.3.1983 in die Nord­
und Zenlralregion Nikaraguas l·inmarschierten und eingeflo· 
genen Invasoren drangen erstmals massiert ins Landesinnere 
bis naeh Matagalpa, rund 160 km von der Hauptstadt Mana· 
gua entfernt, vor. 
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Ihr Ziel bestand - so der schwedische Dokumentarist Peter 
Thorbjörnsson nach Gesprächen mit Führern der Contras -
zunächst einmal darin, den nördlichen T eil Nikaraguas w eit­

gehend zu besetzen und feste Lager einzurichten. Gestützt 
auf nachgelieferte schwere US-Waffen, die dann nicht m ehr 
von H onduras aus mühselig über die Berge transportiert wer­
den müßten, sondern von der honduranisehen Luftwaffe 
eingeflogen werden könnten, wollte man in einem zweiten 
Anlauf mit einer großangelcgtcn Offensive die wichtigsten 
Städte erobern. Managua sollte, so der Geheimsender der 
Contras "Radio 15 de Septiembre", innerhalb von 60 Tagen 
fallen. Die InteTVenten hofften freili ch - wie schon 1961 
die exilkubanischen Invasoren der Schweinebucht - vergeb­
lich darauf, daß ihnen eine konterrevolutionäre Volkserhe­
bung zu Hilfe käme. Nur so wäre es möglich gewesen, einen 
Brückenkopf in den Provinzen Matagalpa, Jinotega, Nueva 
Segovia und Zelaya zu errichten und wenigstens einige Orle 
zu erobern. 
Bis Anfang April d.J. gelang es Einheiten der sandinistischen 
Volksarmee und Volksmiliz 400 Invasoren außer Gefecht zu 
setzen (Tote, Verwundete und Gefangene), die Landverbin­
dungen nach Honduras abzuschneiden und den wichtigsten 
Feldflugplatz der Eindringlinge in der Provinz Ze1aya (160 
km nördlich von Managua) zu zerstören. Damit wurden die 
Versorgung und der Waffennachschub der Contras empfind· 
lieh geschwächt. 

Anfang April d.J. drangen weiter Kontingente von Interven­
ten von Honduras aus in die oben genannten Provinzen, u.a. 
bis zum Minengebiet von Bonanza in der Provinz Zelaya vor. 

Auch sie wurden weitgehend zurückgeschlagen. Bis Mitte 
April d.J. brachten die sandinistischen Verteidiger (sie ver­
loren 48 Kämpfer, davon 34 Tote) den Invasoren erneut 

schwer~ Verluste bei: 197 Gefallene, 40 Verwundete und 50 
Gefangene. 
Verteidigungsminister Humberto Ortcga zufolge sind die 
noch im Lande operierenden Invasoren im wesentlichen 
unter Kontrolle . Die Hauptgefahr bestehe gegenwärtig darin, 
daß der Söldnerinvasion eine direkte Aggression seitens der 
honduraniseh en Streitkräfte folge. Diese wurden in der Tat 
seit dem 22. März d.J. in den Alarmzustand verse tzt und 
provozierten vermehrt Grenzzusammenstöße. 8 

Sollte der fortdauernde "unerklärte Krieg" - so befUrchtet 
die Sandinistamhrung9 - in einen militärischen Konflikt 
mit Honduras umschlagen, so könnte dies angesichts der 
aktuellen Reagan 'schen Kampagne gegen den angeblichen 
"sowjetischen Militäraufmarsch" in Nikaragua "leicht zu 
einer direkten militärischen Intervention" durch US-Kampf­
truppen fuhren. So sah es Sergio Ramirez Mercado, Mitglied 
der Regierungsjunta Nikaraguas, Ende März d.J.IO Eine 
Reihe neuester Bloßstellungen über die US-Verwicklung in 
die Kriegsführung gegen das revolutionäre Nikaragua können 
diese Annahme nur bestärken. 
Durch Enthüllungen des Magazins Time und der New Vork 

Times Anfang April d.J. wurde bekannt, daß die Interven­
t ionsakte gegen Nikaragua von drei hochrangigen Offiziers­
stäben, zusammengesetzt aus Kommandierenden der hondu­
ranischen und US·Armee (in Panama stationiertes Süd kom· 
mando), der Contras und aus C IA·Experten, angeleitet wer-

Erklärung der Regierung Grenadas 

Reagans faktische Kriegserklärung 
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Vor drei Tagen hat Ronald Reagan e:rklär!, daß das winzige: Grena­
da eine: Bedrohung für die nationale Sicherheit der großen und 
mächlig<:n Vereinigten Staaten darstelle. 
Bruder und Schwestern, laßt uns dieS<':n Angriff ernst nehmen - er 
kam direkt vom Präsidenten, der gleichzeitig Oberbefehlshaber der 
U$·$treitkräfte: ist. Reagan erklärte - öffentlich - , daß eJ auf 
Grenada sowjetische und kubanische Militärstützpunkte mit hoch­
entwickdten Waffen gäbe. Er sagte, wir hätten hervorr.lgende Mari· 
ne- und Luftstützpunkte gebaut und riesige Nachschublager einge· 
richtet. 
Grenadier, Patrioten ... Revolutionäre, wir müssen Reagans Std­
lungnahme als das verstehen, waS sie wirklich ist - sie kommt einer 
Kriegserklärung der Vereinigten Staaten an unser gelichtcs Heimat· 
land gleich. 
Die New-Jewd-Bewegung (sie stürzte im März 1919 das Gairy· 
Regime mit einem Aufstand und stellt mit Maurice Bishop den 
PremiCTminister; d. Red.) und die Rnolutionäre Volk>regierung 
haben nicht den geringsten Zweifel, daß UnSere ruhmreiche Revolu· 
tion gegenwärtig ernsthaft bedroht ist. 
Oie Eskalation von Angriffen auf unsere Re:volution während der 
letzten zwei Monate sicht so aus: 
• . Anfang dieses Jahres, im Januar. griff der US-Vizepräsident und 
ehemalige CIA-Chef, George Bush, in Miami die Revolution von 
Grenada offen an. 
• Auf dem im Januar in Nikaragua abgehaltenen Treffen der 
Außenminister nichtpaktgebundener Staaten ließ die amerikanische 
Regierung ein Papier-zirkulieren, in dem Grenada angegriffen wur­

". 
• Im Februar erwähnt~ die Wa.\hington Post in einem Bericht auf 
der Titelseite, daß Ronald R~agan einem Propagandaplan sowie 
wirt.\chaftlichcn und anderen "ungewöhnlichen und ni<:ht benann­
ten" Dcstabilisieru"gsmaBnahm~-n zugt·stimmt habe. 
• Vor zwei Wochen !lriff Nestor Sanehcz, stellvertretender Vertei­
digungsmini""r der USA, Grenada erneut offen an. 
.~AII1 9. Mä,..~ herichtete eine Nachrichtensendung du Si;mm~ 
Amerikas, daß der US-Verteidigungsmininer, Caspar Weinberger, in 
seinem letzten Bericht behauptet habe, daß sich die Menschen· 

rechtnituation in Grenada venchlechtere, daß Gefangene gefoltert 
würden und hung~m müßten ... aUes Lügen, Lügen und noch mehr 
Lügen! 
• Gleichzeitig kam es in den vergangenen Wochen tu einer syste­
matischen, gewaltigen und äußeI'St koordinierten Verbreitung von 
Geruchten, in Grenada se:lbst und im Ausland. Diese: hatten das 
Ziel. die führung des Landes in Mißkredit zu bring<:n. 

Bruder und Schwestern, all diese Ereignisse können nicht isoliert 
gesehen werden. Sie sind miteinander verbunden und von einer 
eimigen Gruppe koordiniert - vom CIA. 
Deshalb können die U5-Militännanöver, die am 11. März vor Puer­
to Rico begonnen haben, nicht als Zufall betrachtet werden. Ge­
genwärtig sind 36 Kriegnchiffe und über 300 flugzeuge der USA 
an den Kriegsmanövern vor Puerto Rico beteiligt. Zwei Krieguehif· 
fe, die John Kennedy und die Invineible, sind gerade in Barbados, 
ihre Hubschrauber niegen nahe an Grenadas Luftraum her.!.n. In 
den Gewässern 100 Meikn um Grenada befinden . ich sechs US­
Kriegsschiffe: in Trinidad (2), Dominica (I), Antigua (1) und in 
Barbados (2). An Bord diese:r Schiffe sind Tauscnde amerikaniseher 
Soldaten. 

Grenadier, PatrIoten ... Revolutionlire, wir miissen in voller Alarm­
bereitschaft sein. Der US·lmperialismus hat eine Destabilisierung 
durch Propaganda veI'Sucht ... und hatte keinen Erfolg. Sie haben es 
mit wirtschaftlicher Dcstabilisierung versucht ... und scheiterten. 
Sie haben eS mit politischer und diplomatischer Destabitisierung 
versucht ... und scheiterten. Womit immer sie es auch veI'Suchen, sie 
werden wieder scheilern. Womit sie: auch kommen, wir werden sie 
zurückschlagen. 
Rc:agan und seine imperialistischen Handlanger wissen, daß unse:r 
Volk voll hinttf der Revolution steht. Sie wissen, daß unsere Wirt· 
schaft 1982 um 5,5" wuchs - das höchste Wachstum auf der 
westlichen Halbkugel. Sie wissen, daß unserem Volk weitere Er­
rungenschaften tugulekommcn werden - mehr Straßen, bessere 
Wohnungen, verbesserte und ausgeweitete kostenlo!IC Gesundheits­
fiiI'Sor~e, mehr Schulen, immer mehr Stipendien für unsere Studen· 
ten ... ~nd unsere Revolution gewinnt ständig an Stärke. 



den. Als ihr Koordinator, und damit als Kopf des Invasions­
stabes gegen Nikaragua, wurde der US-ßotschafter in Hon­
duras John Negroponte enttarnt, der sein Handwerk wäh­
rend des US-Vietnamkrieges in Saigon erlernte. 
Aufgedeckt wurde ferner, daß d ie Ausrüstungen der Contras 
fast sämtlich von den USA geliefert worden waren und rund 
50 US-Militärberater (Green Bereu) im Jahre 1982 auf hon­
duranischem Boden die Invasoren auf ihren jetzigen Einsatz 
vorbereitet hatten. US-Spez ialisten lieferten desweiteren 
ständig Geheimdienstberichte an die honduranischen Mili­
tärs und die Contras über Standorte und Bewegungen der 
nikaraguanischen Armee in den Grenzbereichen. Es gäbe 
darüber hinaus Pläne, eine "provisorische Regierung" auf 
erobertes Gebiet nach Nikaragua einzuflicgen. l1 

Aufmarschbasis Honduras 

Unterdessen bereitet man südlich der honduranischen 
Hauptstadt Tegudgalpa die Installierung einer US-Radarsta­
tion vor, die dank eines Radius von über 300 km Bewegun­
gen der revolutionären Streitkräfte in Nikaragua und EI SOli­
vador noch lückenloser aufklären soll. Schließlich plant die 
Reagan-Administration, bis Ende Mai d.J. mehrere Truppen­
übungsplätze auf honduranischem Boden einzurichten, auf 
denen 17.000 salvadorianische Soldaten durch 50-100 US­
Militärberater ausgebildet werden sotten. 12 

Beides sind Zeichen dafür, daß die Verantwortlichen in 
Washington zielstrebig auf eine Regionalisierung des Kriegs­
zustandes, auf I, 2, 3, viele Invasionen zusteuern. Da der 

Während Grenada all diese politischen und wirtschaftlichen Fort­
schritte macht, bricht die Wirtschaft auf den anderen englis<:hspra­
ehigen Inseln und in den Vereinigten Staaten zusammen. In den 
USA nimmt die Obdachlosigkeit zu, die Kriminalität steigt, die 
Arbeitslosigkeit wächst, soziale Leistungen werden gekünt und die 
armen arbeitenden Menschen geraten immer mehr in Not. 
Grenada ist in der Tat ein Beispiel rur die englischsprachige Region 
und den Rest der Welt. 
Grenadier. Patrio!en ... RevoJu!ionäre, wir haben alle Versuche ab­
gewehn, unsere Revolution rilckgiingig zu machen. 
Sogar als Reagan seine Manöver im August 1981 ( .. Ocean Ventu­
re"; d. Red.) als Probe einer direk!en Invasion unseres Landes, 
durchfühne, mußte er seine Pläne aufgeben. Unser Volk an!wortete 
mit dem großen Manöver "Helden des Vaterlands" - Wir zeigten 
dem US-Impcrialismus. daß wir bereit sind, die Revolution bis zum 
letzten Bluutropfen zu verteidi~n. 
Heute muß eine noch entschiedenere Antwort gegeben werden, 
weil die Bedrohung schwerwiegender, ernster ist - der Feind ist 
gerahrlicher und venweife\ter geworden. Laßt uns unsere ruhm­
reiche Revolution um jeden PTcis verteidigen. 
Wir miiJsen: 
• umere Strände bewachen. nach Schiffen und Flugzeugen Aus­
s<:hau halten; 
• un~re Fabriken und die neuen Projekte der Revolution schüt· 
zen; 
• Informationen über sämtliche, auch über lokale, verdächtige Ak· 
tivitäten weitergeben, denn der CIA versucht immer einheimische 
Kräfte zur Unterstützung seiner schmutzigen Arbeit zu gewinnen; 
• alle Aktivitäten der Revolution unterstützen; dem Imperialismus 
zeigen, daß wir stark und einig sind. 
Wir müssen bereit sein,jegliche revolutionäre Aufgabe zur Verteidi· 
gung unseres Heimatlandes zu übernehmen. 

Die Revolution schreitet voran I Nieder mit dem Imperialismusl 
Hoch die Revolutionl 
Lang lebe die Rcvolutionl 
(Quelle: Granma. Weekly Review, Havanna, S.4.198~) 

w."" , Tag. ' u, ik, In •• " ..... """""'"" ... ," C" "'"", .m hoo<lu, .... . "'h. n G,on'l.1:>o<1 So.!,," 
... "< ..... hl 

Widerstand im US-Kongreß und weltweit, gegen eine ;tuneh­
mende Ausweitung der Hilfe an das krisengeschütldte Re:­
gime EI Salvadors überhand nimmt, weicht die Reagan­
Administration auf ihre: Aufmarschbasis l-Ion4-uras aus. 
Wie die US-Newsweek vom 11.4.1983 aufdeckte hat man 
gle:ichlaufend das Programm und den Geheimetat rur die 
Aufrüstung der exilnikaraguanischen Interventen auf hondu­
ranischem Boden erweitert. Von ursprünglich gewährten 19 
Mio Dollar rur CIA-Aktivitäten im Jahr 1983 e:rhöhte Was­
hington jüngst auf 30 Mio Dollar, wovon das meiste: rur 
Waffenkäufe, Kommunikations- und Ausbildungszwe:cke der 
Contras verwandt werden soll. 

Im fall EI Salvadors drängt die Re:agan-Administration ein 
mal auf die dramatische Erhöhung besonders der US-Militär­
hilfe für die Regie:rung Magaila. 
Ronald Reagan hatte zusätzlich zu den hierftir bereiu bereit­
gestellten 26 Mio Dollar rur 1983 weitere 110 Mio Dollar 
vorgesehen. wovon er 50 Mio Dollar ohne Überprüfung des 
Kongresses aus seinem Sonderfonds entnehmen kann. Die 
restlichen 60 Mio Dollar wurden jedoch bei der erforderli­
chen Überprüfung vom Senat auf 30 Mio Dollar gekürlt und 
mit der Aunage versehen, in EI Salvador das Zustande kom­
men eines Dialogs zu fördern. 
Eben dies lehnt die Reagan-Administration jedoch weiterhin 
kategorisch ab. Staudessen bewog sie ihre Verbündeten in 
San Salvador. zu Ablenkungszwecken die rur Mär~ 1984 vor­
gesehenen Präsidentschaftswahlen auf Ende 1983 vorzuzie­
hen. Das Dialogangebot der Befreiungsfronten FMLN,.-DR 
soll auf diese Weise unterlaufen werden. Und dies geschieht 
in einer Situation, da die Aufständischen militärisch die 
Oberhand über die demoralisier ten Regierungstruppen ge­
wonnen haben, da das Regierungslager durch innere Wider­
sprüche geschwächt ist. 
R. Reagan will die Zahl der offiziellen US-Militärberatcr in 
EI Salvador, von derzeit 55 auf mindestens 85 und zudem 
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deren Kompetenzen, in die Aufstandsbekämpfung dn7.UgTe;­
fen, erweitern. Diesem Zwe<:k soll insbesondere auch die 
ad·hoc-Ausbildung mobiler kleinerer Antiguerilla-E lite­
trupps von je 350 Mann. die man in allen 14 Provinzen des 
Landes stationieren will. dienen. I3 

Da der US·Kongreß wegen der zunehmenden Ahnlkhkeiten 
dieses Engagements mit dem in Vietnam sich gerade der 
Entsendung von immer mehr US-Offiz ieren nach EI Salva­
d o r widersetzt, soll diese Hürde nun uber Honduras genom­
men werden. lIier wie im Fall Nikaragua steht außerdem die 
honduranische Armee als stellvertret ende Interventionstrup· 
pe b ereit, die denn auch seit Juni 1982 mehrfach direkt in 
das Kriegsgeschehen in EI Salvador e ingegriffen hat. 
Anfang April d.J. warnte schließlich Grenadas Außenmini­
ster Unison Whiteman vor der akuten Gefahr einer Invasion 
auch gegen sein Land. Während eines Seekriegsmanövers 
"Readex 1-83" in der Südkaribik, an dem 3 Flugzeugträger. 
77 Kriegsschiffe und 300 Flug-auge der USA und anderer 
NATO-Mächte teilnahmen, waren 5 unidentifizierte Kriegs· 
schiffe in grenadische Gewässer eingedrungen. Kur/; darauf 
wurden zwei Bootsbesatzungen festge'nommen, als sie nahe 
der lIauptstadt SI. George's 01.11 Land gehen wollten. 

Ende März d.J. halte I'remierminister Maurke Bishop be­
kannt gegeben, daß CIA·Offi1.iere Söldner (Exilgrenadier. 

Exi lkubaner und .Nikaragualler) rur ein Invasioll sprojc kt ge­
ge" Grenada vorbereiteten. 14 Aueh in diesem Fall lehnte 

Washington das Verhandlungsangebot der Gegenseite ab. 
Intensiven Vennilliungsversuchen mehrerer lateinamerikani­
scher Staaten (Mexiko, Venezuela, Kolumbien, Panama) 

und der Vereinten Nationen blieb bislang ebenso der Erfolg 
versagt. Einmal mehr droht der mittelamerikanisch·karibi· 
schen Region eine Kriegscskalation - im Auftrag Ronald 
Reagans. 

Anmerkungen: 
I ) Zit. nach: U.S. News & World RePOrl (USNWR), Washington, 

14.3.1983 
2) Zu den erfolgreichen FMLN.()ffensiyen vom Oktober 1982 und 

Januar 1983 , iehe: AlB 1/1983, S. 8·1 1 und AlB 3/ 19 83, S. 
14·17 

3) International Herald Tribune (lHT), Paris/Zürieh, 14.3.1983 
4) Datennaeh: USNWR, 21.3. 1983 
5) Zum Ablauf des US· lnterventionismus in Minelamerika und der 

Karibik siehe ausruhrlich : AIß 1,4 und 7-8/ 1982 
6) Siehe im Einzelnen: AlB 10/1982, S. 4·7 und 1/1983, S. 4-7 
7) IHT,25.3.1983 
8) Daten nach: ADN, 29. und 30.3. 1983; IHT, 3 1.3. 1983; Time. 

New Vork, 4.4.1983; Latin Ameriea Weekly Reporl (LAWR), 
London, 31.3. und 15.4.1983 

9) BarriCllda, Managua, 9.4.1983 
10) IHT,28.3.1983 
11 ) Na~h: Time, 4.4.1983; New Vork Tirnes, 3., 7. und 10.4.1983 
12) Daten naeh: ebenda; IHT, 22.3.1983; B05ton Globe, 27.3.1983 
13) Dalen naeh: LAWR, 4. und 31.3. 1983; Minelamerika Informa­

lionsdiensl (mid), 8.4.1983 
14) Laut: LAWR, 3 1.3. und 15.4.1983; ADN, 26./27.3. 1983 

Enthüllungen des Exagenten Hector Frances 
und zweier gefangener Contras 

Auf einer Presst:konferenz in Managua Anfang April d.J. wurden 
zwei jüngst gefangengenommene Interventen vorgefiihn, die die 
direkte Beteiligung des CIA und der honduraniKhen Armee· und 
Ckheimd~nstspitze bezeugten. 
Jas.: GabrieJ N,q.,ra Andrade (48), vormals Leutnant des guatemal­
tekiKhen Geheimdienstes, sagte aus, daß er ab 1979 für den CIA in 
Honduras und dann für den honduranisehen Geheimdienst im 
Raum EI Paraiso und Tanli gearbeitet habe. Sein Vorgesetzter, 
Hauptmann Pio Flores, habe ihm seinen Sold in Höhe ,·on 2.000 
Lcmpiras (ca. 1.000 Dollar) monatlich ausgezahlt und ihn mit der 
Vereinigung der früheren Somozagardisten in diesen Ckbieten be­
auftragt. 
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Vom Stützpunkt Arenales in Honduras war er Ende Januar d.]. mit 
einer Grupp~ anderer antisandiniHischer Söldner auf nikaraguani­
Khes Territorium (Anlaufpunkt Guapinolito) vorgedrungen. Seine 
~linion lautete, si~h bis nach Managua durchzuKhtagen, um don 
die Ermordung führender Mitglieder der R.egierung des Nationalen 
Wiederaufbaus zu organisieren. Diese MordanKhläge seien auf ei­
nem Trdfen in der honduranischen Hauptstadt Tegucigalpa be­
schlossen worden, an welchem Cl A·Repräsentanten und Armee~her 
General Gustavo Alvare:r: Maninez teilgenommen hätten. 
Die sog. Nikaraguanischen Demokratis~hen Kräfte (FDN), in denen 
sich die bewaffneten konterrevolutionären Gruppen auf handurani· 
s~hem Boden 1982 ~usammengefunden hätten, seien - so Najera 
Andrade weiter - eine reine Marionettenm-ganisation des Pentagon, 
des CIA und der honduranis~hen Sneitkräfte. Somozagardisten sei­
en innerhalb der FDN klar tonangebend. 
.' rcddy Antonio Sandino Vidarne (23), ehemals Offiziersanwarter 
der Nationalgarde unter der Somon-Diktatur, War am 19, Feb ruar 
dJ. im Norden NikaraguM von der Sandinistischen Volksarmee 
gefaßt worden. Die Mission seiner InterventiollStruppe habe in 
Sabotageakten gegen Transporifahrzeuge des Bau- und Industrie· 
sektors bestanden. Sandino Vidarne gestand ferner ein, daß ihnen 
~lilfe von außerhalb, konkr~t von seiten der honduranis~hen 

Armee, in Form von penoneller Verstärkung und Waffenlieferun­
gen, zuteil geworden sei. Die in seinem Lager in Honduras unter· 
gebrachten rund 750 Mann hätten im übrigen Unterstützung durch 
die USA, Israel und Honduras erhalten. 
Bereits im Ik' .. ember 1982 halte das nikaraguaniKhe Fernsehen 
eine in Mexiko-5tadt aufgenommene Videokassette mit den Aus· 
sagen des Argentiniers H«lot Franc« ausgenrahh. Er war in Hon­
duras im Auftrag des CIA als Ver~indungsmann zu nikaraguani· 

schen Konterrevolulionaren tätig und wegen der probritiKhen Hal­
tung der USA im Malwinen·Konflikl aus der Intervenlionnätigkeit 
gegen Ni~ragua ausgestiegen. Seine Aussagen unterstützen, so er­
klärte der nikaraguaniKhe Innenminister Toma.s Borge, die Er· 
kenntnis der nationalen Sieherheitsorgane. 
Seit 1980, so erklärte lleclor Franoes, gäbe es Bemühungen des 
CIA, die konterrevolutionären nikaraguanischen Gruppen ("Gon­
tras") in Honduras zu einer Organisation zu vereinigen. Die Führer 
der Gruppen seien schließlich in Miami zu einer Obereinkunft ge­
kommen. Anfang 1982 hätten si~h die Contras zur Organisation 
Nikaraguanis~he Demokratische Kräfte (FON) zusammengeschlos­
sen. "Der außerordentli~he Finanzbeiuag" der USA habe es ermög­
licht, .. yers~hiedene Lager einzurichten, Tausende Männer ~u be· 
waHnen und den Führern der Konlerrevolutionäre einen entspre­
ehenden Sold zu zahlen, ebenso wie die Gehälter paramilitäris~her 
ausländischer Berater, die zwischen 2.:'00 und 3.000 Dollar pro 
Monat liegen." Man habe "Scheinulllernehmen w~ Forstwirt· 
schaftsbetriebe gegrundet, um die Operationen zu tarnen". 

Honduras, so beslätigte Hi<:tor Frances, spiele eine zentrale RolLe 
in den Aggressionsplänen der USA gegen Nikaragua. Armeechd 
Ckneral G. Alvarez Martinez und der Chef der Speziellen Sicher­
heitskräfte von Honduras stünden mit dem "Generalstab" der FDN 
in Verbindung und erhielten ständige Anleitung durch die CIA. 
DM Einschleusen von Konterrevolutionären nach Nikaragua - 50 
erläutene der Argentinier - werde durch gleichzeitige ObcrfiiUe 
getarnt, die von jenen Lagern ihren Ausgang nähmen, die sich "ent· 
lang der gesamten honduranisehen Grenze zu Nikaragua hinziehen 
und in denen mehr ab 3.000 komplett ausgerüstete Manner unter 
Waffen stehen". 

Am 14. Oktober 1982 sei die Operation eines Kontingents von 800 
Mann von Honduras aus gegen Nikaragus gestartet worden mit dem 
Ziel, Femmeldeverbindungen, Brü~ken, Straßen, militärische Ob­

Ijekle und Elektrizitäuleitunge ll im Nordwesten des Landes zu zer­
stören, um dadur~h die Kontrolle über dieses Terrain zu erlangen 
und e5 dann als "befreit" zu erklären. Als nächster &hritt sei die 
Bildung einer Exi lr<:gierung sowie deren Anerkennung durch die 
USA, Honduras und einige andere Staaten vorgesehen. 
In 14 Städten Nikaraguas - $0 enthüllte HeCIOr Frands ferner ­
existierten derzeit "Zellen" mit terroristis.:hem Aurtrag. 
(Quellen: Barricada Internacional, Managua, 20.12.1982 und Gran· 
ma. Weekly Review, Havanna, 10.4.1983) 



Erklärung des Internationalen Romero·Symposiums 
vom 26./27 März 1983 in Wien 

Die Stimme der Gerechtigkeit ist nicht umzubringen 
Am 26./27. März d.J. fand in Wien anlä6Jich des 3. Jahrestages der 
Ennordung du salvadorianischen E .... bischob Oscar Amulro Romero 
ein Internationales Symposium "Romcro - Erbauer der Kirche der 
Armen" statt. 
An ihm n.ahmcn mehr ab 80 Personen teil, darunter Or. lvan Mcjia 
Solis, Außerordentlicher und Buollmächtigtcr Batsch"flc. der Re. 
pubük Nikaragua in Ostcrn:ich, Prof. Luis dc Scb:utian, Mitglied der 
Politisch-Diplomatischen Kommi!;Sioß der Dcmokratisch·Revolutio­
nän:n Front (FDR) EI Sah'adors und ehemaliger Mitarbeiter Erz­
bischof Rome.os, zwti Vertreter des Komitees "Pro Justicia y Pu" 
;o.UI Gu.tcmala, Erieh Wdngiirtncr, Exckutivsckutär der Kommission 
der Kirc hen HiT Internationale Angelcgenh.,iten dei Wdtkin:h"nratcs 
(Genf), Bischof Or. Vekoslav Grmic aus Maribor Uu'ioslawien) so .... ie 
Gäste aus den Niederlanden, Schweden. der Bundelirepublik, der 
DDR undjugOlilawien. 
Die Teilnehmer des Symposiums verabschiedeten einen Brief an die 
österreichische Bundesregierung und d;" politischen Parteien sowie 
die hier dokumentierte Abschlus...rkliirung. 

"Mich können sie töten, aber die Stimme der Gerechtigkeit können 
sie nicht umbringen." "Wenn sie mich töten, werde ich im Volk von 
EI Salvador auferstehen." Diese Worte, die Enbischof Oscar Arnulfo 
Romero wenige Wochen vor seiner Ermordung (am 24.3. 1980 in San 
Salvador; d. Red. ) sprach, zeigen deutlich, daß er bereit war, sich bis 
zur Konsequenz des Todes für die Befreiung leines Volkes eirn:uset· 
zen. Es ist daher gerechtfertigt, Romero einen "Märtyrer des salvado· 
rianischen Volkes" zu nennen. Sein Erbe gehört dem leidenden und 
um leine Befreiung kämpfenden Volk von EI Salvador sowie allen 
Völkern, die fiir Gerechtigkeit, Menschenwürde und Befreiung 
kämpfen. 
Das Erbe Romeros ist gerade in der gegenwärtigen Situation Zentral· 
amerikas aktueller denn je. In den drei j allren seit leiner Ermordung 
haben die MenschenrechlSverietzungen und die Unterdrückung der 
Völker - vor allem in EI Salvador und Guatemala - noch zugenom· 
men. Zehntausende unbewaffnete Zivilisten sind von Regierungstrup· 
pen und paramilitilri$Chen Organisationen ermordet worden. Das 
"Verschwinden" von Memchen sowie grausamste Foltermethoden 
sind an der Tagesordnung. 
Gerade Christen diirfen angesichts dieler Tatsachen nicht schweigen. 
Die Existenz der "Kirche des Volkes" sowie christlicher Basisgemein· 
den und das Engagement vieler Christen in den Volksbewegungen 
sind ermutigende Zeichen rur den Beitrag von Christen zum Befrei· 
ungsprozeß der Völker Zentralamerikas. Sie verdienen die Solidarität 
und Unterstützung durch die Kirchen und OIristen in allen Teilen 
der Welt. 
Auf der anderen Seite gibt es in Zentralamerika immer noch Christen 
- darunter auch hohe kirchliche Würdentrliger -, die mehr oder we­
niger offen eine volksfeindliche Politik unterstütun. Unterdrückung 
und Morde "im Namen des Christentums" oder eines chrut lich ver· 
brämten Antikommunismus sind leider immer noch eine Realität. Es 
in eine Pflicht aller Kirchen und Christen, dielen Mißbrauch des 
chrütlichen Glaubens öffentlich und entschieden zu verurteilen. 

Die Kirche e hriti muß den Bdreiungsprozeß unterstützen 

Enbischof Romero hat wiederholt auf die Mitverantwortung der Re· 
gierung der USA für die Ungerechtigkeit und Unterdrückung in Zen· 
tralamerika hingewiesen. Insbesondere verurteilte er die Militärhilfe 
der Vereinigten Staaten für EI Salvador. Gerade diese Militärhilfe 
wurde jedoch in den letzten drei jahren ~elVielfacht. Während die 
Regierung Reagan die Regierungen von EI Salvador, Guatemala und 
Honduras maSfiv unterstiitzt, verhindert sie bis heute Verhandlungen 
zwischen der Regierung und der Opposition in EI Salvador und ver· 
sucht, durch politische, wirtschaftliche und miJitäri$Che Maßnahmen 
die Regierung Nikaraguas zu destabilisieren. 
Gerade die jüngsten überfalle somozistischer Söldner auf Nikaragua, 
die von Stützpunkten in Honduras aus erfolgt sind und zumindest 
indirekt von den USA unterstützt werden, haben die Lage in Zentral· 
amerika gefahrlich zugespitzt. 
In dieser Situation erklären wir unsere Solidarität mit dem Volk von 
Nikaragua und der Sandinistischen Front der Nationalen Befreiung, 
die erst vor vier jahren das joch der jahrzehntelangen grausamen 

Somoza·Diktatur abgeschüttelt und daher ein Recht haben, nun end· 
lich in Frieden und ohne ä.ulkre Einmischung ihre Entwicklung 
selbst zu bestimmen. 
Wir sind auch solidarisch mit jenen Priestern und Laien in Nikaragua, 
die sich aktiv am Prozeß des Aufbaus einer neuen und gerechteren 
GesellsChaft beteiligen. In diesem Zusammenhang bedauern wir es, 
daß Papst johannes Paul 11. bei seinem jüngsten Besuch in Nikaragua 
die "Kirche des Volkes" verurteil! und damit zu einer Vertiefung der 
Spaltung der nikaraguanischen Kirche beigetragen hat. 
Wir sind davon überzeugt, daß die Kirche angesichts der tiergreifen· 
den gesellschaftlichen Konflikte in Zentralamerika nicht neutral sein 
kann. Die Kirche OIristi muß immer auf der Seite der Armen Slehen 
und deren Befreiungsprozeß unterstützen. Nur auf diese Weise kann 
sie - vor allem in Zentralamerika - einen echten Beitrag für Frieden 
und Gerechtigkeit leinen. Das Vorbild von Enbischof Romero sollte 
hier ein Amporn für die Kirchen Zentralameriku und darüber hinaus 
sein. 
Aus Anlaß des 3. jahrestages der Ermordung des Erzbischofs von San 
Salvador denken wir in besonderem Maße an das Leiden des salvado· 
rianischen Volkes. Wir erklären uns solidarisch mit den im Berrei· 
ungskampf engagierten Otriuen - insbesondere mit der "Nationalen 
Koordination der Volkskirche 'Oscar Amulfo Romero' " (CONIP) -
sowie mit der gesamten Volksbev.:egung EI Sal~adors, die ftir eine 
demokratiSChe und gereChte Gesellschaft kämpft. Wir unterstiitzen 
den von der vereinigten Oppositionsfront FMLN/ FDR vorgebrachten 
Vorschlag, durch Gespräche zwischen Regierung und Opposition 
Möglichkeiten für eine friedliche Lösung der tiefgreifenden gesell· 
schaftlichen Probleme des Landes zu suchen. 
Die Erinnerung an Enbischof Romero bedeutet rur uns die Ver· 
pflichtung, unsere Solidarität mit dem Volk von EI Salvador und mit 
allen Völkern Zentralamerikas zu verstärken und in unsere r jeweils 
konkreten Situation - in den Kirchen, in Aktionsgruppen usw . ...:. in 
diesem Sinne zu wirken. 
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Namibia 

Hans Mayer 

Angolas Namibia-Initiative 
ist gescheitert 

Eine diplomatische Offcnsj\(, \'(rsuchte wieder Bewegung in 
die :-':amibia-Vcrhandlungen zu bringen, die im Spätsommer 
1982 praktisch zum Erliegen gekommen waren (siehe dazu: 
AlB 6/1982, S. 18-19). In zwei Verhandlungsrunden trafen 
siidafrikanische Regierungsvcnretcr im Dezember 1982 und 
Februar 198.'3 mit einer Delegation der Volksrepublik Ango­
la auf der bp\crdischen Insel S"J zusammen. Die Gespräche 
waren auf Vermittlung des kapverdischen Präsidenten Ari­
SIldes Pereira zustande gekommen. 
Die 1977 gegründete und bislang kläglich geschcill:rte west­
licht' Kontaktgruppe, der die USA, Frankreich. Großbritan­
nien, Kanada und die BRD angehören, hat die Initiati"e für 
eine Lösung des :\arnibia-Konnikts an die direkten Kontra­
henten Angola und Südafrika abgeben müssen. 

Nach der Amtsübernahme Präsident Reagans in WashingIOn 
Uanuar 1981) war es. wie nicht anders zu enl/arten, zu einer 
raschen politischen Verständigung zwischen den l!SA und 
Südafrika (RSA) in Sachen :\'amibia gekommen. Südafrika 
kehrte unter diesen günstigen Umständen gerne an den Ver­
h,mdlungstisch zunick, den es nur wenige ~lonate vorher in 
Genf unter Pauken und Trompeten verlassen hatte. 
Bereits im Mai 1981 wurden zwischen den USt\ und der 
Republik Südafrika (RSA) die Grundlagen für den späteren 
Drci·Phasen-l'lan gelegt. der Namibia möglichst bald in die 
Unabhängigkeit führen sollte. Mit dem Segen der Restmit· 
glieder der westlichen Kontaktgruppe, die sich untu R. Rea­
g-.tn mit der Komparsenrolle zufriedengeben, unterbreitete 
der damalige US-Außenminister Alexander Haig diesen Plan 
seinem angolanischen Amtskollegen Paolo Jorge. Im Januar 
1982 fanden dann die enten direkten Kontakte zwischen 
den USA und Angola statt. 
Dreh- und Angelpunkt dieser zweiseitigen Gespräche war 

der Abzug der kubanischen Truppen aus Angola. Unter­
staatssekreüir Chester Crocker hatte dies noch vor dem An­
trin seiner Amtsgeschäfte im US-Außenministerium zur 
Voraussetzung einer Kamibia.Lösung gemacht. Darüber hin­
aus hatte C. Cracker in seinem Grundsatzpapier zur ameri· 
kanischen I'olitik im Südlichen Afrika die Aufnahme der 
UKITA-Rebellen in eine nationale angolanische Regierung 
gefordert. 

Einen ~lonat später zeigte sich Angola bereit, einem 
Rückzug der kubanischen Truppen dann zuzustimmen, 
wenn Namibia die Unabhängigkeit erreicht habe. Das er­
schien de .1 USA jedoch nicht ausreichend, obwohl sich auf 
internationaler Ebene wie innerhalb der Kontaktgruppe 
Widerstand gegen die unzulässige Verknüpfung zwischen 
dem Truppenabzug der Kubaner und der Lösung der Nami­
bia-Frage breitmachte. Angola gab dem Drängen der USA 
trotz wirtschaftspolitischer Versp~chungen nicht nach. 

Die Namibia-Verhandlungen machten auf andere Weise von 
sich reden. Zu Beginn des Sommers 1982 war es bei den 
Gesprächen über die zukiinftigen Verfassungsprinzipien ge­
lungen, eine Reihe von Hindernissen und strittigen Fragen 
auszuräumen. 

Die Südwestafrikanische Volksorganisation (SWAPO), die 
den Drei-Phasen-I'lan grundsätzlich begrüßt hatte, akzeptier­
te, daß die UN-Gberwachungstruppen (UNTAG) in der 
Gbergangsphase die SWAPO-Guerilleros auch in den Nach­
barländern Sambia und Angola kontrollieren dürften. 

Allein der Wahlmodus, d.h. der Entscheid darüber, ob man 
ein am deutschen Wahlsystem orientiertes Wahlsystem oder 
ein einfacheres bevorzugen sollte, blieb ungeklärt, bis sich 
im April 1982 auch diesbezüglich ein Komprorniß abzeich-



nete. In westlichen Verhandlungs kreisen sprach man bereits 
von einem Waffenstillstand fUr Mitte August J 982 und nach· 
folgenden Wahlen im März 1983. 

Wie schon so oft, erwies sich dieser Optimismus als verfrüht. 
Abgesehen von den zahlreichen ungelösten Detailproblemen 
hatte man die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Eine Stun· 
de nachdem der Cesandte R. Reagans, Cene",,1 Walters, der 
den Angolanern gerade Hoffnungen auf einen "ruhigen" 
Winter der Slidhemisphäre gemacht halle, aus Luanda abge­
flogen war, erMfneten die südafrikauischen Truppen ihre 
Winteroffensh'e im Süden Angolas, 
Bei den bekanntermaßen engen militärischen Kontakten 
zwilchen dem Pentagon und Pretoria müssen die USA davon 
Wind bekommen haben. Sie griffen aber nicht ein. denn 
Angola sollte weichgekocht werden, um der RSA nach dem 
Scheitern ihrer " Internen Lösung" rur Namibia die dringend 
benötigte Atempause zu verschaffen. 
Der Augenblick zur Verschärfung des Drucks auf Angola 
schien nicht ungünstig. Die Wirtschaft stöhnte unter den 
extrem hohen Verteidigungsausgaben und die politische 
Führung des Landes war in sich zerst ritten. Ronald Reagan 
schickte Vizepräsident Bush nach Afrika. George Bush legte 
den Frontstaaten einen kosmetisch veranderten Vorschlag 
rur den Rückzug der kubanisehen Truppen aus Angola vor. 
der mit etwas Wirtschaftshilfe versußt - das US-junktim 
doch noch schmackhaft machen sollte. 
Oie US-Initiati\'e kam dennoch nicht vom Fleck, weil der 
neue Aggrenionsakt der Sudafrikaner die Notwendigkeit ku­
banischer Truppen in Angola nur bestätigen konnte. 

Ausverkauf Angolas auf Sal? 

In dieser reichlich verfahrenen Situation des Namibia·Kon· 
fliklS. der - das darf man nicht ,'ergessen - auf den Köpfen 
des namibischen und angolanischen Volkes ausgetragen 
wird. nahm Angola die ZUgel5e1bst in die Hand. 
Nach mehreren Vorgesprächen traf im Dezember 1982 auf 
der kapverdischen Insel Sal eine hochrangigc südafrikanische 
Regierungsdclegation unter Leitung von Außenminister Pik 
Botha und Verteid igungsminister Magnus Malan mit Manud 
A!exal1dre Rodriguez. dem ango lan ischen Innenminister und 
Polilbüromitglied der ~'lPLA Partd der Arbeit, und sei· 
nem Kabinetukollegen Faustino Muteka zusammen. Wäh· 
rend sich die weulichen Massenm<.-dien noch in Spekulatio­
nen über die Inhalte der ersten Gespräche ergingen. bereitete 
der ehemalige si.ldafrikanische UN-Botschafter Ecksteen An­
fang Januar 1983 bereits die zwei tc Verhandlungsrunde vor. 
die dann mit etwilS Verlagerung auch tatsachlich am 23. 
Februar d.J. eingdautet wurde. 
Wie wenig später aus Luanda verlautete, stand die E"akuie· 
rung der RSA-Truppen aus den SudprovinGen Angolu und 
die Frolge von Sicherheitsgarantien nir die Volksrepublik im 
Miltelpunkt der Diskus.sionen. Der angolanische Verhand­
lungsfUhrtr M. Alcxandre Rodriguez wies daraufhin. daß 
weder die Frage der Anwesenheit kubanischer Truppen 
noch die Unterstützung der UN ITA durch die RSA behan­
delt wurden. Auch von einem G"eistufigen Vorschlag zu 
einem Waffemtillstandsabkommen könne keine Rede sein 
(siehe Kasten). 
Damit könnkn die in der westlichen Presse gedruckten Ver­
mutungen widerkgt werden, dir besagten, Angola beabsich­
tige eint'n Separat frieden mit Sudafrika 'W schließ,·n. Dito 
Resolution 435 der UNO (Wortlaut in: AlB 10/1981, S.8). 
die Namibia in die Unabhängigkeit fUhren soll, lasse sich 
allerdings erst dann verwirklichen. wenn sich die Streitkräfte 
Südafrikas von angolanischem l\'rrilOrium zuruckgezogen 
hätten, hit'ß es von angolanischcr Seite. 
Einen zwdten Schritt in diese Richtung hälle man in einer 

Sam Nujoma 

Kein Durchbruch 
in Sicht 

Ob/:,r die Ieuun kickn jahnehnte hat Sam Nlljoma (53) die 
SiidwCltafrikanilehc Volltsorpnuation (SWAPO) in ihrem Kampf 
um die nationale Unabhingigkeit Namibias angdülu1. In einem 
NewJ\<l·ec.k· lntervic:w von Patricia j. Sethi legl der SWAPO·PriJi. 
dc:ntKine Sieht:tUm aktuellen Stand der Namibiafragc dar. 

FRAGE: jedes der 10 oft von Washington oder Pretoria erstellten 
"Geheim"dokumenle beKhreibt ~nau einen "nahe bevorstehen· 
den Durchbruch" in Namibia. Dann findet doch kein Durchbruch 
Itatt. Wal geht eigentlich vor? 
S. NUjOMA: Du ist ein Teil einer klugen Strategie, die von der 
Reagan-Adminiilration und der südafrikanischen Regierung aufge· 
:togen worden in, um das ranistisehe Regime in Pretoria aus der 
internationalen holierung herauSlurUhren. Es ist ein Versuch, das 
Regime mit einem schanen Kleid herauszuputun. so als müßte 
man annehmen, daS es aufgrund der vorausgegangenen Politik 
leichter. ~SJer ginge. 
EI in allet Bestandteil des gleichen listigen ProzC$$es, der von der 
Reagan·Administration in die Wege geleItet wurde, um die Nami· 
biafrage den Vereinten Nationen:tu entzIehen, um Namibias Unab· 
hangigkei!. mit dem kubaniKhen Abzug aus Angola:tu verknüpfen. 
Die Reapn·Administrlltlon hielt den falsehen Eindruck aufrecht, 
man .sci !licht vor einem Durchbruch und ha~ nur noch ein paar 
ubriggcblicbc:ne Dinge :tu bClleitigen. und daß die Verhandlungen 
mll den Angolanern vorankämen. Es ..... ar nicht mehr als ein Tau· 
KhulliSmanÖver. um Siidafrika eine Chance:tu geben, Stine interne 
Lösung mit Namib~ dUf(;h:tudrucken. ( ... ) 
FRAGE: Wu ilt Ihr Eindruck von den Gcsprachen :twiKhen Ango· 
la und Siidafrika im Februar dJ. auf den ~pvcrden? 
S. NUjOMA: Wenn du Ergebni.. der Gnpriehe auf irgendeinem 
Weg Verhandlungen mit lieh bringt, werden wir uns sicherlich be· 
teiligen. weil die SWAPO der Meinung i..t, daß der bewaffnete Be· 
freiungskampf. den wir führen, nicht im Widerspruch :tu Verhand· 
lungen licht. 
Unser Kampf in ein Kampf rur Unabhingigkeil und Frieden. Wenn 
es eine Möglichkeit für Verhandlungen mit Sildafrika oder über die 
Vereinten Nationen gibt. dann ist die SWAPO:tu Gesprächen be­
reit. Wir ktimpfen für eine gerechte Sachc; deshalb gibt es nichts:r.u 
benLrchten. 
FRAGE: Befürchten Sie nicht manchmal, daß wirtschaftlicher und 
politischer Druck des Westens auf die Fronutaaten den:n Solidari­
tit mit der Sache der SWAPO bccintrlichtigen könnte? 
S. NUjOMA: Die SWAPO .chätlt all die Anstrengungc-n der Front· 
Itaaten :r.u uns.:rcn Gun$len. Aber wir erkennen klar, daß es letu· 
lieh unie.e Aufgabe ut, unsere Freiheit zu gewinnen. Ungeachtet 
der Zwinge .sc;tens der Rcagan-Administnlion werden wir weite.· 
lumpfen. 
FRAGE: Will für eine Rolk Ipiclenjonas Savimbi und seiM Bewe­
gung filr die Totak Unabh!longigkeit Angolas (UNITA)? 
S. NUJOMA: Die UNITA ist eIn ChIp in den Kinden des 11m;· 
stiso;hcn Rc(1mel in Prctorill • .,in W"rkzeug, um es gegen Namibia 
zu gcbr .. uchcn. Sabotagcakte. angcblich von der UNITA "erUbt, 
sind tatlichhch ab~'r von afnkanischen Söldnern und Truppen aus· 
geführt worden. Savimbi zählt ni.chlJ. Die UNIT A hat keinen 
Rückhalt in Angola. 
FRAGE: Wie reag .. ,n:n Sie auf das Argument. daß es cin., "Vtr­
knüpfung" :twinhen der Unabhiingigkcit Namibias und der An· 
1O'CSC'nhe;t kubaniKher Truppen in Angub gibe? 
S. NUjOMA: Die Position der SWAPO bezüglich einer Verknüp· 
fung in klar: kdn Handd. 
Angola in dn louvcrliner Staat, Kuba Ist ein souvcrincr Staat. Das 
h .. t nich~s mil Namibia zu tun. Die USA und Südafrika v"rsuchen 
dcn Eindruck ~u erwecken. daß die SWAPO und Angob cin und 
dieselbe. Strl'itfragc 5(:;. Sie sind es nicht. 
Rc.tllalls Politik i,~ IIckenrl<!;cichu.·t durch das .. ntikommunistische 
Pri5ma, durch wdches cr die Welt sieh1- DaJ amerik~nische Volk 
beklimpfte die britiKhe Kolonialmacht. ~bcr die Rcagan-Admini· 
It.,l.Iion will nicht. d .. ß wir für un""re Freiheit kimpfen. 0 ... ist <:in 
Verrdt all amertkaniKhcn Werten und an der amerikanischen Gl'­
Khio;hte. ( ... ) 
(Quell<-: NcwslOl'ck. Nl'w York, 4.4.1983, S. S2) 
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M. Alexandre Rodriguez 

Verlauf der angolanisch­
südafrikanischen Gespräche 

Sei t Monaten kunieren wUde Gerüchte, die Regierung der Volks­
repub lik Angola habe in Verhandlungen mi t Südafrika ein Arrange­
ment getroffen. du einem Ausverkauf de r namibi5<:hen Befreiungs­
bewegung Südwcstafrikanische Volksol'lan isation (SWAPO) gleich­
ko mme. Zum wirklichen Gcgo:n,Und und AU5~g dicK. angola­
nisch-südafrikanischc n Gespräche au f tk r IOK I Sal (Kapverde n) 
nahm Manu"" Alexandre Rodriguez, Inncnmini 'lcr de r Volksrepu­
blik Angola (VR A) und Poli tbüro-Mitglicd der n'gicn:ndcn MP LA 
- Partei der A rbd ! - Sid lung. 

Die Massenmedien des Westens haben mehrfach über angolanisch­
südafrikanische Verhandlungen auf on Insel Sal berichlet. Angola 
hai darüber nichts gemeldet. da keine konkreten Ergcbnis.sc er­
reicht wurden. 
Wir haben un~ jedoch nicht das erste Mal mit der Republik Süd­
afrika (RSA) an den Vcrhandlungnisch gesetzt, wie du die wcst­
liche Presse so.:hreiIH, die sich dar~uf beruft, daß Angola des Krieges 
müd~ sci, im Lande eine schwierige ökonomische Lage cntstanden 
wäre und die antiangolanischen konterrevolutionän:n Gruppierun­
gen ihre Tätigkeit sichtbar aktiviert hätten. Wir haben die Verhand· 
lungen keineswegs deshalb begonnen. 
Wir haben uns mehrfach mit Vertretern der RSA getroffen, um 
sowohl die Lage an der angolanisch·namibüichen Grenze als auch 
das Problem der Gewährung der Undbhängigkcit rur Namibia zu 
nÖrtern. Wir 5Chen eS als UMere Pflicht an, Bedingungen rur die 
ReaJisierunK der Resolution 435 des UN·Sicherheitsr~tcs (vom Sep' 
tember 1978, Wortlaut in: A ]B 10/1981, S.8; d. Red.) zu lichaffen, 
die das einzige rechtmäßige Dokument über die Entkolonialisierung 
Namibias darstellt. Vertreter Angolas haben sich ebenfalls mit 
Siidafrikanern getroffen, um Fragen des Gerangcnenaustausches zu 
klären. 
Die Initiatoren für die Verhclndlungcn auf der Insel Sal war<:n Ver· 
treter du RSA. Wir .ind ebenfalls an einer Lösung der Probkme 
d<"s Siidlichen Afrika intneniert. 
Wir hab."n uns .. r T"rritorium den Namibianern Zur Verfügung ge_ 
steilt, und wir sehen lOS als unSer<: Pfli<;ht ,In, die SWAPO zu unt<:r' 
stützen. Und dds tun "ir auch. Diese unser" Ballung haben wir 
niemals aufgq~ebelL, und in den Vnh~ndlunJ("n mit der RSA wird 
Anltol~ die SWAPO in kcinerki Weis,· vem,tcn. D...s mußte völlig 
kl~r so:in. 
Während d~s erst~1l Trcfft-ru unterbreiteten die SÜdafrikancr eine 
Rcih~ von Vorsehlag"n. Wir übergaben ihnen UMen' Gtgenvor. 
'chl,,!!~ unler ßeTÜcksichligu"Jo:" de'r Interesser> unsereS Landes und 
der SWAPO. Um eine Regelung des Namibiaproblem~ in Obcrcin. 
stimmu'l)!; mit d."r Resolution 435 'Ill find~n, denken wir, daß eS in 
den V"rhandlung"11 mit der RSA Ilot\\'endi~ ist, die Intere~scn der 
SWAPO als BdreiulLl{Sbew"gU'I!;, die sich in Arl)!;old befindet und in 
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der ganzen Wdt als legitimer Vertreter des Volkes Namibias aner· 
kannt in, zu berücksichtigen. 
Die SWAPO zeigte damals ihren guten Wiilen. als sie der Teilnahme 
all den Verhandlungen mit den "inneren" namibischen Parteien in 
Genf (vom Januar 198 1 :d. Red.) zustimmte. Damit dokumentierte 
sie ihre Bereitschaft zur Realisierung der Resolution 43~. Wir zwin· 
gen die SWAPO nicht, im Innern Namibiu für die Durchftihrung 
von Wahlen und die Beendigung des Krieges zu handeln. Die 
SWAPO selbst wünscht genausowenig den Krieg wie wir ihn woH· 
ten, ab wir gegen die portugiesischen Kolonialisten kämpften. Der 
Krieg wurde uns aufgezwung.:n. 
Und gerade deshalb erörtern wir in den Verhandlungcn mit den 
Vertr<:t<:rn der RSA nieht die Frage einer Feuereinstellung zwi· 
sehen Angola und der RSA. 

Wir haben der RSA nicht den Krieg erklärt. Im Gegenteil, sie bat 
uns einen unerklärten Krieg aufgezwungen unter dem Vorwand, 
daß wir die SWAPO unterstüuen. Wir sind der Meinung, daß die 
RSA ihre feindlichen Aktionen, das Eindringen in unSCr Land been­
den muß. Sie muß ihre Streitkräfte von angolanischem Territorium 
abziehen. Das ist eines der Hauptprobleme in den Verhandlungcn 
mit der RSA. Wir sind der Meinung, daß die Resolution 43~ solan· 
gc nicht realisiert werden kann, wie sich Streitkräfte der RSA auf 
angolanischem Territorium befinden. 
Nach dem ersten Treffen VRA-RSA auf der Insel Sal wurde verein­
bart, das zweite Treffen Ende Januar (1983: d. Red.) durchzufüh­
ren, wo wir die Antwort auf unsere Vorschläge erwarteten. 
Es war vorgesehen, am I. Februar ( 1983: d. Red.) mit einem Waf­
fen"illstand zu beginnen und danach zur Realisierung der Resolu­
tion 435 überzugehen. Wenn wir über einen WaffenstilJuand oder 
eine Feuereinstellung sprechen, so verstehen wir darunter eine Feu· 
ereinstellung zwischen der RSA und der SWAPO. Diese Frage wird 
in den Gesprächen auf der Insel Sal erortert. Auf die südafrikani· 
sehen Angriffe und Provokationen werden wir mit Feuer antwor­
len. Die RSA provoziert unS dazu. 
Einen Tag vor dem zweiten T reffen erklärte die RSA, daß sie die 
Zus.ammensctzung ihrer Delegation verändert u nd ihren Rang ver­
ringert hat. Das zeugt davon, daß Pretoria nicht daun interessiert 
ist, auf einer enuprechenden Ebene an diesen Verhandlungen tei]­
zunehmen und ernsthaft an die Lösung des Problems heranzugc· 
hen. 
Angola seinerseits hat stets seinen guten Willen gezeigt; wir müssen 
jeut die Wahrheit klarndlen, da westliche Massenmedien behaup· 
ten, daß die VRA versuche, die SWAPO zU erwürgen, indem ,ie auf 
d ie Verhandlungen mit der RSA eingegangen sei. 
Davon kann keine Rede sein. Wir wollen ebenfalls mit der RSA 
nicht die Fragc der Beendigung der Tätigkeit der UNITA (von 
Südafrika ausgehaltene Banden unter Führung Jonu Savimbi.: d. 
Red.) erörtern. Für UM ist das nicht das Haup tproblem. Angola 
beabsich tigt nicht, seine Probleme auf Kosten eine, Tauschhandels 
von SWAPO und UNITA zu lösen. Die UNITA ist für uns eine 
Marionettengruppierung, die von den Portugiesen gegründet wurde 
und jetzt von der RSA unterstützt wird. 
Die RSA behauptet, daß sich in Namibia angeblich keine Mitglieder 
der UNITA befinden und die RSA ihnen keine Hilfe gewährt. 
Während des zweiten Treffens haben wir emeut bewiesen, daß wir 
bereit sind, die Erörterung der existierenden Probleme fortzuset· 
Zen. Das zweite Treffen in der Republik der Kapverden zeigte, daß 
die RSA versucht, Zeit zu gewinnen und eine Politik mit "Zucker­
brot und Peitsche" zu betreiben. Trotzdem sind wir bereit, die 
Verhandlungen fortzuseuen und beabsichtigen nicht, von .hnen 
Abstand zu nehmen. Wir denken, daS bilate rale Verhandlungen 
uos<:r Recht als souveräner und unabhängiger Staat sind. 
Wir wissen unsere Souveränität und Unabhängigkeit zu verteidigen, 
da wir darum seit Februar 1961 mit der Waffe in der Hand kämp· 
(en und, wie bekannt, seitdem noch keinen friedlichen Tag erlebt 
haben. 
Wir haben unsen: Unabhängigkeit auf bewaffnetem Wege errungen. 
Beute unterstützen wir den Kampf des namibischen Volkes, das 
mit der Waffe in der Hand für seine gerechte Sache kämpft. 
(Qudlc: TASS. Moskau, 27.2.1983) 



Feuereinstellung zwischen der SWA PO und der RSA gese­
hen. Als Termin habe man gerneinsam den I. Februar d.]. 
anvisiert. Ob und inwieweit dabei die SWAPO ein Wörtchen 
mitzureden hatte, ließ sich weder in Luanda noch in Preto­
ria erfahren (zur Position der SWAPO siehe die Erklärung 
von Sam Nujoma; d. Red.). Im Endeffekt kam es weder zu 
Sicherheitsgarantien noch zu einer Feuereiostellung. 
Wie jedes Jahr startete die SWAPO auch dieses Jahr ihre 
Offensive mit dem Beginn der Regenzeit (zweite Miin.hälfte; 
d. Red. ). Spezialeinheiten der Befreiungsarmee aus Volcano/ 
Angola drangen in einer nie gekannten Stärke von 600-800 
Mann auf namibisehes Territorium vor. 
Südafrika nahm dies offiziell zum Anlaß. die zweite Ge­
sprächsrunde auf niederer Regierungsebene zu fUhren. An­
stelle der hochrangigen Regierungsvertreter reisten nUT der 
Direktor des Außenministeriums, Hans von Dalsen, und der 
südafrikanische Botschafter in den USA, Brand Fourie, an. 
Sie konnten offenbar keine entscheidenden Vertragsver­
handlungen mehr fUhren. Die Initiative ist somit praktisch 
nach kurzem Aufflackern wieder zum Erliegen gekommen. 

Angesichts der ebenfalls anhaltend,m Aktionen der von 
südafrikanischer Seite unterstützten UNITA-Rebellen Jonas 
Savimbis in Südangola. kann über die wahren Hintergründe 
dieses Verhaltens nur spekuliert werden. Wollen die Südafri­
kaner mit ihrer Politik von Zuckerbrot und Peitsche nur 
Zeit gewinnen ? Der angolanische Innenminister Alexandre 
Rodriguez meint darin eine gewisse Plausibilität zu er­
blicken. Oder sind es gar die USA. die hier einen diplomati­
schen Durchbruch verhinderten ? 
Der Oberbefehlshaber der südafrikanischen Truppen, Gene­
ral Viljoen, erklärte auf seiner alljährlichen Inspektionsreise 
in das Operationsgebiet im Norden Namibias im Januar d .] ., 
daß er nicht m it einem Rückzug südafrikanischer Truppen 
vor Weihnachten 1983 rechne. Zu diesem Zeitpunkt war das 
Ziel publizistischer Effekthascherei durch die Gespräche mit 
Angola crreicht. In Namibia wollte man in aller Ruhe, und 
ohne Perspektiven auf eine Verhandlungs lösung zu eröffnen. 
an die Neuordnung der innenpolitischen Verhältnisse gehen . 
Auch die USA hätten guten Grund, Verhandlungserfolge zu 
blockieren. Trotz seiner Allianz mit l'retoria möchte 
Washington die Finger am Drucker behalten. Genau das war 
aber seit geraumer Zeit nicht mehr der Fall. Die US-Außen­
politik hat sich mit der Verknüpfung von kubanischem 
Truppenrückzug und Namib ia·Lösung selbst in eine aus· 
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sichtslose diplomatische Ecke manövriert, aus der es mo­
mentan keinen Ausweg gibt. 

Das wurde nicht nur an den bilateralen Gesprächen zwi­
schen Südafrika und der VR Angola deutlich, die ohne 
Zutun und Beteiligung der USA abliefen, wenngleich sie von 
dem kapverdischen Präsidenten Pereira davon in Kenntnis 
gesetzt wurden. Chester Crockers Bemühungen, die Sowjet­
union einzuschalten, blieben ebenfalls ohne Ergebnis und 
US-Botschafter Platts Reise nach Luanda und Lissabon 
Ende J anuar d.]. verlief im Sande. 
Der internat ionale Widerstand gegen das J unktim der USA 
hat noch nicht nachgelassen. Da ist guter Rat erst einmal 
teuer. Doch Washington ist bereit zu zahlen. Ein Grundsatz 
der Reagan'schen Außenpolitik - die ökonomische Erpres­
sung - gewinnt mit jeder Dürre, mit jedem Preisverfall an 
den internationalen Rohstoffbörsen an AHraktivität, denn 
welches afrikanische Land ist nicht von diesen übeln ge­
plagt? 

Südafrikas Spiel auf Zeit 

Ein nigerianischer Diplomat bringt es auf den Nenner; ,Ja. 
wir sind verbittert über Reagans Namibia-Politik. Aber die 
Stimmung im Lande sagt auch, wir müssen uns den USA 
annähern, um so viel wie möglich von den Amerikanern zu 
erhalten.'" Egal wessen Stimmung da zum Ausdruck ge­
bracht wird, die USA setzen auf diesen Trend und die Süd­
afrikaner mit ihnen. Die Lissaboner Konferenz der west­
lichen Kontaktgruppe, die noch rur den März d.]. angesagt 
war, kann unter diesen Umständen nur wenig Hoffnung bie· 
ten, zumal die Bundesregierung unter Helmut Kohl aus der 
Anti-Reagan-Front ausgeschert ist und neuerdings das US­
Junktim auf die Hilfe der EG rur Angola angewendet sehen 
will. 
Die südafrikanische Regierung nutzt unterdessen die Zeit für 
einen Neubeginn. Willie van Niekerk. frisch ernannter Gene­
raladministrator von Namibia, soll mit lokalen Beratungsaus­
schüssen einen Ersatz rur die gescheiterte Demokratische 
Turnhallenallianz (DTA) von Dirk Mudge schaffen. Dem 
zweiten Anlauf für eine "Interne Lösung" kann freilich nur 
wen ig Aussicht auf Erfolg beigernssen werden. Das nächste 
entscheidende Wort wird der bewaffnete Befr~iungskampf 
sprechen müssen. 
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Israel 

Klaus D. Fischer 

Neue Erkenntnisse über 
Israels Kriegsverbrechen Libanon 
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2. Sitzung der Internationalen Untersuchungskommission 
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Zu ihrer 2. Sitzung trat die .,Internationale: Kommission zur 
Untersuchung der israelischen Verbrechen gegen das libane­
sische: und palästinensische Volk" am 27. Februar 1983 in 
Genf zusammen,l 
Im fo.liltcJpunkl ihrer zweitägigen Beratungen standen dies­
mal die ~Iassaker in den palästinensischen Flüchtlingslagern 
Sabra und Shatila, die Situation der Kriegsgefangenen und 
die Destabilisierung des Libanon durch die fortdauernde 
israelische Okkupation. Darüber hinaus wurde die Unter­
suchung der wahrend der Aggression begangenen Kriegsver­
brechen fortgesetzt. 

\ 
Ärzte, Krankenschwestern, Juristen, J ournalisten und ande­
re Zeugen wurden gehört und befragt, fiJmmateria! gesich­
tet sowie mehr als 20 Expenenberiehte und Ergebnisse an­
derer Kommissionen einbezogen und geprüft. Unter den 
Zeugen und Sachverständigen befanden sich u.a. auch Dr. 
fathi Arafat, Vorsitzender des Palästinensischen Roten 
Halbmondes, Albert Farhad, Repräsentant der Libanesi· 
sehen Nationalbewegung, Avidor Feldmann, israelischer An· 
walt und Verteidiger palästinensischer Gefangener und 
J oscph Algazy, der Generalsekretär der israelischen Liga rur 
Menschen· und Bürgerrechte. 
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Mit grauenerregenden Szenen wurden die Kommissionsmit­
glieder konfrontiert, als der japanische f otojoumalist lI iro· 
kawa die J-' i1maufnahmen vorruhrte, die er unmittelbar nach 
dem 40stündigen i\lassaker in den beiden Flüchtlingslagern 
Sabra und Shat ila gedreht hatte. 
Hirokawa, einst Freiwill iger in einem israelischen Kibbutz 
und mit einer französisc hen Jüdin verheiratet, hatte sich als 
erster J ournalist Zugang zu den Lagern verschafft. Er stieß 
dort auf Leichenberge, die mit Häusertrümmern von Bull­
dozern zusammen!:eschoben worden waren, auf zerstückel· 
te, erschla!:ene, erstochene und erschossene Palästinenser 
und Libanesen. 

Entgegen der o ffi ziellen israelischen Version, wonach "nur" 
einige hundert i\lenschen Opfer der Massaker geworden sein 
sollen, kam die Kommission nach eingehender Prü fung 
zah lreicher Quellen zu dem gleichen Ergebnis wie der israe­
lische J ournalist Arnnon Kapeliuk;2 Zwischen 3.000 und 
3.500 der insgesamt 20.000 verbliebenen Lagerbewohner 
waren in der Zeit vom 16. bis 18. September 1982 ermordet 
worden. 
Rcchtsa~walt Dr. FrankIin Larnb (USA), der im Auftrag 
einiger Konl{Te6abgeordneter einen Bericht über die "Inter­
nationale juristische Verantwortung in Bezug auf das Sabra­
Shatila·Massaker" ersteHt halle, präsentierte eine Fülle von 
Fakte~, die die israelische Beteiligung an Planung und Aus­
ruhrunK der Massaker unzweideutig nachw iesen. 
So hatten z.B. die zwei einwandfrei identifizierten phalan­
giSlischcn Mord-Einheiten " Tiger" und "Wächter der Ze­
dern" jeweils 16rnonal ige Ausbildungsprogramme in Israel 



absolviert. Israelische verantwortliche Stellen waren es gewe­
sen, die entschieden, daß diese Einheiten die Lager betreten 
sollten_ Sie hatten die genaue Zeit und den Zugangsort be· 
stimmt. Sie hatten den Sammelpunkt auf dem Beiruter 
Flughafen arrangiert, Waffen, Munition, sonstige Ausrü­
stung, Fahrzeuge (sogar die Bulldozer) zur Verftigung ge­
stellt. 
Während der gesamten Zeit des Massakers hatten die Israelis 

und die beteiligten Phalangisten Verbindungsoffiziere im je­
weils anderen Hauptquartier_ Während der Nächte des 16. 
und 17. September 1982 sorgte israelische Artillerie und 
Luftwaffe mit Leucht- und Signalmunition über den Lagern 
rur eine fast dem Tageslicht entsprechende Beleuchtung. 
"Von einem siebenstöckigen Appartementhaus aus, das das 
israelische Militär als Beobachtungsposten nutzte, hatte die 
israelische Armee eine ausgezeichnete Aussicht auf die La­
ger, besonders Shatila, und auf viele der Bewegungen und 
Aktivitäten in Teilen der Lager. Wegen der Nähe dieses 
Beobachtungspunktes zum Zentrum des Massakers konnten 
Gewehrfeuer und die Schreie der Opfer leicht gehört wer­
den." (Dr. Lamb) Es war u.a. geratie diese Tatsache, die die 
israelische Kahan-Kommission 3 in ihrem Untersuchungsbe­

richt ausdrücklich leugnete.4 

Die Internationale Untersuchungskommission kam zu der 
Überzeugung. daß diese entsetzlichen Taten "Teil der um· 
fassenden Aggressions-, Annexions· und Vernichtungspolitik 
der Regierung Begin sind, und daß sie die rassistischen 
Aspekte des Zionismus ium Vorschein bringen". 

über die Lage der insgesamt 15.500 gefangengehaltenen und 
internierten l'alästinl'nsl'r und Libanl'sl'n berichtete u.a. 
J oseph Algazy. Die Gefangenen würden sehr schlecht behan­
delt, teils sogar gdoltert. Der israelischen i\lenschenrechts· 
liga sl'ien die Namen von 7 jener 8 Häftlinge bekannt, die 
laut zuverlässiger Information unter der )-'olter gIJstorben 
und auf dem Friedhof von Sidon begraben seien. 

Besonders schlimm sei die Lagl' der mehr als 5.000 im Kon­
zentrationslager AI·Ansar internil'rten Gefangenen. Nach 
wie vor hätten sie keinerlei Rechtsstatus und könnten weder 
zu Anwältl'n noch zu Familienangehörigen Kontakt aufneh· 
men. Mehr als 20 kürzlich freigelassene Kriegsgefangene sei· 
en unmittelbar darauf von i\laskierten entführt worden und 
sdtdem verschwunden. 

"Wir sind glücklich, feststellen zu können", so schloß 
Joseph Algazy dann seinen Beitrag in Genf. "daß die Zahl 
der israelischen Soldaten ständig steigt, die sich weigern, im 
Libanon, in der Westbank, in Gaza und auf den Golan· 
Höhen ihren Dienst abzuleisten, obwohl sie dafür eine Ge­
Hingnisstrafe erwartet. Ein junger Mann weigerte sich sogar, 
die Rolle eines Wärtl'rs im Lager AI·Ansar :w spielen. Er 
erklärtl': 'Ich bin lieber selbst ein Gefangener als ein Kerker· 
meister.' " 
Auch dl'r Schweizer Parlamentsabgeordnete Metra\, der den 
Libanon kürzlich bereist hatte, legte eine Reihe von Zeugnis. 
Sl'n über Gefangenenmißhandlungen und Folterungen vor. 
Ganz anders dagegen seine Eindrücke von der Behandlung 

Schlußfolgerungen der Genfer Tagung 
Die Mitgliedl'r dl'r Internationalen Kommission I'rkläfl'n, daß: 
I. die widerrechtlichI' Situation, die durch dil' Okkupation 81'­
Khaffl'n wurde, nur durch den sofortigen, bedingungslosen und 
vollständigen Rückzug der israelischen TruPPl'n von libanesiKhem 
Tl'rritorium be"ndet werden kann - entspfl'chend den Resolutio­
nen .508 und 509 dl'l Sichl'rheitsrats als uru:r1äßlichl' Bedingung für 
die Wil'derherstdlung dl'r Souveränität im Libanon und für eine 
Normalisierung seines politischen und liozialen Lebl'n!; 
2. Israel als Besatzungsuaal voll verantwortlich ist rur aUe st raf· 
baren Handlungen, die durch seine Streitkriftl' und seine Kol.labo· 
ratl'ufl' auf dl'm Territorium begang<:n wurdl'n, das es besetzt und 
kontrolliert. 
Die Tatsachen, dil' von der Israelischen Kommission zur Unter­
suchung dl'r Mass.aker in palästinensiKhen Flüchtlingslagern 
(Kahan·Kommission; d. Red.) aufg<:deckt wunil'n, unterstreichen, 
fUgt man liie den Zeugnissen hinzu, die von unserer Kommission 
gesammelt wurden, das Prinzip der individuellen strafrechtlichl'n 
Verantwortlichkeit alkr Personen - ob auf interner oder intl'rnlI­
tionaltr Ebene -, die schuldig sind, Kril'gsvetbrl'Chen, Verbre.::hl'n 
g<:gen die ~lI'nsch1ichkeit und Verbredlen gl'g<:n den Frieden began· 
gen zu haben. 
Unsere Internationak Untenuchungskommission untentützt die 
Anstrengungen a1l jener, die in hrael dafür kämpfen die Verbrech~n 
zu bel'nden, die ihre Führer im Namen des israeliKhen Volkes be· 
gehen. 
Die Kommission betont einmal mehr die Tauachl', daß in Obl'f"" 
einstimmung mit dem internationall'n R~cht lolche Verbrechen 
nicht der Verjährung unterliegen. und daß die verwirkte BeUrafung 
unwiderruflich ist. (Konvention von 1968 über di~ Nicht·Ver­
jährung von Kriegsverbrechen und VerbTl'Chl'n gegen die Mensch­
lichkeit). 
Die Kommission ruft die Praxis des Nürnberger Tribunals (von 
1945; d. Red.) in Erinnerung, das die Hauptkri~gs~erbrechen dl's 
2. Weltkrieges aburteilte. Sil' lenkt dil' Aufmerksamkeit auf die 
Möglichkeit, auf Artikd 90 des Zusatzprotokolls der Genfer Kon· 
Vl'ntion von 1949 über den Schutz dl'r Kriegsg~rangenen zurück· 
zugreifl'n, um so ~in~ zwischenstaatlichI' Komminion zur Unter· 
suchung dl'r Verbrechen, di~ von Israel mit Hilfl' s!'iner Komplizen 
auf libanesischem Territorium begangen wurd~n, zu schaffen( ... ); 
3. die fortdauernde Situation im Libanon die fundamentale Rolle 
der USA in diesem Krieg zum VOT$chein bringt. Die USA tragen 
Verantwortung hinsichtlich der Okkupation als auch der Verbre· 
chen, rur die Israel dl'r Schuldige ist; 

T.,I .... ~mcr dtr I Komm .... """ ..... "", ,,' N,~"',. 

4. die fondauernde Okkupation, die brutale Gl'walt, di~ Mißach· 
tung der Prinzipien und Normen dl's Völkl'rrechts durch Israel 
I'msthafte HinderniSiie für eine gl'rechte und umfass~nde Beilegung 
der Krise im Nahl'n Ostl'n sind, die dil' legitimen Intl'fI'S5en alll'r 
Staaten und aller Völker der Region berücksichtigen muß, ins­
besondl're die Notwendigkeit, das legitime Recht des palästinen· 
sischen Volkes zu gewährleistl'n, seinen eigenl'n Staat zu errichten 
und in vollständiger Unabhängigkeit über seine Beziehungen zu 
andl'fen Staatl'n zu entscheiden; 
5. die fortwährende Aggression und Okkupation Israels und dil' 
daraus folgenden Vl'rbTl'Chen I'benso eine Gefahr rur dl'n Wdtfrie­
dl'n sind. Deshalb hält es die Kommission für notwendig, die Welt­
öffentlichkeit. politische Parteil'n, soziale und religiöse Bewegun­
gen, Regierungen und Parlamente, internationale und zwischl'n­
staatliche Organisationen zu alarmieren und aufzurufen, ihre 
Stimme zu erheben und zu handeln, um dl'n Schutz der libanesi· 
schl'n und palästinemischen Bevölkerung zu garantieren und sicher­
zUlitd\en, indem sie alles in ihren Kräften stehende tun, um ohne 
Venögerung den Verbrechen der isradischen Regierungsclique Ein· 
halt zu gebieten, wie auch der widerrechtlichl'n Besetzung, die sie 
ausübt, und um den Rückzug aller israelischen Stfl'itkräfte aus dem 
Libanon und die Bl'freiung aller Gl'fan enen herbeizuführen. 



der 8 Israelis, die sich im Gewahrsam der l-'alah (größ te 
i\litgliedsorganisation der Palästinensischen Befreiungsorga­
nisalion) befinden. Metral zeigte Dia-Aufnahmen der 17 · bis 
21jährigen Kriegsgefangenen und berichtete von seinen Ge­
sprächen mit ihnen. Haftuedingungen und Versorgung der 8 
seien ausgezeichnet und über das Internationale Komitee des 
Roten Kreuzes erhielten sie Paketsendungen ihrer Angehöri­
gen. 

Bei der Untersuchung der israelischen Politik im besetzten 
Libanon kam die Kommission zu dem Ergebnis, daß die 
Besatzungsmacht durch verschiedene Maßnahmen (u.a. Ein· 
ruhrung der israelischen Währung. unbegrenzter Import zahl· 
reicher zollfreier israelischer War~n) dabei sei, die sozial· 
ökonomischen Strukturen des Libanon systematisch zu de­
stabilisieren und zu zerstören. Der Kommission drängte sich 
von daher die Vermutung auf. daß M. Begin, A. Sharon und 
die anderen fanatischen Anhänger eines "Groß·lsrael'· das 
Ziel verfolgen, den besetzten Teil des Libanon in ein Protek­
torat zu verwandeln. 
Bei Fortftihrung der in Nikosia begonnenen Ermittlungen 5 

über den Einsatz völk~rrechtlich geächteter Massenvernich· 
tungswafren durch die israelischen Aggressoren wurde 
möglicherweise das Geheimnis der verschiedentlich erwähn· 
ten ,.Spielzc:ugbomben" geklärt. 
In einem detaillierten Bericht hatte Dr. Lamb den Einsatl 
von 6 verschiedenen Arten von Kugel·, Splitter· und 
Schr'lppnell·Bomben durch die israelische Armee nachge· 
wiesen. Eine dieser Bombenarten (Bezeichnung CSU 58). 
die schon im Vietnamkrieg (1964-73) \'011 den USA abge· 
worfen worden war, bestelll aus fasl mannshohen Kanistern, 
angefüllt mit grauen tennisballgroßen Splitterbomben. Nach 
seinen Recherchen (u.a. auch Auskünfte des französischen 
Truppenkontingents im Libanon) kann man davon ausge· 

hen, daß bei Abwurf dieser Bomben etwa 20% Blindgänger 
anfiden. 
Gleichzeitig berichtete der indonesische Chirurg Dr. Rusli. 
der während des Krieges ftir eine norwegische Hilfsorganisa· 
lion in Beirut arbeitete, vom Fall einer Mutter , deren rech­
les Bein er amputieren mußte. Sie konnte sich daran erin· 
nern, daß sich ihr vierjähriger Sohn von der Hand losgerissen 
hatte, um mit einem kugclförmigen Gegenstand zu spielen, 
den er entdeckt hatte. Ehe sie ihn zurück reißen konnte, 
wurde er durch die Explosion dieses Gegenstandes zerrissen. 
Die Vermutung ist nicht von der Hand zu weisen, daß es 
sich hier wie in anderen ähnlich gelagerten Fällen um eine 
Splitlerbombe des Typs CBU 58 gehandelt haben könnte. 

Zusammenfassend erklärte die Internationale Untersu· 
chungskommission am Ende ihrer zweitägigen Beratungen, 
daß die fortdauernde Aggression und Okkupation Israels 
auch eine Gefahr für den Weltfrieden darstellt. Sie rief dazu 
auf, alles zu tun, um den Schutz der libanesischen und palä. 
stinensischen Bevölkerung sicherlustellen, um die wider­
rechtliche Besetzung zu beenden und die Befreiung aller Ge­
fangenen herbeizufUhren. 

Anmerkungen: 
1) Die ente Sitzung der Kommission rand am 1:'.-17. August 1982 

in Nikosia{Zypern statt. 
2) Siehe: A. Kapeliouk, SabT"~ CI Chatila. Enquete Sur En Massacre:, 

Paris 1982. S. 9ff. 
3) Der Kahan·Kommissic.>n. die im September 1982 gebildet wurde, 

gchören an : die Jurislen Yitzak Kahan. Präsident del Oberslen 
Gerichuhofs Israels, Aharon Barak, Richter derselben Institution, 
und der Generalmajor i.R. Yona Efral. 

4) Vgl. autorisierte englische Fassung des Abschlußberichu der 
Kahan·Kommission vom Februar 1983, in: Jeru~alcm Post, 
9.2.1983,5.12 

:.) Siehe !krieht von G. 5tuby. in: .... 'B 10{1982. 5. 28·31 

Lamu, Verlag 
Martinstraße 7 . 5303 Bornheim-Merten 

Domitila erzählt ihr Leben, 
und ihr Leben erzählend. 
erzählt sie das Leben 
vieler. 
Lamuv Taschenbuch 27 
273 Seiten, DM 16,80 

Kein Buch über; sondern 
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Lamuv Taschenbuch 28 
118 Seiten 
DM 9,80 

Ein Geschichtenroman in 
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Lamuv Taschenbuch 11 
240 Seiten, 30 Abb. 
DM 12,80 
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Vorbemerkung 

Seit September 1982 amtiert in Bonn eine Koalition aus CDUjCSU und ''-DP. Die 
13jährige Periode soziall iberaler Dri tte-Welt- und Entwicklungspolitik ist vorbei. In 
dem neben dem Auswärtigen Am t rur die Beziehungen zu Afrika, Asien und La­
tein amerika zuständigen Ministerium rur wirtschaft liche Zusammenarbeit residiert 
jetzt Jürgen Warnke (CSU), ein Intimus von Franz-Josef Strauß, der wie kein 
anderer die aggressivste Variante bundesdeutscher Außenpolitik verkörpert. 
Den Männern der Rechtskoalition Koh l/Genscher geht wie selbstverständlich über 
die: Lippen, daß die Dritte-Welt-Politik und die Entwicklungshilfe künftig den In· 
teressen der westde:utschen Industrie und der NATO zu dienen hätten. Nach der 
Bundestagswahl am 6. Mär.t: 1983 können sie sich bestätigt mhlen. Dies wirft die 
Frage au f: \Ilie weit geht die von den Regierungsparteien propagierte "We:nde" im 
Bereich der Beziehungen zu den F.ntwicklungsländern? 
Zum Konzept dieser Kräfte gehört die engere Anpassung an den Kurs der Re:agan· 
Administrat ion, die Kür.mng der Entwicklungshilfe, die Neubestimmu ng der Ver­
gabe kriterien nach e:inem Freund-Fc:ind-Schema, mehr Fürsorge rur die Expansions· 
interessen der Konzerne. Noch offen bleibt: Was kann von d iesen Zielvorstellungen 
in die politische Praxis umge:setzt werden angesichts der Kräfte, die die Solidari­
tätsbewegung zu mobilisieren verm ag, angesichts de:r Gegenkräfte in der Dritten 
Welt selbst, aber auch angesichts der inneren Widerspruche innerhalb der Rechts­
koalition? 
Die Rechtskräfte haben nicht zur Stunde Null die: Regierung angetreten, sondern 
zu c:inem Zeitpunkt, da die Bundesrepublik in eine internationale Spitzenposition 
auf vielen Gebieten hineingewachsen ist und - alles in allem - als zweitstärkste 
neokoloniale Macht hinter den USA be:zeichnet werde:n kann. F.s ge:ht in diesem 
Sonderheft deshalb u.a. darum, die Ausmaße und wesent lichsten Seiten des Enga­
gements der Bundesrepublik in der Dritten Welt deutlich zu machen. In diesem 
Zusammenhang bilanzieren wir noch einmal die Dritte-Welt- und Entwicklungs­
politik der im September 1982 gestür.t:ten soziallibe:ralen Koalition, ohne die die 
gegenwärtige I'osition in der EntwicklungsweIt nicht verständlich wird. 
Sodann analysieren und dokumentieren wir die Dritte·Welt-Konzeption der CDUI 
CSU und versuchen eine Einschätzung der ersten praktischen Schritte der Rechts· 
koalition. Zwei zentrale Momente der Dritte·Welt-Expansion der ßundesrepublik, 
das Agieren bu ndesdeutscher Mult is und die Politik der Waffenexporte, werden in 
gesonderten Beiträgen behandelt. 
Insgesamt ge:sehen is t die lIerausforderung der Solidaritälsbewegung schon durch 
die neuen Kun.:<:pte der Rechtskoalition groß genug, um die Diskussion über mög· 
liche Alternativen zur herrschenden EntwicklungsländerpoJitik zu verstärken . Wir 
geben deshalb einen überb lick uber einige bisherige Diskussionsstränge vor allem 
im Rahmen des Bundeskongresses der entwicklungspolitischen Aktionsgruppen 
(HUKO). 
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Rainer Falk 

Bilanz der Entwicklungspolitik der 

Als die sozialliberale Bundesregierung Schmidt/Censcher im 
Herbst 1982 gestürzt wurde, war die Bundesrepublik zur 
"Großmacht im zweiten Glied"l aufgerückt oder doch min· 
destens zur "Mittelmacht", wie die Bonner Selbsteinschät· 
zungsformellautet. 

Dieser (Wieder.)Aufstieg wurde nicht trotz, sondern dank 
der 13jährigen sozialliberalen Regkrungspolitik möglich. Sie 
haI den expansiven Tendenzen, die in der Struktur des weSt­
deutschen Kapitalismus ohnehin angelegt sind, vielfach ge­
radezu ideale Wirkungsbedingungen verschafft. Denn sie 
schob alten Ballast beiseite und war zumindest über weite 
Strecken in der Lage, jenes in den Wahlkämpfen Mille der 
70er Jahre propagierte "Modell Deutschland" auch nach 
außen hin überzeugend zu vertreten. 

Erstens hat die Entwicklungspolitik der sozialliberalen Koa­
lition zweifellos dazu beigetragen. die "internationale Stel· 
lung der Bundesrepublik (zu festigen)". wie es in der Ent­
wicklungspolitischen Konzeption der Bundesregierung von 
1971 offen als Zielgröße formuliert worden war. 2 

Erstmals hatte eine bundesdeutsche Regierung damit ein 
umfassendes entwicklungspolitisches Konzept vorgelegt und 
dabei die wesentlichen Ergebnisse der internationalen Slra­
tegiediskussion, die im Vorfeld der Zweiten UN-Entwick­
lungsdebde (1970-80) geführt wurde, aufgenommen. in­
dem sie die Halislein·Doktrin 3 endgültig über Bord warf, 
befreite sie die bundesdeutsche Entwicklungspolitik aus den 
Fesseln des Kalten Krieges und verschaffte ihr neuen Spiel­
raum in den Entwicklungsländern. 

Zweitens fällt in die sozialliberale Regierungsphase die erst­
malige Formulierung und Umsetzung einer eigenständigen 
Dritte-Welt-Politik, die über die Entwicklungspolitik im en­
geren Sinne hinausgeht. Wesentlichen Anstoß dazu gaben 

Koalition 
folgende Ereignisse der Jahre 1973-75, die besonders im 
Außenministerium unter Hans-Dietrich Genscher (FDP) als 
,.Umbruch der Weltpolitik" und "politische Krise der Nord· 
SÜd·ßeziehungen··4 wahrgenommen wurden: die schwerste 
kapitalistische Weltwirtschaftskrise seit 1930; die souveräne 
Preispolitik der Organisation Erdölexporlierender Länder 
(OPEC); die Forderung der Dritten Wett nach einer Neuen 
Internationalen Wirtschaftsordnung (NI WO) und nicht zu· 
letzt eine Reihe revolutionärer Krisenprozesse in der Dritten 
Welt, besonders die Befreiungsprozesse im Südlichen Afrika. 

"Nach der Westintegration unter Adenauer und nach der 
Regelung des Verhältnisses zum Osten und zur DDR unter 
Brandt /Scheel", so resümiert Konrad Sei tz (Auswärtiges 
Amt) nachträglich die Erfordernisse bundesdeuucher 
Außenpolitik zur Mitte der 70er Jahre, "stellte sich nun die 
Aufgabe, eine Politik nach Süden, eine Dritte·Welt·Politik, 
zu entwickeln. Der deutschen Außenpolitik, die bisher kon­
zentriert war auf Europa und den atlantischen Raum. war 
eine weltweite (1) Dimension hinwzuftigen. Die kur'l vorher, 
im September 1973, gewonnene Mitgliedschaft in den Ver­
einten Nationen mußte voll genutzt werden."5 

Wenn sich auch die Bundesrepublik in den folgenden Jahren 
gerade in der UKO durch ihr eigenes Abstimmungsverhallen 
immer wieder in eine politische Isolierung hineinmanÖ\'fier­
te - sei es in Fragen des Südlichen Afrika oder du Zionis­
musproblems oder der Neuen Internationalen Wirtschafts­
ordnung - , so wurde ihr inzwischen auch weltpolitisches 
Gewicht doch besonders in der zweiten Hälfte der 70er Jah­
re immer deutlicher unter Beweis gestellt. Am augenfallig· 
sten geschah dies vielleicht durch ihre Einbe .... ;ehung bzw. 
ahi\'e Einschaltung in das weltpolitische und weltwirt­
schaftliche Krisenmanagement. 
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Auf einen drillen, eng mit der starken internationalen Posi­
tion der BRD zusammenhängenden Faktor hat immer wie­
der Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) selbst hingewie­
sen: "Wir haben ein weh wirtsehaftspoli tisehes Gewicht, eine 
Bedeutung bekommen, der gereehl zu werden wir uns in der 
Tal große Mühe geben müssen. Wir tun das auch und glau­
ben, daß wir bisher dieser Verantwortung gerecht geworden 
sind. Der Einfluß, den wir dabei ausüben, beruht nicht nur 
darauf, daß wir die zweit wichtigste Handel snation der Welt 
sind, e r beruht eben auch auf dem Erfolg der eigenen öko­
nomischen und sozialen Politik innerhalb des eigenen Lan­
des. Er beruh t auch auf dem Erfolg des eigenendeuuchen 
Modells insgesamt."6 
Auf dem Hintergrund einer hohen Rohstoffabhängigkeit der 
bundesdeutschen WirLSchaft, einem großen Angewiese nsein 
auf den Industriewarenexport und einer stark auf die dyna­
mischen Sektoren der Welt marktnachfrage zugeschnittenen 
Industriestruktur überhaupt wurde die "Sicherung ei nes frei­
en, flexiblen und auf diese Weise funktionstüchtigen Welt­
wirtschaftssystems" zur "ersten Aufgabe" der 80nner Polio 
tik.7 

Die Grenzen des Reformkurses 

Insofern ist der Verweis darauf richtig, daß die sozialdemo­
kratische Außenaktivität gegenüber der Dritten Welt in vie· 
lerlei Hinsicht "eher als eine Flucht nach vorne denn als 
Offensive" charakterisiert werden könne. Diese rlige sich ein 
"in 8emühungen um eine 'antizipato rische (vorwegnehmen­
de; d. Verf.) Anpassung' der BRD-Wirtschaft an veränderte 
Bedingungen weltwiruchaftlicher Arbeitsteilung, vor allem 
im Nord·Süd-Verhältnis, durch die die Erosion der gesell­
schaftlichen Grundlagen des 'Modells Deuuch land' und da­
mit auch die Position der SPD als Regierungspartei aufge­
halten werden soll". 8 
Der Kern dieser internationalen Strukturpolitik, die die so­
zialliberalen Regierungen verfolgten, bestand in einer weite­
ren "Modernisierung" der bundesdeutschen Wirtschaft 
durch deren zunehmende Spezialisierung auf die neuen 
Wachstumsbran chen des technologischen Fortschritts. Die 
Entwicklungsländer so llten sich demgegenüber auf die Her· 
stellung arbeitsintensi"er und rohstoffintensiver Produkte 
konzentrieren. 9 

Auch Erhard EppleT (S PD ), Entwicklungshilfeminister 
1968-74, ordnete seine entwicklungspolitische Konzt'ption 
in diese Vision einl!r "neuen" internationalen Arbeitsteilung 
ein : "Nur wenn wir unsere Arbeitskraft immer produktiver 
verwenden, können wir den Entwicklungsländern jl!nen Teil 
der Produktion überlassen, den sie brauchen und den sie 
auch bewältigen. "10 

In seiner Vorstellung war die In tegration der Entwicklungs­
länder in die Weltwir tschaft, d.h. die Gewinnung neuer Han­
deIspartner und Absatzmärkte in der Dritten Welt, allerdings 
- im Unterschied zu den Sonner Kon:l:epten der 60er Jahrt' 
(siehe Beitrag zum CDU!CSU-Kurs) - an die Voraussetzung 
weitreichender Sozialreformen in diesen Ländern gebunden. 
Vor allem galt es - so E. Eppler weiter - erst e inmal die 
Grundbedürfnisse der absolut Verelendeten zu befriedigen, 
damit sie als hinlänglich Kaufkräftige an den Marktbezie­
hungen teilnehmen könnten. An diesem Ziel der Grundb.,­
dürfnisbefriedigung (8eschäftigung. Ernährung,. Bildung, 
Wohnung, Gesundheit usw.) sollte ,luch die Entwicklungs. 
hilfe ausgerichtet werden. 
Deshalb wurde seither ei ne Schwerpunktsetzung der öffent­
lichen Hilfe auf die Landwirtschaft, in der die meisten deT 
"Ärmsten der Armen" leben, favorisiert. Die Entw ick lungs­
hilfe selbst so llte nicht mehr wie zu ZeiteIl K. Adell,luers 
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und L. Erhards nach dem .,Gießkannenprinzip", sonden 
gezielt im Rahmen regionaler und sektoraler Verbundpm­
jekte vergeben werden. ll 

Obwohl die Entwicklungspolitik in dieser Zeit gegenüber der 
Außenpolitik und der Außenw irlSehafupolitik ein gewisses 
Maß an Eigenständigkeit beanspruchte, versteht sich, daß 
sich auch dieser Sozialreformismus der strategischen Haupt­
aufgabe neokolonialer Systemerhaltungspolitik unterord­
nete: ein Ausscheiden der Entwicklungsländer aus dem kapi­
talistischen Weltwirtschaftssystem und ihre Hinwendung zu 
sozialistischen "Ordnungsvorstellungen" zu verhindern. 
Heute wird selbst seitens ehemaliger Administratoren der 
bundesdeutschen Entwicklungspolitik eingeräumt, daß die 
8ehauptung eigenständiger entwicklungspolitischer Zielset­
zungen angesichts ihrer Einordnung in die .,Gesamtpolitik" 
der Bundesrepublik, angesichts "handfester Interessen und 
eingebauter Systemsperren" und der oftmaligen "Dominanz 
außen- und wirtschaftspolitischer Einnüssc" meistens au f 
der Strecke blil!b. 12 

Winfried BölJ, einer der entschiedensten Kritiker des "Prag­
matismus", der sich nach dem Rücktritt des Entwicklungs­
hilfeministers Erhard Eppler (SPD) im Jahre 1974 im Bun­
desministerium rur wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 
ausbreitete, formuliert heute sogar: "Die Integration der 
Länder der Dritten Welt in die Weltwirtschaft, das wirt­
schaftspolitische Hauptzicl bei der Einflußnahme auf Ent­
wicklungspolitik, ist schon als Programm eine Fonsetzung 
des Kolonialismus mit neueren Mitteln." 13 
Man kann die C rundillusion der Entwicklungspolitik. d ie in 
der Ära der sozialliberalen Reformpolit ik unter Br"J.ndt ! 
Scheel (1969-74) .. ntworfen wurde, darin sehen, daß sie 
prinzipiell Gegensätzliches unter einem Dach vereini~en 

wolhe: einerseits den Interessenstandpunkt imperialistischer 
Außenpolitik und AußenwirLSchaftspolitik, andererseits da5 
- von Eppler verkörperte - eher humanitär und sozialrefor­
merisch geprägte entwicklungspolitische Ziel. die Lebensver­
hältnisse in den Entwicklungsländern wirklich zu verbessern. 

Der Appell an das Jufgeklärte, langfristige Eigeninteresse 
(Eroberung neuer Märkte!) erinnert stark an die ~ot.iJlpJrt­
nerschaftlichen Integrationsmodelle, die von der sozial­
demokratischen Parteiftih rung auch hn lnnern gegenüber 
den Arbeitero rganisationen und dem Kapital verfolgt wer­
den . Ein relativer Erfolg bleibt unartigen Vermittlungs. 
bemühungen zwischen an sich gegensäldichen Interessen 
meistens nur so lange bl'Schnt, wie der materielle Spiel raum 
t:ur I'inant:ierung dieser Politik in ausreichendem ~laßt· vor­
handen ist, so lange es auch tatsächlich gelin;;t, ein ,.tllt:u 
offenes Ausbrf'chen von lnteressenkonfliku'n einzudä.mmen. 
Daher konnte eS nicht üb"rraschen, daß mit der Welt wirt­
schaftskrise 1974/15 und der gleichlaufenden Auseinander­
setzung um die NIWO die Zugt·ständnisse gegenüber den 
Entwicklungsländern, di .. in der Regierungsphase 8randt/ 
Scheel noch stark vorhlUldell waren. nachließt·n. Schlit'ßlich 
führten einschneidende Künungen der Finan:r.planung und 
der V"rpflichtungsermäehtigungen im Bndch dcr Entwkk­
lungshilfe zu m Rücktritt "on Erhal"d ElJpler. 

An die Stelle der auch internationdl angewandten Reform­
po litik trat damit immer mehr das pragmatische Ziel, die 
internationale Konkurrenzfä.hig keit der BRD um jcden Preis 
zu sichern. Dies kam so nicht zule!t:t deshalb, weil damit 
teilweise innere Krisenprozesse hinausgeschoben und uie 
Masscnloyalität ftir das sO:l:ialliberale Rt'gierungsbündnis über 
einige Jahre hinweg gesichert werden konnte. 
An die Stelle der Vis iOIlt'n weltweit!"r Sozialpartnerschaft 
trat imm"r mehr dito nüchterne Kont:t'p tion der Interdepen­
dent: (gegenseitige Abhängigkeit ) , dic Finanzhilfe und pri­
vatc Konzcrninvest it iont'n eintausch"n will gell'cll dir Zu­
stimmung der Dritt"n Wdt t:ur westlichen "Rohstoff- und 



In'estitionssich<,rh<,it·' ..• Daß d.lbei wieder nur" so stdlt 
W. Boll zurecht fest .. die Interessen der Regi<'rungen mit 
d('n<'n der ärmsten Melul;llen gleichg('setZl w<,rden und daß 
es zynisch' ist. das In(<,r<'$S<' am bloßen CherI<'ben mit dem 
Int('f<,sse der Industricländer an der Sicherung von Rohstoff­
<,infuhren. Lxportmärk ten und Imestitionen auf die gleiche 
moralische Eben<' zu stellen. wird g,IT nicht erst Tenek· 
tieTt. "14 

überdIes begann die Bundesregierung im Zuge der allgemei· 
nen Politisierung der "Nord-Süd"-AuseinandeTsetzung nun 
ihrersdts immer eigenständiger wcltpolitische Ambitionen 
g<,genüber d<,r Dritten Welt zu formulieren. Auch die Ent· 
wicklungspolitik geriet so in der zweiten Hälfte der 70er 
Jahre wieder unmittelbarer in den Sog außenpolitischer In· 
teressen, die besonders vom Auswärtigen Amt Hans·Dietrich 
G<'nschcrs ang<'meldet wurden. 

Den sozialdemokratischen Amtsnachfolgern Erhard Epp1ers 
blieb im wesentlichen die Anpassung d<'r bundesdeutschen 
Entwicklungspolitik an die neuen Maximen. 

Während Egon Bahr Uuli 1974 - Dezember 1976) dner 
.,weltwirtsehaftlichen Entspannung" das Wort redete,IS 

hob d<'r unter Seill<'T I'<,dermhrung 1975 <'rstdlte Zweite 
Entwicklungspolitische Bericht hervor. daß die wesentlich· 
~t<' Aufgabe der Bundesr<'gi('rung in Auseinandersetl:ung mit 
der NIWQ darin bestimde. die Fortentwicklung der beste· 
henden Weltwirtschaftsordnung Unler .• Wahrung der markt­
wirtschaftlich<,n Prinzipi<'n abzusichern: ,.Forderungen, die 
wesentliche Funktionsgrundlagen der Weltwirtschaft zu zer­
stören drohen oder zu unerträglich<,n finanziellen Belastun­
gen fUhren. hat die Bundesregierung nicht akzeptiert. Sie 
wird diese Politik fortsetzen ... 16 
Marie Schleis (Dezember 1976·februar 1978) Interesse kon­
zentriert<' sich auf das Siidlichc Afrika. Dort wollte sie .• den 
Weg der rechtzeitigen Reform (gehen). weil wir die Revolu­
tion als einen zeTStörerischen Weg vermeiden wollen ". 17 M. 
Schleis wesentlichster Beitrag zur Weiterentwicklung der 
bundesdeutschen Entwicklungspolitik blieb indessen ein 
Schwerpunktprogramm der !lilfe rur die Frontstaaten im 
Südlichen Afrika. Seither vergab die Bundesregierung in be· 
scheidenem und eher symbolisch gemeinten Umfang auch 
"humanitäre Hilfe" rur dortige Bdreiungsbewegungen. be· 
sonders im Rahmen der Flüchtlingshilfe. 

Krisenpragmatismus unter R. Offergeid 

Seinen idealen Exekutor schien der entwicklungspolitische 
Krisenpragmatismus unter der so:dalliberalen Regierung in 
Minister Rainer Offergeid (Februar 1978-September 1982) 
gdundcn zu haben. Im Gegensatz zu seinen Vorgängern bot 
die Politik dieses Entwicklungshilfeministers wenig Angriffs· 
punkte ruf die hierzulande veröffentlichte Meinung. 
Sein Hauptaugenmerk legt R. Qffergdd auf die "Effizienz­
steigerung" des entwicklungspolitischen Systems; 
• Quantitativ wurden die Ausgaben rur öffentliche Ent· 
wicklungshilfe auch in den letzten Jahren der sozialliberalen 
Koalition weiter gesteigert, nachdem sie ~litte der 70er Jah· 
rc stagniert hatten. So haben sich die ausgezahlten Beträge 
zw ischen 1977 und 1981 fast verdoppelt. 

/\[]erdings ist das Ziel der Bundesregierung - die öffentliche 
Entwicklungshilfe im Vergleich zum Gesamthaushalt über· 
proportional zu steigern - nur in den Jahren 1978 und 
1979 erreicht worden. Zwischen 1980 und 1982 lagen die 
Steigerungsrdten des Entwicklungshifeetats (Einzelplan 23) 
deutlich unter dem Zuwachs des Gesamthaushaltes. 
Der Anteil des Entwicklungshilfeetats am Bundeshaushalt 
stagniert seit 1979 bei 2.5%. BerUcksichtigt man die Inna­
tionsentwicklung, so kann bei einem Zuwachs von 4.5% im 
J ahre 1982 von einer realen Steigerung der Ausgaben für 
öffentliche Entwicklungshilfe keine Rede mehr sein. ganz 
abgesehen davon. daß die Bundesrepublik mit einem Anteil 
der öffentlichen Hil fe am Bruttosozialprodukt von 0,4 7% 

, 
~. 

M,n,"«OIkr,.kl(l.) ,m M.~ 19~1 m,'«;" n,karaa ... n,"'MnJun'.-M"gh~J \\lrcek,d. 
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Neokolonialistische Weltmacht BRD 
eine Datenübersicht 

-

Die Bundesrepublik verfügte Ende der 70cr/Anfang der 80tT Jahre 
über Positionen in der Wcltwinschafl und in der Drillen Welt, in 
denen ~ie sich durchweg mit den anderen ftihrcnden kapitalisti­
schen Industrienationen messen kann: 
• Sie iSI zwdUtärkslc Wdlhanddsmach l hinter den USA und dcf 
Welt großter Exponcur von Induslriecr~eugnisscn. Auf deo M,irk· 
teo der Entwicklußg.länder nimmt die BundcHepublik den dritten 
Platz hinter den USA und Japan ein, gefolgt von Frankreich und 
Großbritannien. 
• In den heiden wichtigsten in t<: rna tionalen Finan~innilutionen, 
dem Internationalen Wahrungsfonds (IMF) und der Wehbank, häh 
Bonn jeweils den dritten Platz hinter den USA und Großbritannien, 
gemessen am Quotenanteil bei den Sonderziehungsrechten bzw. 
dem Kapitalanteil. 

Tabelle 1 
Rohstoffimporte der Bundesrepublik 1980 

Rohstoff Anteil der Ent· 
wicklungsländer (%) 

Rohzinn 90 

Eisenerz !i7 
Wolframerze 58 

Bau"it 66 

Niobium, Tantal· 
und Vanadiumerze 

Chromerze 

PhNphate 
Naturkaut.schuk 

jute 

Hartfasern 

Baumwolle 

Kaffe<: 

Kakao 

Bananen 

" 
" " 99 

100 

" 
" 

100 

100 

97 

100 

Wichtigs te Lieferlän­
der .\er Dritten Welt 

Papua-Neuguinea, Mexi· 
ko, Indonesien, Chile 
Indonesien, Thailand, 
Malaysia 

Brasilien, Liberia 

China 

Guinea, Guyana, Sierra 
uone 

Brasilien, M~mbique 

Siidafrika, rlirkei 
Tunesien 

Malaysia, Indonesien, 
Singapur, Thailand, 
z,;~ 

Bangladcsh, Birma, 
Nepal 

Sri Lanka, Tansania, 
Madagaskar 

Südafrika, Ts.::hdd, Gua· 
temala, Turk"; 

Kolumbien, EI Salvador, 
Kenia, Brasilien, 
Guatemala 
Elfenbcinküste, Nigeria, 
Ghana, Brasilien, Kamerun 

Indien, Sri Lanka, China, 
Indonesien 

Panama, K()$tarika, Kolum· 
bien, Hondunl.s, Ekuador 

Erdöl 81 Saudi Arabien, libyen, VAl':, 
Nigeria, Algerien 

(Quelle : BMZ (Hrsg.), journalisten-Handbuch Entwicklungspolitik 
J982, Bonn 1982) 

Tabel le 2 
Anteil der Industr iewaren an der Ein fu hr der ßRD aus 

außereuropäischen Entwicklungsländern (ohne Öl) in % 

1972 

Insgesamt 33,4 
Afrika 18,4 
Laleinamerika 20,4 
A:lien 59,3 
(Qudk: Statistisches jahrbuch 
d;v. jg.; eigene Berechnungen) 
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1976 1978 

42,9 43.7 
21,3 21,2 
22,4 22,3 
68.6 70,3 

der Bundesrepublik 

\98 1 

50,2 
26,5 
22,3 
75,3 

Deu ts.::hland, 

• Die westdeutsche Wirtschaft nahm Ln den ,Oer jahren die dritt · 
höchsten Oirek.l in,eHilionen im Ausland vor (hinter den USA und 
Großbritannien, mehr ab j apan und t·rankreich). 
• Bei der staatlichen EntwicklungShilfe ""ar die Bunde,republik 
198\ da. dritmarkste GeberJand hinter den USA und Frankreich . 
BerUcksichtigt man, d~ß allem etwa 1/ 3 der rr~nzo.i'chen Entwick· 
lungshilfeleislungen TransfeT~ahlungen in seine "Oheroeegebiete" 
sind, so li"8t die ßundesrepublik hier sogar auf R.dng 2. 
• Auch beim Waffene:o;port liegt die BRD inzwischen mit an der 
Spitze: bei Großwaffenexponen auf Platz 6 bzw. 7, be i der Au,­
fuhr von Handfeuerwaffen auf Plat~ 3 und beim E"'port ganzer 
RUstungsfabriken sogar auf Plat" I der Weltranglistc. 
Die quantitativen Dimensionen des neokolonialen Engagements der 
BRD sollen im folgenden vor ~llem an Hand ihrer Ilandclsheziehun· 
gen mit Entwicklungsländern und an Hand der staatlichen Kapital· 
e:o;porte in Form \Ion Entwicklungshilfe deutlich gcmdchl werden 
(zum pr""ten Kapilalexport und zur RustungseKportpolitik siehe 
die Beitr'".tge von N. Bive. und W. Geisler in dIesem lieft). 
Die Bedeutung des llandc! , mit den EntwicklunpWllde rn rur die 
wcsldeut!;Che Wirtschaft drUckt sich vor allem in einer unverändert 
hohen Abh<ingigkeit der Bundesrepublik von Rohsloffimporten 
und einem seit 1973 zunehmendem Gewicht der Warene"pone in 
die Dritte Welt aus. Die Illlllortabhllßgigkeit bei Rohstoffen wirt! 
durch Tabelle I illustriert. 
I.lit dieser Rohstoffimportabhanglgkeil geht eine wachsende Bedeu­
tung der Entwicklungsländer als AbSdtzmärkle ruf westdeutsche 
Waren einher. Betrog der Anteil der Entwicklungsliinder am Ge­
samtexport der Bundesrepublik 1972 noch 11,4%, so belief er .ich 
1981 bereits auf 17,7%. Dabei handelte es sich "uletzt um ein 
Handel,volumen von 70,5 Mrd D~1. Von dieser Summe wiederom 
entfielen auf Afrika 28,2%, auf Laleinamerika 22.2% und auf A:lien 
49,4%. 
Die wichtigskn Exportm;i rk tc der Bunde,republik in der Dritten 
Wc!t waren 1981 die folgenden 16 Lander (mit Angabe des E"port­
volumens in Mio DM): 
1. Irak 6.568 9. Indonesien 2.!i74 
2. Saudi Arabien 6. I 9!'> 10. Ägypten 2.!i40 
3. Südafrika 6.160 11. Argentinien 2.360 
4. Nigeria 4.940 12. Br.uilien 2.277 
3. Iran 3.639 13. Indien 2.249 
6. Libyen 3.379 14. isrAel 1.724 
7. Mexiko 3.342 15. Singapur 1.315 
8. Algerien 2.8 16 16. Kuw ... it 1.409 
Diese Länder vereinigten allein 69,9% aUer bundesdeutschen Ex­
porte in die Dritte Welt auf sich. Es handelt sich durchweg um 
erdolexportierende Länder oder um sog. "Schwellenlander". Der 
Anteil der OPEC·Lander am bundesdeutschen Export hat dabei in 
den letzten jahren kontinuierlich zugenommen. wahrend der d~r 
"Schwellenländer" etwa gleichgeblieben ist und die reslliche Drille 
Welt a.n rdativer Bedeutung als Absatzmarkt verloren hat. 
In den bisher gemachten Angaben spiegel! sich die Tatsache wider, 
daß das Austauschmuster d~r Bunde.republik im Handel mit den 
Entwicklungsländern nach wie \"or traditionell bestimmt ist: Die 
BRD is t im wesentlichen Importeur von Rohstoffen und Exporteur 
von Industrieerzeugnissen. Gleichzeitig setzen sich in der bundes­
deutschen Arbeitsteilung mit der Dritten Welt in den IetUen Jahren 
eine Reihe neuer Elemente durch: Beim E"porl ist die Bundesrepu­
blik vor altem beim Großanlagenbao stark auf die f-Lrkte der Enl­
wicklungsländer angewiesen. So kamen 1980 allein :'6% aller Auf· 
tragseingänge f"ür industrielle Großanlagen aus der Drillen Weh (je­
weils 22% aus den kapita listischen InduHricländern und aus den 
sozialistischen Staaten). 
Auf der ImporlSeile ist immerhin bemerkeIl5wert, daß das Gewichl 
der Industriewaren an der Einfuhr der Bundesrepublik aus den Ent· 
wick1ungsländern in d<.:n letzten jahren zu~nommen hat. Beson­
ders deutlich wird dies, wenn man das durch den Prcisanstieg nark 
gestiegene Gewicht der ölimporte unberücksichtigt läßt (Tabelle 
2). Diese Tendenz geht fast ausschlie6lich auf wachsendc Billig­
importe aus Asien, besonders Südostasicn, zurück. 

Die Bundesregierung veröffentlicht jährlich Angaben über "NeUo­
leistungen" an Entwicklu ngsländer und multilatrn.k: Institu tionen. 
Diese vennitteln einen Eindruck des gesamten finanziellen Mittel· 



stroms in die Drille Weh, der - wenn man so will- mit Ausnahme 
der "privaten Entwicklungshilfe" die Gesamtheit deo neokolonialcn 
staatlichen und privaten KapitalexJX>rt~ da~tdlt (Tabelle 3). 
Wenn über die ßedeutung der staatlichen Entwicklungshilfe gestrit· 
ten wird, geht eS nicht nur um absolute Zahkn. Während diese eine 
kontinuierliche Ausweitung des staatlichen Kapitalcxports anzei­
gen, ist die Bedeutung der Entwicklungshilfe in Relation zu wich· 
tigen Vergleichszahlen I,mgfristig :turikkgcgangcn bzw. konstant ge· 
blieben. Dies gilt HiT ihn:n Anteil am BruttQSozialprodukt, am 
Staatshaushalt, am gesamten Nettoftuß und (mit Einschr.inkungcn) 
für den Anteil dn mullilateralen Aufwendullgen (Tabdk 4). 

Tabelle 3 
Nettoldstungen der ßundesrepublik an Entwicklungsländer 

und multilaterale Stellen 1950·1981 
(in Mio DM und % der gesamten Le istungen) 

1981 1950 - 1981 

I. Off. Entwicklungshilfe 7.19!J 71.028 ( 37,7%) 
Bilaterale Zuschüsse und 5.077 51.545 
Kredite 
Multilat~ral 2.1 i6 19.483 

2. SOliSt. öff. L<.:istulIgt:n 1.512 11.047 ,. Priv. Entwicklungshilfe 839 6.370 3,4%) 

•• Lcistunjo;cn der Pri"atwirt· 
schaft 8.141 99.985 ( 53,1%) 

Bilaterale Investitionen 
und Kapitalverkehr 5.853 57,429 
Off. garantierte Export· 
krt:dite 2.105 25.687 
Multilateral 782 16.868 ,. Gesamte Leistungen 18.285 188.430 (100 %) 

davon: öffentlich 8.70" '82.076 ( 43,6%) 
privat 9.,,79 106.354 ( 56,4%) 

(Quelle: Joumalislen·H~l\(lbuch Entwicklungspolitik 1982, a.a.O.: 
eigene Berechnungen) 

Tabo:llc 4 
Bt"deutung der öffen tlichen Entwicklungshilre 

an lIand wichtiger Vugldchszahlen 

Sm ttoso~ialprodu k t 
St~atsllaushalt 

Kes~mto:n N~l1onuB 

An",il multilaterd' 
Io:r Aufwo:ndungen 

1962 

0,45 
6,6 

76,5 

2",9 

1970 

0,!J2 
2,' 

48,5 

22,5 

1973 1976 196) 

0,32 0,36 0,46 
2,1 1,9 2,' 

73,6 26,8 39,3 

28,2 24,,, 4 1,6 
(Qudk: BMZ (Kesg.), DTitkr und Hinftn Ikricht zur Entwick· 
lungspolitik der 8undesregierung, Bonn, NO'o'o:mbn 1977 bzw. 
Märl. 1983:e'l«:nc lkre~hnungcn) 

Die Bundesrepublik haue bis Ende 1981 mehr als 18.700 Entwick· 
lungsprojekte mit Ländern der Dritten Welt in Angriff genommen, 
von denen etwa 2{3 bereits abgeschlo$scn waren. Entwicklungshilfe 
wurde 1981 an insgesamt 11 3 Länder vergeben. Die Entwicklungs­
hilfe teilt sich auf in Finanzielle Zusammenarbeit (Kredite und 
Zuschüsse) und Tc<:hnische Zusammenarbeit (Entsendung von 
Fachkräften). Die gcogTilj.hischen Schwerpunkte der bilateralen 
Entwiddungshilfe waren zwischen 1950 und 1981 Asien (40,7-,0) 
und Afrika (31,4%), während Lateinamerika und europäische Ent· 
wicklungsländer lediglich 10,9 bzw. 10,,,-,0 der insgesamt vergebe­
nen bilateralen Hilfe erhielten. Die Schwerpunklländer werden in 
Tabelle 5 aufgeführt. 

Tabelle 5 
Geographische Schwerpunkte der bilateralen öffentlichen 

Entwicklungshilfe der BRD (Zusagen) J 950·1981 
(Mio DM) 

Emprangcr Finanzielle Technische Insgesamt 
Zus. Arbeit Zus. Arbeit 

Europa ges. 6.401,5 1.462,9 7.864,5 
Turkci 3.623,4 449,3 4.072,7 
Jugoslawien 1.000,0 57,6 1.0,,7,6 
I'orlujo;al 729,9 143,2 873,1 
Griechenland 608,3 202,6 810,9 

Afrika ges. 14.903,1 8.552,9 23.456,0 
Ägypten 2.527,6 589,1 !J.116,7 
Tuncsien L20",9 316,0 l.S22,0 
Sudan 1.002,9 479,0 1.48 1,9 
Marokko 1.178.4 244,9 1.42!J,4 
Tansania 627,3 655,1 L282,5 
Kenia ,,89,7 440,6 1.030,3 

Lateinamerika ges. 3.604,7 4.508,1 8.112,9 
Brdsilien 898,0 860,1 1.758,2 
p,~ 628,5 559,3 1.187,9 
Otile 3\J,4 468,4 779,8 
Kolumbien 295,0 382,9 677,9 
Bolivien 300,5 260,6 561,1 
Argentinien 197,0 3!Jl,5 528,5 

Asien ges. 19.729,2 10.604,5 30.333,8 
Indien 6.!J36,0 1.251,3 7.587,4 
Indonesien 2.001,6 657,8 2.659,4 
Pakistan 2.106,4 423,9 2.530,4 
Israd 2.3!J5,0 146,8 2.501,8 
8angladesh 1.389,0 606,!J 1.99",3 
Sri ~nka 833,6 339,0 1.172,7 

Insgesamt 4!J.291,5 29.287,3 74.578,8 
(Quelle: J<.>urnalistcn·Handbuch Entwiddungsp<.>liLik 1982, a.a.O.) 
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nach wie 'lOT unter dem internationalen Empfehlungsw(T{ 
von 0,7% liegt. 
• Wesentlicher als diese quantitativen Betrachtungen is t je· 
doch die Verwendungsstruktur der öffentlichen Hilfe. Daß 
etwa 2/3 aller finanziellen Mittel rur Infrastrukturmaßnah· 
men im weitesten Sinne ausgegeben werden, verweist dar· 
auf, daß auch die Entwicklungshilfe der sozialliberalen Koa· 
lition hauptsächlich die Funktion hatte, giin5tige Rahmen· 
bedingungen für die Expansion des Privat kapitals zu schaf· 
fen. 
Die regionale Auf teilung der bilateralen öffentlichen Ent· 
wicklungshilfe deutet ebenfalls darauf hin: Rund 2/3 ent· 
fielen 1981/82 auf die am weitesten wirtschaftlich zurück­
gebliebenen Kontinente Afrika und Asien: der Rest verteilte 
sich zu etwa gleichen Teilen auf die entwickelteren Regio· 
nen Lateinamerikas und Siideuropas. l8 

• In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, daß die im 
Juli 1980 verabschiedeten "entwicklungspolitischen Gru nd­
linien der Bundesregierung" eine konzepitionelle Ausdiffe· 
renzierung gebracht haben, die das arbeitsteilige Zusammen­
spiel zwischen staatlicher und privat kapitalistischer Durch­

'dringung der Entwicklungsländer noch deutlicher macht. 
Danach soll ein neu aufgelegtes Grundbediirfniskonzept vor 
allem auf die ärmsun Entwicklungsländer (LLDC ) Anwen· 
dung findC'n, sozusagen als langfristige Vorbereitung von de­
ren Integration in den Weltmarkt. [n den sog. Schwel!enlän­
dern soll die öffentliche Hilfe "gezielt an den sektoralen und 
regionalen Engpässen" ansetzen. die durch das oftmals ein· 
seitig exportorientierte. auf einige wenige Industriezentren 
konzentrierte Wachstum vernachlässigt wurden. 

Insgesamt gilt hier aber, daß "die privatwirtschaftliche Zu­
sammenarbeit. insbesondere Direktinvestitionen und der 
Verbund von privatwirtschaftlicher und öffentlicher Zusam· 
menarbeit. eine immer größere Bedeutung" erlangen. 19 

Die angebliche Schwerpunktsetzung auf die LLDC fand 
nicht statt, was ein Anteil dieser Län8ergruppe von 22,3% 
(1981 Neuoauszahlung) bzw. 19,6% (1981 :"\euzusagen) an 
der bilateralen öffentlichen Hilfe veranschaulicht. Dic Kon· 
zentration des privaten Kapitalexports auf einige wenige 
fortgeschrittenere Entwicklungsländer wurde beibehalten 
(siehe Beitrag von N. Biver in diesem II dt). 
• Die staatliche Förderung der privatkapitalistischen Kon­
~ernexpansion in die Dritte Welt ließ schon unter der so~ial­
liberalen Koalition wenig zu wünschen ubrig. Bis Anfang 
1982 hatte die Bundesregierung 41 sog. Investitionsförde· 
rungsverträge unter Dach und Fach gebrach t. die das bun­
desdeutsche Kapital in den betreffenden Entwicklungslän. 
dern vor Enteignung schützen sollen. Die von Bann vergebe­
nen InvestitiOhsgaranticn zur Absicherung des politischen 
Risikos beliefen sich bis Ende 1981 auf 4,95 Mrd m,1. 

Lastenträger im Rahmen der NATO 

Das Stammkapital der Deutschen Gesellschaft rur wirt­
schaftliche Zusammenarbeit (DEG), die eine "Geländer­
funktion" rur das private Investit ionskapital in der Drillen 
Welt ausüben so ll. ist in den le tzten 10 J ahren mehrfach 
erhöht worden. Die DEG wurde so in die Lage versetzt, bis 
Ende 198 1 private Investitionsgelder von insgesamt 8,8 Mrd 
DM in die Drille Welt zu mobilisieren - zehnmal so viel, wie 
sie selbst an Finanzmitteln an private Unternehmen auS'tahl· 
«. 
Mit 29 Entwicklungsländern wurden Doppelbesteuerungsab­
kommen abgeschlossen, die eine doppelte Besteuerung der 
Konzerne (im Herkunfts- und "Gastgeber land") vermeiden 
sollen. Schließlich hatte die bundeseigene Hermes-Kreditver­
sicherungs-AG mit ei ner Garantiesumme von 36 Mrd DM im 

J ahre 1981 den höchsten Stdnd seit S(;h .. ffung der staatli­
chen Export kredil\'ersicherung erreich t. 20 

Mit dieser - insgesamt gesehen immer kapitalfreundliche­
ren Ausgestaltung der "Entwicklungszusammenarbeit" ging 
seit der zweiten Hälfte der 70er Jdhre ein stärkeres außen­
politisches Engagement in der Drillen Welt einher. Worin 
bestanden die ncuen Akzentuicrungen? 
Dabei handelte es sich einerseits um eine stärkere Politisie­
rung der Beziehungen zu den Entwicklungsländern. die jetzt 
oft als "dritte Sä.ule" der Außenpolitik (neben der NATO­
und der Europapolitik) bezeichnet \~urden. Zum anderen ist 
eine stärkere Region,tlisierung der Bel.ichungen zur Dritten 
Welt feststellbar. 

Wie stark diese neuen AkzenlUierungen auch die Entwick­
lungspolitik beeinflußten. zeigt die "Iatsache, daß 11'01'11 im 
Zuge der Carter'schen .. .\lenschenrechtspolitik" (Regie· 
rungsdoktrin der L'SA \'on 197(·81) erstmals Forderun· 
gen nach Demokratie und Verwirklkhun!l; dcr .\Ienschen­
rechte in die entll'icklungspolitischen Grundlinien aufge­
nommen wurden, und lwar an vorderster Stelle. Im partei· 
eniibergreifenden Konsens formulierte der letltC' Bundestag 
im .\'iär" 1982, daß ein "wesentliches Ziel" der Entwick­
lungspolitik der Bundesregierung "die Verwirklichung der 
Menschenrechte" sein sollte, wobei l.änder, "diC' sich um 

dC'n Aulbau demokratischer Strukturen bemiihen", bevor­
zugt unterstiitzt werden sollten_21 

Gegen diese Ansprüche wdre weiter nichts einzuwenden, 
zeigte die praktische Dritte-Welt-I'olitik der Bundesregierung 
nicht etwas ganz anderes, ndmlich daß :\lensr.:henrechtspoli­
tik vornehmlich unter antikommunistischem Vorzeichen be­
trieben wurde. Die Außenpolitik H.D. Genschers beinhaltete 
in puncto Dritte Welt keinen Bruch mit den international 
geächteten Diktaturregimes etwa Südafrikas, Chiles und ~Iit­
telamerikas, sondern konzentrierte sich vielmehr darauf, 
unter Ausnutzung der Afghanistan· und Kampucheafrage 
der Sowjetunion eine "Niederlage in der Dritten Welt" zuzü' 
fUgen. 
Außenminister Gensehers Plädoyer rur "Blockfreiheü" und 
das Auftreten der Bundesregierung "gegen hegemoniale Be· 
strebungen und gegen die Errichtung von Eirtf[ußzonen aus­
wärtiger Mächte in der Dritten Weh" (Grundlinien) standen 
darüber hinaus in scharfem Gegensatz zum eigenen Kurs ge­
genüber den Entwicklungsländern, der auf Einflußerweite· 
rung und die Gewinnung neuer MachtpositionC'n zielte. 

Dem regionalen Positionsausbau in der Dritten Welt dienten 
einmal die Nutzung des bundesdeutschen Gewichts im Rah · 
men der Europäischen Gemeinschaft (EG), darunter der von 
Bonn maßgeblich mitbetriebene Ausbau der EG-Sonderbe-
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:l.iehungtn zu den AKP (Afrik<l, Karibik, I'azifik)-Staatcn 
und in letzteT Zeit zur Verein igung Südost asiatischer Natio­
nen (ASEAN). Ein spezifisches Anliegen der Bundesrepublik 
innerhalb dieser R('gionalisierungspolilik der EG besteht da­
bei u.a. darin, die: eigenen Einnußgebiclt' auf Kosten der 
Sonderbeziehungen der ehemals ruhrenden Kolonialmächte 
zu erweitern. 

Die Formulierung gemeinsamer westeuropäischer politischer 
Positionen w den Krisenzolu~n der Dritten Wdt (Südliches 
Afrika, NOlhcr und MiniereT Osten, Mitlclamcrika) wurde 
von der sol.iallibcralen Regierung andererseits dalu genutzt, 
auch Sonderinteressen gegenüber dem US-lmpcrialismus 
deutlicher 'l:ur Geltung zu brinKen. 
In ihrer ['olilik der "Konflikt lösung" orientierte sie deshalb 
im Unterschied zu den USA vor allem auf den Einsatz wirt­
Jchaftlicher und politischer Mittel. Zid dieser Politik war es. 
größere: Konfrontationen mit der t.:dSSR (und ihr Dureh­
Khlagen Juf Mitlekuropa) zu \'erhindem und eine mittel­
und langfristige Kontrolle \'on Konnikteskalationen besser 
zu geWährleisten. 

Uaß es wbe:i im .... e5e:ntlieh ... n um die beHe Taktik der Sy­
slenlSieherung ging. zeigte ex.emplarisch die von der 
Schmidt/Genschcr-Regierung gegenüber Nikaragua verfolgte 
Politik der "behutsamen Einflußnahme". die weit davon 
entfernt. t'ine sozialistische Entwicklung in diesem mittel­
amerikJnisehen L;lrld <lU akzcptitn'IJ die ~ntwieklungs, 
hilfegclder immer stärker an die torderung nach "l'lurJlis· 
mus und Blockfrdheit" im Bonnt'r Sinne koppdte_ 
Mit dieser {·twas "weicheren" Lini(' gt'gcnübcr nalionalen 
Befrciungsb(' ..... egungen und progn'ssi~en Regimes vertrug t'S 
sich offensichtlich auch, daß ditO SO<lialliberak Bundesre:gie· 
rung im Rahm('n eim's gl·samtimperiJhstis(."hcn KonZCIlE> 
der Arbeitsteilung - zur übern.lhml· <lusatzlieher Aufgdben 
und Leltl'n .ludi auf dem Gd.lit·t dcr mi litMislChen InteT('S' 
sensilCherun!; des Neokolonialismus Iwrdt w;lr: 
In dk Z('it der Koalition Schmidt/Go.:nsdl('r f;illt ei ne 50 
bed ... utsamt· Entwicklung Wlt- die fast völlige S(."hkusenÖff­
nung für d('n lx.port von Kril'l~swaffl:n in die Dritte Wdt. 
die mit den ncutn Küstungsexportricllliinio.:n von 1982 auch 
offizio.:l1 Jbgesegnct wurdo.: (siehe den Beitrag von W. Gdsler 

in diesem Heft). Eine große Kontinuität bewies die sozial­
liberale Bundesregierung bci dcr militärischen Überlehcns· 
hilfe für diktatorische Regimes. darunter in den Fällen Süd­
afrika, Turkei, Chile, Argentinien oder EI Salvador/liondu­
ras. Zusehends beteiligte sich in denletZlenJahren auch die 
Bundesmarine an Manövern außerhalb des NATO-Geltungs­
bereichs, so im Indik oder der Karibik. 
Erwähnung finden müssen nicht zuletZt auch ('ine Reihe von 
Fällen direkter oder indirektcr l lil festdlung rur den Kon­
frontations· und Interventionskurs der Reagan-Administra­
tion: der Ausbau dcr NATO-Infrastruktur in der BRD rur 
den Einsatz der Schnellen Eingreiftroppe im Nahen und 
Mittleren Osten (Startbahn WestI); der Abschluß eines Mili­
tJrabkommens mit den USA im Mai 1982, das die Verdop· 
pelung der US-Streitkräfte in der BRD für d('n Krisenfall 
vo~ieht (Wartime Host Nation Support Program); schließ­
lich die Bereitschaft zur Stationierung eines Erstich lags- und 
t.rprcssungspotentials gegen die UdSSR in Form neuer 
atom,Irer ~litlcJstreckenraketen vom Typ !'ershing 11 und 
Cruises Missiles. das u.a. als Flankenschutz fur konterrevolu­
tionäre InteTventionsabcnteuer der USA bzw. der NATO in 
dt'r Dritten Welt dienen könnte. 
So gesehen ist die Bonner Dritte·Weh· und Entwicklungs. 
politik schon in der Endphase der sol.ialliberakn Koalition 
so weit na(."h rechts gerückt und ins kapitalfreundliche Fahr­
wasser geraten . daß die seit Oktober 1982 amtierende 
Rt'chukoalition Kohl/Gcns(."h~r hinen allzu radikalen 
Bruch lU vollziehen bri/-u(."hte. 
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Rainer Falk 

Die Dritte-Welt-Konzeption 
der Rechtskoalition Kohl/Genscher 

DIe CDUjCSU, so Entwicklungshilfeminister Jürgen Warnke, 
habe .,neuen Wind in die Entwicklungspolitik gebracht": 
" Die Entwicklungshilfe ist heute kein Tummelplatz mehr 
rur sotialistische Ideologien. die den Partnerlandern nicht 
weitNhetren. Wir stellen die echte I'artnerschaft in den Vor­
dergrund. Das heißI. daß die Interessen der Entwicklungs· 
lander mit unseren eigenen legitimen Inleressen auf einen 
Nenner gebracht werden. Weder Wohlverhalten noch I' rovo· 
kation bestimmt dil' gegenseitigen Beziehungen. sondern 
Lo),alität auf Seiten der Partner ebenso wie bei uns. Wer uns 
jedoch feind lich gesonnen ist. kann nicht bevorzugter Emp­
ranger unserer Hilfe sein. In diesem Sin ne unterstützen wir 
.. lIe Bemühungen der I'art nerstaaten um echte Blockfrei­
heit."l 

f\n prägnanten tormeln wie diesen hat es die neue Bundes­
regierung bisher nicht fehlen lassen. Ob dem Wechsel in der 
Rhetorik auch eine völlig neue Praxis in der Dritte-Weh - und 
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Entwicklungspolitik folge n wird. läßt sich nach e inem guten 
halben Jahr christlich-liberaler Koalition noch nicht durch­
gängig mil !e1z1er Gewißhei t sagen. Unverkennbar ist aber, 
daß das konservalive Lager im September 1982 u.a. auch 
deshalb an die Regierung gedrängt ist, um auch auf dem 
Gebiet der Dritte-Welt-Politik d ie vielzitierte "Wende" zu 
vollziehen. 

Das Ausmaß der angestrebten Kehrtwende läßt sich an den 
"on den Rechtskräften propagierten Konzepten ablesen. Sie 
bilden insgesamt ein ideologisches Gemisch aus politischem 
Neokonscr"atismus und wirtschaftlichem Neoliberalismus, 
das auch das außen- und elllw ick lungspolitische lI andeln be­
gründet: Rigoroser Anlikommunismus nach innen und nach 
außen als Leitthema; unbedingtcr Glaube an dcn Markt und 
die freie Untcrnehmerinitiative als Rezept rUf das wirtschaft­
liche Wohlergehen, verbunden mit einer reaktionären "Ge­
mcinwoh l"-ldeologic; Abbau staatlicher Leistungen und 



"Befreiung" des Individuums aus staatlicher "Bevormun· 

dung" ("Selbsthilfe" und Subsidiaritätsprinzip); gesell­

schaftliche Formierung durch einen weiteren Abbau realer 

Demokratie· und Freiheitsrechte als Rezept gegen wachsen­

de soziale und politische Konflikte. 

Diese Kernelemente konservativ·rechtsliberaler Politik und 

das dahinter stehende Weltbi ld liegen durchaus auf der Linie 

der amerikanischen Reagan-Administration. Oberhaupt ist 

bemerkenswert, daß der Amtsantritt der Rechtskoalition 

Kohl/Genscher zu einem Zeitpunkt erfolgte. da ein Trend­

wechsel der westlichen Politik in Richtung auf mehr Kon­
frontation gegenüber dem sozialistischcn Lagcr und mehr 
Interventionismus gcgenüber der Dritten Welt schon statt­

gefunden hatte. Nach dem Umschwung in den USA, den 

entwicklungspolitischen Kurskorrekturen der Thatcher­
Regierung in Großbritannien und dem halbherdgen, inzwi­

schen weitgehend zurückgenommenen "New Deal" Frank­

reichs mit der Dritten Welt, vollzieht jetzt offensichtlich 

eine weilere große neokoloniale Macht eine - zumindest 

schrittweise - Veränderung seiner Dritte-Welt- und Ent­

wicklungspolitik nach rechts. 

Die Dritte-Welt-Politik der neuen Regierung in Bonn ist 

mehr als eine b loße Wieder auflage von Konzepten der Ade­

nauer- und Erhard-Regierungen der 50er und 60er Jahre, 

wenngleich sie zu diesen eine Reihe von Ähnlichkeiten auf­

weist. Damals bestimmte die bundesdeutsche Entwicklungs­

politik u.a. das Motiv, mittels der Entwicklungshilfe den 

Bonner Alleinvertretungsanspruch gegenüber der DDR auch 

weltweit durchzusetzen: Wer die DDR diplomatiSch aner­

kannte. wurde mit der Streichung der Entwicklungshilfe 

und dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen bestraft 
(Hal lstein-Doktrin). 

Die Entwicklungshilfe war einerseits ein Beitrag der Bundes­
republik zur Systemkonkum:tlz im Zeichen des Kalten Krie­

ges: sie war auf Drängen der USA begonnen worden und 
wurde sogleich mit der Durchsetzung spezifischer außen­

politischer Interessen der damaligen Bundesregierung ver­
knüpft. Andererseits sollte sie den wirtschaft lichen Wieder· 

aufstieg der Bundesrepublik in der Dritten Welt fördern, den 

Export beleben und "ideales I'räinvestment rur private Inve< 

stitionen" (so der erste ElltwicklungshilfeminiSler "alter 

Scheel) sein. 2 

Zuriick zur Hal istein-Doktr in? 

Heutc haben sich die Rahmenbedingungen bundesdeutscher 

Dritte-Welt-Politik entscheidend verändcrt. Die Bundes· 

republik ist nicht mehr nur "wirtschaftlicher Riese und poli­

tischer Zwerg", sondern spielt wieder "eine Rolle in der 

Wc:It". wie es in den 60er Jahren vor allem von }-'ranz·Joser 

Strauß gefordert worden war. J Unter sozialliberaler Füh· 

rung ist die Bundesrepublik in der Dritten Welt in e ine 

fUhrende neokoloniale Position hineingewachsen. hinter den 

USA und zumindest gleichauf mit Großbritannien und 

Frankreich (siehe auch den vorstehenden Beitrag). 

Wesentlicher noch scheint, daß die Entwicklungsländer 

selbst ihre Forderungen gegenüber den kapitalistischen Indu­

strienationen selbst bewußter und geschlossener vcrtreteu als 

in der Zeit des Kalten Krieges. Die Infragestellung dcs kapi­
ta listischen Entwicklungsweges durch eine Reihe von Län­

dern setzt dem neokolonialen Expansionskurs der Bundes· 

republik Grenzen. die auch die Rechtskoalition KOhl/Gen­

scher zumindest die Rechnung stellen muß. Daß sie in ihren 

Denk- und tlandlungsmustern offen von der Notwendigkeit 
eines "Roll back" dieser weltpolitischen Veränderungen aus­

geht (und nicht wie die sozialliberale Koalition vorrangig auf 

integrationistische Lösungen setzt), macht die Gefahrli..:h· 
kcit des neuen Kurses aus. 

Originalton CDU/CSU 

Aus der Regierungserklärung 
vom 13. 10. 1982 

( ... ) Der Friede in der Welt wird nicht nur durch Waffen bedroht, 
sondern ebenso durch Armut, liunger und Tod in vielen Teilen der 
Welt. 
Die Bundesregierung wird deshalb im Rahmen ihrer weltweiten 
Friedenspolitik weiterhin auf eine partnenchaftliche Zusammenar· 
beit mit den Staaten der Dritten Welt hin wirken. Unser Ziel ist eine 
Weltordnung friedlicher Zusammenarbeit. 
Oie Solidarität mit den Armen in der Dritten Welt geht jeden in 
unserem Lande an. Staat und Kirchen. Wirtschaft und privates 
Engagement geoeJlschaftlicher Gruppen müssen zusammenwirken. 
Die Entwicklungspolitik wird seit Jahren von der großen Mehrheit 
unserer Mitbürger mitgetragen. Diese gemeinsame Ober.:eugung gilt 
es zu erhalten und. zu stärken. Ich finde, weile Teile der jungen 
Generation geben uns hierbei ein gutes Beispiel. 
Die Dynamik des privaten Sektol'!! muS die öffentliche Entwick· 
lungshilfe ergänzen. In der mittelständischen Wirtschaft und im 
Handwerk können wir noch erhebliche Reserven enchließen. Priva· 
te Initiativ.: muß auch in den Entwicklungsländern stärker zum 
Motor der Entwicklung eines gesunden Wachstums der Wirtschaft 
werden. 
Wir respektieren die Unabhängigkeit der Staaten der Dritten Weh 
und unterstützen ihre Bemühungen um wirkliche, um echte Block­
freiheit. Wir wenden uns gegen jede Politik der Vorherrschaft. 
Wir lehnen Gewalt, Intervention und Einmischung ab. Wir treten 
ein für die Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte über­
all in der Welt. ( ... ) 
(Quelle: Bulletin des Presse· und Informationsamts der Bundesre· 
gierung, Nr. 9'!.1 14.1 0.1982) 

COU·Grundsatzprogramm 
zur Entwicklungspolitik 

.. ) Die Bunde~rcpublik Deutschland muß sich als einer der fUhren· 
den Wclthanddspartner fUr eine freiheitliche, sozial verpflichtete 
und leistungsfahige Ordnung der Weltwirtschaft einsetzen. Welt· 
wirtschaftlicher Dirigismus wird am Ende nur Nachteile für alle mit 
sich bringen. Er würde die Dynamik des technischen Fortschritts 
und der internationalen Arbeimeilung behindern. Güter und Lei· 
stungen müssen an den b.:stmöglichen Standorten hergestellt und 
erbracht werden können. Auch ulU<'re Märkt .. müssen für die Er­
zeugnisse aus den Entwicklungsländern offen sein. Die besondel'!! 
bedürftigen L.ändcr, die dcm Wcttbewerb in einer liberalen Wirt· 
schaft nicht gewachsen sind, bedürfen besonderer liilfen. Es gilt, 
ihre Fahigkeiten zur Sdbsthilfe zu fördern. Zusammen mit besse· 
ren Zugangschancen aller L.änder zu den notwendigen Reuourcen 
kann dies den gefahrlichen Abnand zwischen Industrie- und Ent· 
wicklungsländern vermindan. Oic wirtschaftliche Leistungskraft 
der Industricländcr bleibt noch lange für die weltwirtschaftliche 
Entwicklung bestimmend. Auch behahen der Kampf gegen dIto 

Wdtinflation und die Kontrolle des internationalen Geldumlaufs 
ihre zentrale Bedeutung. 
Oberall ist es entsch,'idend, daS die Erkenntnis der gegenseitigen 
weltweiten Abhängigkeit den Vorrang ~or d~'n Bestrebungcn nach 
regionaler oder nationaler Abschlicßung erringt. 
( ... ) Entwicklungspolitik ist nicht wertneutral. In UnSeren au,war' 
tig~'n Beziehungen haben wir nicht nur die Aufgabe, die eigene, an 
den Grundwenen und Menschenrechten orientierte politisch~' Ord· 
nung zu schütz<'n, sondern uns auch für Un.l<:re Werte in der Welt 
einzusetzen. Maßstab fUr unsere Entwicklun):spolilik ist eS deshalb, 
ob unser<: Lo:istungen der Bevölkerung unmittelbar zugute kom· 
men. ob si<: die Kräfte zur Sclbsthilfe stärken und ob sk dcr Förde' 
runl:! einl'r sozial g<!T~'Cht<-n und freiheitlichen Or<inung dienen. 
Wir sind d"r ~kinu"g, daß <:S alll:!emcLue, rur alle Menschen gültige 
Grundsatze gibt. Aber wir wissen, daß sie je nach d<:n Tradition~n 
und L.:bensl><:dlllgung<:n s<:hr vL'nchkd"narti!(<:n Ausdruck finden, 
Dahl'T sind gq~~ns~'itig<: Achtung und Toleranz auch ci" außenpoli· 
tischeS G~l>ot. Di,·s werden wir ~u~amm<,;n mit den frekn Völkern 
der W<!lt beachten. an d~'ren Seit<: UnS UnSere außenpolitisch<: 
Grundentsch<.:idung ein für allem,t1 !!iestellt hat. ( ... ) 
(Quell<:: Aktions· und Informationshandbuch. Aktion ,.Dritt~· 

Wdt" d<:r CDU. Donn oJ.) 



Verteidigungsminister Wömer 
über NATO·Aufgaben in der Dritten Welt 

( ... ) Selbst für die USA wäre ein<: wirtschaftliche "~~:'7;~,~;";: I 
mit einem dramatischen Verlust an Wirtschaftskraft und 
verbunden. Deshalb in es ruf das Bündnis insgesamt zu 

lebensfrage g.:worden, ob es fahig ist, auch solchen, :~':~~~~.~'~ 
begegnen. die sich ge~n seine wirtschaftlichen ~ 
ten. Mir scheinen diese Gdahren in den vor uns liegenden 

mindestens ebensogroß zu sein, wie die, die sich aus d"':',~,::~:;~~; I 
baren militärischen Bedrohung ergeben - zumal IT i 
Druck auf diesen Lebensnerv der Weltwirtschaft und der wcstlichen 
Industriclinder in Obersee leicht angesetzt werden kann, wie die 
;r .. nische Revolution und der Golfkrieg im Ansatz deutlich machen. 

Die Bedrohung der westlichen Sicherheit kommt nicht nur aus dtm 
Osten, sondern auch aus den Kriknregionen des Nahen und 
kren Ostens. Die sowjetische militärische Macht, die sich dun:h die 
Beseuung Afghanistans näher an die nahöstlichen Ölquellen heran· 
geschoben hat und don die Labilität der politischen Verhältnisse 
zu nuuen versucht, um Einfluß zu nehmen und von dort Druck 
unkre wirtschaftlichen Verhältnisk auszuiiben - diCk sowjetische 
Macht muß auch an der Orientflanke der "cstlichen Allianz einge· 
dämmt werden. 
Die Vereinigten Staaten sind dabei, das Notwendige im militäri· 
schen Bereich 'tu tun. um die Sowjetunion vor einem Eingreifen in 
lokale und regionale Konflikte abzuschrecken oder befreundeten 
Regierungen zu helfen sich Zu verteidigen. wenn diCk um militäri· 
sehe Hilfe bitten. Die Bundesrepublik Deutschland kann dazu aus 
den bekannten Gründen direkt nicht beitragen. Sie hat aber viel 
getan, um Lücken im Aufkommen der Verstärkungskräfte für Euro· 
pa zu schließen. 
Wir haben kürllich sechs 'tusättliche Brigaden des Territorialheeres 
der NATO unterstellt und planen den Aufbau von sechs weiteren 
Brigaden ab regionale Reserveverbiinde. Wir haben einer Erweite· 
rung des Oper.llionsgebietes der Bundesrnarine an der Nordflanke 
zugestimmt und damit dem alliierten Befehlshaber größere FleKibi· 
lität in der Einsatzplanung und ·führung ermöglicht. Wir haben vor 
allem dun:h das WHNS-Abkommen (Wartime Host Nation Sup' 
port) 93.000 US·Soldaten von logistischen Aufgaben in Europa 
entlastet. ( ... ) 
(Quelle. Bulletin des PreSk' und Informationsam1:l der Bundesre· 
gierung, NT. 20{l8.2.1983) 

COUfCSU über Rüstungsexport 
Es besteht Einverständnis, daß in nächster Zukunft eine neue Kon· 
zeption über den Rüstungsexport entwickelt wird. Dabei sind auch 
die Sicherheits· und finan'tpolitischen Belange der Bundesrepublik 
Deutschland zu berücksichtigen. Auch der Gesamtbereich der fi· 
nanziellen Problematik ist mit einzubeziehen. 
(Quelle: Internes Papier über die künftige Orientierung der deut· 
schen Außenpolitik. in: Frankfurter Rundschau, 30.3.1983) 
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O,e OriHe·Wclt·l'olitik der chrisllich·liberalcn Regierung 
weist so gesehen eine Reihe neuer Ak1.ente auf, die sie \"on 
ihrer Vorgängerin unterscheidet. Da die SOl.ialliberalen bc:­
reils eine Öffnung der Dritte·Weh·Politik nach rechts voll· 
zogen halten. sind diese Unterscheidungen allerdings teil· 
weise nur gradueller Natur bzw. stellen eine schriuweise 
Fortschreibung laufender Trends dar. 

Am aufralligsten ist eine stärkere A npassung der Dritte-Weh· 
und Entwicklungspolitik an den Kurs der Reagan.Admini· 
strat ion. Nicht nur die Außen· und Sicherheitspolitik. duch 
die Entwicklungspolitik hat sich der geforderten Treue zur 

NATO, der "Freundschaft und Partnerschaft"' mit d en USA 
untenuordnen, da dies ,.der Kempunkt deutscher Staats· 
räson" (lleimut Kohl) ist.4 In der Entwicklungspolitik soll 
das allgemeine Ziel einer Süirkung der NATO künftig scinen 
.. spürbaren Niederschlag" finden, wie J. Warnke auf einer 
Strategietagung der eSU·nahen Ilanns·Seidel·Stiftung im 
November 1982 bekanntgab. 5 Im Verhältnis zu den USA 
sollen "weder Wohlverhalten noch I'rovokation", sondern 
"Loyalität und Konsultation" bestimmend sein. 
Konsequenterweise fuhr J. Warnke Anfang Februar 1983 
nach WashingIon, wo er mit den Expenenstäben der Rea· 
gan.Administration Gespräche führte, die von der Bundes· 

regierung als "die erste umfassende deutsch-amerik'iInische 
Abstimmung auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik" an· 
gepriesen wurden. Bezeichnenderweise crlielte J. Warnke 
dabei "eine bemerkenswerte übereinstimmung mit seinen 
Gesprächspannern (u.a. US·Finanzmillister Donald Regan. 
US·Staatssekretär Lawrence C. Eagleburger, Weltbankprä· 
sident A.W. Clausen und IMF·Direktor J. de Larosiere; d. 
VerL) in der Einschätzung der Situation der Entwic klungs. 
länder".6 

Der neue Entwicklungshilfeminister hätte seinen Kurs auch 
eine Flugstu nde weiter in New Vork am Sitz der Vereinten 

Nationen mit den Vertretern der Entwicklungsländer "ab· 
slimmen" können, aber dies wäre wohl unvereinbar mit den 
,.sicherheitspolitischen Interessen" Washingtons gewesen, 
deren unbedingte Anerkennung der neue Dritte·Welt·Kurs 
beinhaltet. Für den Staatssekretär des Bundesministeriums 
rur wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ), Volkmar Köh· 
Ier, haben die USA z.B. in Mittclamerika und der Karibik 
"unmittelbare und natürliche sicherheitspolitische Interes· 
sen". Sie müssen nicht nur als "besonderer BeSlimmungsfak ­
tor" der bundesdeutschen Dritte·Welt ·Politik beriicksichtigl, 

sondern "auch als legitim a kzeptiert werden und jeder mora· 
lischen Belehrung entzogen werden ". 7 
Die Anpassung der Dritte·Weh· l'olitik an die Strategie der 
NATO und der USA im besonderen kann nicht gleichgesetzt 



werden mit einer schlichten Unterordnung unter die Zielvor­

gaben der Reagan-Administration. Der Realität näher dürfte 
die Einschätzung kommen, daß die von Washington ver­
folgten aggressiven Konzepte gegenüber der Dritten Welt 
größtenteils auch der momentanen Interessenlage jener 

herrschenden Kreise entsprechen, die: die Rechl$koalition 
tragen. Die Verfolgung eines eigenständigen Expansionskur· 
sC's der Bundesre:publik in der Entwicklungswelt sch ließt 
dies keineswegs aus, Durch eine engC're Anlehnung an die 
westliche führungsmacht und ein verfeinertes Netz von Ab­
stimmungs. und Beratungsmechanismen innerhalb des west­
lichen Bündnisses C'rhofft man sich allem Anschein nach 
auch mehr Durchschlagskraft bei der eigenen Interessen­
sicherung, 8 

Schlüsselbegrirfe der Dritte-Welt·Politik der konservativ­
rechtsliberalen Regierung sind " Menschenrech te", "frei· 
heit", "echte Putnenchaft" und "ech te Blockfreiheit" 
(letzterer vor allem als Tribut an die nach außen auf Kon­
tinuität in der Drille·Welt·Politik bedachte FDP Hans-Diet­
rich Genschers). Diese sind vor allem als ideologische 
Kampfbegriffe zu verstehen, die der weltweiten Durchset­
zung der Bonner "ordnungpolitischen Prinzipien" dienen 

sollen. Ganz in diesem Sinne propagierte bereits dic ent· 
wicklungspolitische Konzeption der CDU von 1976 "die 
Ausrichtung der entwicklungspolitischen Maßnahmen an 
unseren Wertvorstellungen ".9 

Die Leitbilder der neuen Bonner Dritte-Welt-Politik ordnen 
sich fast nahtlos ein in die von der Reagan-AdministrJ.tion 

angefachte Kreuzzugstimmung gegen "den Kommunismus", 
in der die Dritte Welt bloß als Schauplatz des Ost-West-Kon­
flikts wahrgenommen wird. 
Die Orientierung der Entwicklungspolitik am Ziel der Ver­
wirklichung dC'r Menschenrechte ist seit März 1982 Konsens 
aller C'tablierten PartciC'n. 10 In der Drille-Wdt-Politik der 
RegiC'rung Kohl/Genscher wird die MelIschenrechtspolitik 
jedoch höchst selektiv angewendet: gegenüber Ländern mit 
diktatorischen Regimes als "Förderung der Demokraten 
statt Bestrafung der Nichtdemokraten";ll gegenüber pro­
gressivC'n Ländern wie Nikaragua, Mo,<ambique oder Angola 
als Vorwand zur Kürwng, Zurückhaltung oder Einstellung 
der Entwicklungshilfe. In der Konzeption der CDU/CSU rur 
die Afrikapolitik wird hier noch ein Schritt weitergegangen; 
hier werden Demokratieexperimente nach westlicht'm Vor­
bild gleich rur den ganzen Kontinent vl'rworfen (skhe 
Kasten). 
Die hier zum Vorschein kommende politisch(' Ethik crinn<rrt 
in fataler Weise an' die Philosophie der Reagan-Leute, nach 
der ein grundlegender Unterschied zwischen "totalitären 
Regierungen" (z.8. Kuba, Nikaragua) und "autoritären 

EntwicklungshiHeminister Wamke 
über Vergabekriterien 

FRAGE: Die Regierung Schmid! hat auch kommunistisch regicrte 
Staaten mil Enlwicklungshilfe-Millionen bedacht. Werden Sie diese, 
den SicherheiiSinteres5cn der Freien Welt zuwiderlaufende Politik 
korrigieren? 
, WARNKE: Natürlich. Wir haben dcn Ost·West·Konflikt nicht in 

Drille Wdt hineingetragen, doch wir können die Augen nicht 
da"or verschließen, daß die Sowjetunion auch in diesC'm Teil der 
Welt slrategiKhc Zidc verfolgt. Ein Land, das sich zur kommuni­
süschC'n Staatengemt.~nschaft bekennl, kann nichl unser Enlwick· 
lungspartncr sein. Unser Bestreben i.1 .." vidmehr, Völker, die von 
kommunistischC'l' Unterdrikkung bedrohl sind, durch ,Entwick­
lungshilfe in ihrem Frdhdustrcben zu unteruützen. 

FRAGE: Wie verhäh sich di~ ßundesrcgicnmg gegenüber Angola 
Mo~mbjque, wo bekanntlich das Engagement Moskaus besan· 
gTOß in? 

WARNKE: Das ist der Grund, weshalb mcin Haus Angola keine 
I I gC' .... 'lihrt. Für M~ambiqu.- sind aus dem gki<:h"n 
i neuen B,'lräge 6ngescll\t. 
Muß di .. ßund..,scegierung bei Gewährung von Enl",<;k· 
nicht au(:h uns,'re nationalen WirlS(:haflsintcre»en bt'-

: Abcr gt'wiß, Eine der nellcn Weicht:nSlellungen, ,:i~ 

vorgenommen haben, dokumt'nlierl sich in der off,-"en Erklä· 
PartneTS(:haftliche Zusamm .... narbcit hedeu!,'! rur uns, daß die 

1~!;~'I~;:~,,:h:,,:::,::r:essel1 d", ßund"sr.-publik Deutschland und d..,r Enl-
~ , , auf "inen Nenn"r g"bra"hl werdt:n müssen. ( ... ) 

allt.·rdings ur"n!! darauf achten, daß bei EntwickluIIK" 
die bddcrseitigen Inte .... sscn gepriift werden, das h..-ißI, 

Millionen Arbciulo,C'n muß Entwicklungshilfe da, wo eS 
ist, auch heschäftigungswirksam rur die Bundesrcpublik 

, Im Projckt Mah..-weiti·Randenigala (in Sri Lanka) ist dies der 
Fall: die 400 Millionen werdm voll der deutschen Wirtsch~ft als 
Aufträge zugute kommen. ( ... ) 
Di.., Bundesregierung .... inl ihre Ell1wicklungshilfe k.-ineswt:gs ~or· 

rongig n.ach ideoto~lch<'n Krit.dlen verg,·b..,n. Wir wüm,chcll, daU 
die Hilf..- den B~dürftigcn zugute kommt. Es hat sich erw;"'le", daß 
Länder mit marktwirtschaft lichen Elem~nten in ihrer Politik bisher 

ehesten g..,eignel w~ren, ihr<: Enlwi .. klungszid.- zu erfiiUell. Wir 
werden d..,shalb künf!ig Länder, d;'" solche marktwirtschahlich,'n 
Ekmenl" haben - es werden auch LandeT scin, die l.lI1drcform~n, 
die Sozialreform<.'11 dun:hgcführt h~ben, Länder mil pluralisti<chen 
Struktun'n in ihr..,r Ge,dlschafl -, "Is Pannn h"S01l<JeTS ins Au!!r 
fas.en, weil die Erfahrung K"'1~hrt hat, daß dio:s gUl" Rahmenbc­
dingungen .ind. Sei aller Politik nach d ..... ufkn, und Entwicklun!!s­
politik iSI ein Teil Ull!iera auswartig<'11 Sezi<.'hung<'n. werdn! wir 
daneben auch daran d..,nknl, im Rahmc" unSerer V.-rpflichtull);t,U 
deli Parinern, von dn!n! wir Loyalität und Solidarität crwarlen, 
nicht in einem Tcilbt'T.-ich die )l:kiche Loyalität und Solidarit;;1 
Khuldig bleib,·n. Ein" stramme Ost·W,-sI-Ausrichlunj( der Enl .... iek­
lun);Spolilik iSI w~dt:r "or)ll"sch"n noch wird .i<' ..,intrd"n. ( ... ) 
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Originalton CDU/CSU 
FRAGE: Sie wollen ~ben den wins<;haftlichen auch NATO·ln­
!ere5~n bei der Entwicklungspolitik wahren. Wa~ heißI das kon· 
kn:l? 
J. WARNKE: Das ist eine reine Selbst\erslandlichkeit. Wenn C~ 
Meinunss\'cnchicdenhcitcn gibt. mit den Vereinigten Staaten zum 
Beispiel, dann werden wir sie nicht dadurch be.eitigen. daß wir auf 
deren Kurs gchen. Wif werden Konsultationen haben und schen, 
daß wir Lösungen hcrau.arbciten. die die Amerikaner nicht in 
ihrem legitimen Sichcrheitsbcclürfnis beeinträchtigen. Bei der Fülle 
des Inurumcntariums der deutschen En1wicklu~politik ist mir 
auch nicht bange, daß wir im Normalfall Wege der Konflikllösung 
finden. 
FRAGE: Allerdings hat sich cine Art Wohl,erhahensklausd in der 
Vergangenheit sellen bewährt. 
J. WARNKE: Selb~l\'erständlich wird jemand, der gegen um feind­
selige Handlungen begeht. nicht mit Emwicklung5hilfe bedacht, 
Der mußte ein Narr sein, der eine so gewaltige Summt - 6,3 Mrd ­
den Leuten gibt, die sich aktiv zum Beispiel in die sowjcti~cht 

Hegemonialpolitik gegen den WeHen einordnen. Im übrigen ist bei· 
des von dtr vorigen Bundesregierung genauso l)raluiziert worden, 
Es ist etwas anderes, eine Wohlvtrhaltensklausd anzuwenden, die 
wir weder haben noch hatttn, als jtmand nicht zu fördern, der 
aktiv gegen uns ist. 
FRAGE: Gefahrdet es nicht den mittlerweilt guttn Ruf unstrer 
Entwicklungspolitik, wenn wir jetzt wieder die Ost-West-Problema· 
tik hineinhringen? 
J, WA RNKE: Ziel unserer Entwicklungspolitik ist es. die Drille 
Welt aus der Ost·West·Problematik her .. uszuhalten. Und dort, wo 
sie bereiu hineingezogen worden ist, wollen wir dazu beitragen, 
daß sie wieder zu echter Blockfrciheit zurtickkehrt, Wichtig ist, daß 
wir diese politischen Zielsetzungen im Auge behalten und tota litarc 
Regimt von denjenigen untersehtidtn, die ihre Ziele vielleicht auf 
eine Weise verwirklichen, die uns nicht gefallt. Wir müssen ideolo­
giefrci wl!rden. Dtnn die Verwirklichung von Menschenrcchten ist 
ja in der Dritten Welt doch eine sehr relative Angelegenheit. Wtnn 
ich mich auf Amnesty International beziehe, könnte ich wahr­
scheinlich einen erheblichen Teil der Empfangerländer von der 
üne streichen. Es kommt darauf an. wie der Trcnd ist. Und der 
geht :turn Beispiel in EI Salvador in die richtige Richtung. ( ... ) 
(Quelle: Interviews mit; DeutschbmH.l3gazin, Nr. 2{l983: Frank· 
furter Rundschau, 3.12.1982; Wirtschafl$woche, 7.1.1983) 

Staatssekretär Köhler 
über die Neue 

WeHwirtschaftsordnung 

( ... ) Dit Weltordnung muß auf Liberalität gegründet und somit 
nicht-doktrinär sein. Freiheitlicht Strukturen sind die Vorausset· 
zung aller auf Weckung von Kreativität ausgerichteten Maßnahmen. 
Dazu gehört auch die Beachtung der Menschenrechte. Eng mit dem 
Ziel .. Freiheit" verbunden ist die Notwendigkeit, auf nationakr 
und inttrnationakr Ebene den Marktme<::hanismus übtr Angebot 
und Nachfrage, InnoY:1tion und Diversifikation, Erfolg ntuer Ideen 
und Kostenv<)rteilc entscheiden zu lassen. 
Jeder Staat ist für die eigene Entwicklung selbst verantwortlich. 
Diese Zuständigkeit kann nicht an internationalt Behörden abgt.:­
gehen werden. ( ... ) 
Dem Markt widtrsprechende Regtlungen in und zwischen bestimm· 
ten Industrieländern. wie Zum Beispiel Protektionismus, müssen be. 
5t.:itigt werden. 
Auf manch .. n Gebieten bedarf es einer Ergänzung des Marktes 
durch soziale Regclungtn. Dies gilt insbtsonderc ruf diejenigen Ent· 
wicklungsländer, die durch eine reine internationale Marktwirt­
schaft :turn jetzigen Zeitpunkt geschädigt werden würden. Die so­
zialtn Maßnahmen sind abtr nicht Hauptbestandtcil, sondern nur 
Ergänzung der Markt$lruktur. ( ... ) 
(QueUe; Entwicklung und Zusammenarbeit - E+Z, Nr. 1/1982) 
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Rtgi mes" (z. I~. EI Salvador, Guatemala) zu machtn sei. 
.. Echte Partnerschaft" meint in der Vorstellungswelt der 
Entwicklungspolitiker von CDU/CSU nichts andt res als die 
~chkcht vtrhoh1ene Ankündigung des An~pruchs, mittels 
dtr Entwick lungspolitik zukünftig stärker als bisher die 
Durchsetzung t igener w irtschaftlichtr und politischer In­
teressen zu betreiben. Origin:llton Warnke: "Das heißt, uns 
nicht nur irgendwt.:lche Forderungen "orlegen zu lassen, son­
dern auch \'on unS ,IUS den Entwick lungsländern unsere eige­
nen Vorstellungen zu unterbreittn."12 Diests Prinzip gilt 
sowohl rur das Auftreten der Bundesregierung in bilateralen 
Verhandlungen über einzelne Entwicklungsprojekte, als 
auch im .. Nord-Süd·Dialog". 
.. Echte Blockfreiheit" schon bisher ein Lithlingsslogan 
Ihm-Dietrich Genschers meint in der Diktion der jetzt 
regierenden Kräftr nichts anderes als einr Warnung an d ie 
Entwicklungsländer. sich nicht zu sehr auf Bündnisse mit 
den sozialistisehtn Ländrrn, insbesondere dem wt.:ltpoliti­
sehen Gegenpart der USA in Gestalt dtr UdSSR, einzulas­
,sen. Mit der Anerkennung der Dritten Wt.:lt als tigenständi­
ger Kr<lft im weltpolit ischen Kr'.iftespiel haI dies wenig zu 
tun; woh l aber mit dem Versuch. der UdSSR in der Dritten 
Welt Niedtrlagen beizubringtn und denjenigen Entwick­
lungsländern mit Maßregelungen aller Art zu drohen, d ie im 
Rahmen der globalen Synemkonkurrenz nichl eindeutig Be­
kenntniSse zu "Freiheit und Demokratie" im westlichen 
Sinne ablegen. 
Die Enlwicklu ngshiUe dient der christ lich-liberalen Koali­
tion also vor allem als Instrument zur Durc hsetzung auße n­
po litischer , sicherheilspolit ischer und wir tschaftlic her In­
ltressen. Die Vergabekriterien der lfilfe werdenjelzl wieder 
nach einem simplcn Freund-feind-Schema im Stil des Kai· 
ten Kr ieges bestimmt (siehe Kasten). Zum anderen wird die 
Entwicklungshi lfe im Zeichen der Wirtschaftskrise und einer 
verschärften Konkurrenzsituatioll auf dem Wthmarkt wie­
der striktrr an den Exportinteresstn der bundesdeulsehen 
Kon:terne ausgerichtet; diese sollen ganz unmittelbar über 
die WiedereinfUhrung der Licferbindung durch die Hintertür 
in den 100%igen Genuß der aus Krediten und Zuschüssen 
stammenden Aufträge gelangen: , .Wir werden alles tun, um 
die Absatzchancen der deutschen Wirtschaft zu verbessern." 
O. Warnke) 
Die Argumentat ion mi t dtr .. Sichtrung von Arbeitsp lätzen" 
durch Entwicklungsh ilfe ist dabei nur vordergründiger Na­
tur: Schon bisher sichtete die DurehfUhrung von Entwiek· 
lungsprojekten etwa 110.000 Arbeitsplätze in der Bundts­
republik. Auch ohne Lieferbindung stand in der Vergangen­
heit jeder Mark, die rur Entwicklungshilfe ausgegeben wur­
de, t ine NaChfrage von 1,25 DM gegenüber. 13 Ginge es der 
neuen Bundesregierung tatsächlich um die Erhaltung btste­
hender und die Schaffung neuer Arbeitsplätzt mittels der 
Entwicklungshilft, so müßte sie konsequtnterwdse di t dafUr 
:tUr Verrligung sIehenden finanzmittel kräft ig trhÖhtn. Das 
Gtgenteil aber ist der Fall. 
Im Zuge der allgemeinen Politik der .. Sanierung der Staats­
finan:ten" wurden die Verpmchtungsermäehtigungen rür das 
laufende HaUShaltsjahr, die Hir die zukünfligtn Entwick­
lungshilfeausgaben \'on entscheidender BedtulUng sind, um 
nahezu 28'ro gekürt\. Ein besonderer Dorn im Augt der kon­
servativ-liberalen Sparpolitiktr ist die Tatsache, daß aus den 
letzten J ahrtn der sozialliberalen Koalition noch Entwick­
lungshil fe:tUsagtn in beträchtlicher Höhe offenstehell und 
je tzt zur Auszahlung kommen. Dies se tz t einer drastischen 
Beschneidung der Baran5ätze ebenso Grenzen wie einer um­
gthenden VerwirkliChung dtr neurn Vergabekrittrien in der 
entwicklungspoliIischen Prax is vor Ort. 
Wer allerdings allzu großt I-!orfnungtn in d ie "administrative 
Ko ntinuität" dtr bundtsdeutschen Entwicklungshilfe ge­
setzt hat, muß sich enttäuscht sehen. In erstaunlich kurzer 



Zeit hat J. Warnke das politische und ßeaffitcnpersonal sei· 
nes Ministeriums w fast 50% ausgewechselt. Dies gilt nicht 
nur rur die BMZ·Spitze, die jetzt neben Warnke von den 
heiden Staatssekretären Volkmar Köhler (CDU) und Sieg· 
fried Lengel (CSU; ehemaliger Hauptgeschäftsführer der 
1-lanns·Seidcl·Stiftung) gebildet wird. Bei insgesanll etwa 
500 Beschäftigten hatte es innerhalb des ßMZ bis Mitte 
Januar 1983 insgesamt 206 Neu· und Umbesetzullgen von 
Stellen gegeben .14 Mit der neuen Personalpolitik ist das 
Millisterium auf dem besten Weg, zu r Schaltstclle der Au· 
ßenpolitik von hanz:Joscf S trauß zu werden, der seinen 
Verzicht auf ein Regierungsamt damit begründet halle, daß 
seine Vorstellungen in den außenpolitischen Vereinbarungen 
mit der CDU (siehe Kastell) in geniigendem Maße berück· 
sichtigt worden seien. 

Entwicklungshilfc..als "Ordnungshilfe" 

Neben ihrer strikteren UnterordnUllg unter das Freund· 
Feind·Schema und die Exportinteressen der westdeutschen 
Industrie soll die Entwicklungshilfe auch konzeptionell 
st:irker zum Instrument der Durchsetzung des konservativen 
Ziel· und Wertesystems in den Entwicklungsländern selbst 
werden. Dies kommt am besten in der von den CDU/CSU/ 
FDP·l'olitikern betriebenen Vergötzung des Marktes als 
alleinseligmachendem Funktionsmechallismus der Wirt· 
schaft, dcm Plädoyer rur mehr "private Initiative" als 
"Motor der Entwicklung eines gesunden Wachstums" (Hel. 
mut Kohl), der Präferenz rur "marktwirtschaftliehe Modelle 
und pluralistische Strukturen" U. Warnke), dem Setzen auf 
mehr " Eigenverantwortlichkeit" und "Selbsthilfe" zum 
Ausdruck. 
Einigt: Konzepte der sozialliberalen Koalition behält die 
neue Mannschaft zunächst bei, so das 1978 verabschit:dete 
Grundbedürfniskonzepl. dt:m dt:r frühere entwick lungspoli· 
tische Sprecher der CDU/CSU. Jürgen G. Todenhöfer. da· 
mals schon atlestit:rte, es hätte das I-Iauplbedenken seiner 
Fraktion ausgt:räumt, nämlich "daß seine Verwirklichung 
zentralistisch geplant und dirigiert werden könnte".15 Als 
"produktivitätsorientierter Armutsbekämpfung" (I-:. Pie· 
ruth; Vorsitzender des Bundesfachausschusses Entwick­
lungspolitik der CDU) beziehen CDU/CSU und FDI) die Be· 
friedigung der Grundbedürfnisse der Menschen eindeutig 
und unmittelbar auf die Bedürfnisse bundesdeutscher Kapi· 

l:IRD·I:"l~ K:klung>h<lfrr Im M.rkl~ '''I<haf,sland Elfonb<in,u,IC 

Originalton CDU/CSU 

F. J. Strauß über Demokratie 
in der Dritten WeH 

( ... ) Wa5 ich abt:r imm« gesagt habe und immer sagen werde ist, 
daß t:$ keint:n Sinn hat, von Men$ch<!.nrechts~erletzungen odt:r dt:r 
Vorenthaltung von Menschenre.::hten in Süd·Afrika zu n:dt:n, wenn 
man andererseits zur Mißachtung der Meruchenn:chte in vielen 
schwan:·regierten Staaten schweigt oder sogar die Augen vor dort 
begangenen ScheuBlichkeiten schließt. ( ... ) 
Der Versuch, die Ma&täbe westlich·parlamentarischer Demokra· 
tien auf Entwicklungsländer zu übertragen, ist im Regelfall - so 
sehr das nach unseren Wertvorstellungen zu bedauern ist - zum 
Scheitern verurteilt. Ich bin nicht der Anwalt der gegenwärtigen 
Verhältnisse auf den Philippinen, kann mir aber vorstellen, daß bei 
einem Sieg der sogenannten kommunist ischen Befreiungsarmee ein 
System geschaffen würde, wie es uns heute in Mozambique, Angola 
oder in Vietnam begegnet - um nur einige Beispiele zu nen· 
nen. ( ... ) 
Ich maße mir nicht an, der Kirche VerhaltensmaBregdn geben zu 
woUen. Als Kenner der Situation im südlichen Afrika muß ich aber 
zu bedenken geben, daß man bei allem Ärger und bei aller Empö· 
rung - echter oder vermeintlicher - über die Politik der Apartheid 
in Südafrika auch nicht vergessen darf, daß es ein vielrassischer 
Staat ist, in dem die Forderung "one man - one ~ote", auf das 
ganze Staatsgebiet gleichermaßen angewandt, weder Fn:iheit noch 
Gerechtigkeit, sondern Chaos bringen und die zivilisatorischen Er­
rungenschaften, die auch ein Ergebnis der Arbeit der S,h.,~"" I 
sind, allmählich wieder zerstören würde. ( ... ) 
Nur so ist unter der weißen Bevölkerung im südlichen Afrika 

elTeichen, daß die Einsicht in Fehler und~v,::,;n~.~."~m~:n:~i'~~~d;'~':::~~:; I genheit weiter wächst. In ihr darf nicht I 
weißer Fellungsinsanen mit steigendem 
ren Folgen für alle gefördert werden, 
schaft herbeigeführt und unterstüt-zt 
zügig nachzuholen, begangene Fehler zu 
del in Ordnung, Freiheit und Ge=:htigkeit 
Ordnung kann die Gleichwertigkeit aller 
und im staatlichen Leben zum Ausdruck 
nicht allein eine Formalgleichheit aufzwingen, 
zu mehr Unfreiheit, zu mehr Unterdrikkung, zu 
führen würde, als je zuvor bestanden haben. 
theologie unter dem Deckmantel einer 
(Quellen: Briefe an Gunther Hilliges, Tem: des 
Kardinal von Köln 50wie den Bischof von Augsburg; 
mes an die Presse, Nr. 1/ 1983 bzw. Kopie einer Abschrift) 
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talverwertung; nach de.'m Motto: "Wer Sländig hungert, ist 
nicht Icistungsfahig ... 16 Oder: "Nur persönliche Initiative 
und pr ivilte.'r Ld$lungswillc: können aus der Armut fUhren, 
zur Befrie.'digung der Grundbedürfnisse, zu Wohlstand und 
Kaufkraft."l? 

Woher die Ärmsten der Armen. die millionenfach hungern, 
jene persönliche.' Initiative und privaten l.ciSl ungswillen neh­
me n Jollen, bleibt schleierhaft. Oberhaupt scheinen 20 J ahre 
entwicklungspoli t ischer Expertcndiskussion an den neokolo­
nialc:n Chefideologen der CDU/CSU nahezu spurlos vorbei· 
gegangen zu sein. Jede.'r, der auf die ungleichen Vorausset­
zungen der am Marktgeschehen Teilnehmenden auch nur 
"erweist, setzt sich der Gefahr aus, als "feind der F~iheit" 
abgestempel t zu werden. 

Ahnlich ververliert wie die "Grundbedürfnisstralegie" wird 
im kon1.Cptionellc:n Denken von CDU und CSU auch die 
Selbst hi lfe- Idee, Hier geht es keineswegs um die tat kräftige 
lIi lfe bei der Mobilisieru ng der eigenen Ressourcen in den 
~; n twiekl u llgsl~ndern zu mehr wir t ~chllftJieher Unabhängig­
kei t und Eigenständigkeit. sondern um sch lich te Schuldzu­
weisung an d iejenige n, die allgesich15 von Untere.'ntwicklung, 
Ausbeutullg und Un(erdriickung in der Dritten Welt oftmals 
gar nicht in der Lage sind, sich selbst ~u helfen, So ist auch 
dies noch vor dem Hintergrund eines rueksichtslosen libera­
lismus zu sehen. der die Starken bevorwgt und die Schwa­
chen weiter ins Abseits drängt, 

l)olitik der Stärke im "Nord-Süd -Dialog" 

Um dem I ~rilll.ip, daß d ie "Dyn,Huik des vrivatt'n Sektors die 
öffentliche Entwicklungshilfe erganl.en" muß (ilelmut 
Kohl; siehe Kastcn), zum Durchbruch LU verhelfen. plant 
dic ncue Kegierung ein'e NovelJierull1! d.,s Entwicklullgsläll­
d\'r-~tl'ut'rgl'~(I~es. das von d.' r so~i.llJibcralt:n Koalitiun 
wl'gen l·ntwil.klungspolitiRher IncffizienL nitht "erlangert 
worden war, Direklinvestitioncn bundcweutsther Großkon· 
I.enll" sollt-n so in Zukunft wkder sh'ul'rlieh bq:ilßstigt wer­
den. 

UdS dlt~r idn,logisch I.U wrstdll'ndc Gegenstück "ur 
Förderulig der wl'stueulSchen K,lpil,dex]!OInsion in die Driue 
Wdt ist dn "MillclslandspfOgranun", Dieses soll wie wei· 
land LU Ludwig F.rhards Zeiten für einen "bodenbeständil!cn 
Miudst,ultl" und eill "solidcs Handwerk" in den Entwick­
lungsl'llldl·rn sorgen, Damit soll eine so~idlc Basis dafür gc­
sehaffl'n wl'rden, daß "di.:- Einsicht PlatL greifen (kann), daß 
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Fleiß und Leistung. nicht Agitation und Revolution, Vor­
aussetzung für eine Besserung der Lebenn-erhältniuc 
sind. "18 
Schließlich will die CDU/CSU zur Umsetzung ihrer Leit­
bilder in der Dritten Wdt die personelle Entwicklungshilfe 
\'crstärken und den Entwicklungshdfern mehr ideologische 
Infiltrationsaufgaben zuweisen. Dabei geht es um eine ver­
stärkte pol itische Einflußnahme im Kontext des Ost-Wes t­
Konflik ts, um "eine angemessene Antwort auf die massive 
~:influßnahme in Gestalt des 'Berau:r-Einsatzes' durch Staa­
ten des Ostblocks",l9 Die Entwicklungshdfer mtißten sich 
kunftig dessen bewußt werden, "daß die Hilfe sich nicht in 
einem wertfreien Raum abspielt und die deutschen Berater 
eine angemessene politische lIaltung einnehmen müssen",20 
Es versteht sich, daß die von den Entwicklungsländern vor· 
getragenen Forderungen nach einer Neuen Internationalen 
Wirt.schaf tsordnung (N I WO) zum großen Teil unvereinbar 
sind mit den ordnungspolitischen Leitvorstellungen der kon­
servat iv,rechtsliberalen Regierungskoali tion. Zwar galt auch 
bishcr schon das Prinzip, daß es nicht um eine neue, sondern 
nur um die "FoTlentwicklung der im Prinzip bewä.hrten 
Ordnung" gehen könne;21 jedoch ist mit der BOllner "Wen­
de" das von der Reagan.Administration gefUhrte Lager der 
rucksich1510sen Ablehnung von mehr Gleichheit und Gleich­
berechtigung der Entwicklungsninder in der Weltwirtschaft 
nlKh ein weiteres Mal verstarkt worden, Auch im "Nord­
SUd-Dialog" verfoll!t Bonn jetu eine eindeutige Politik der 
~til.fkc. 

Einen crsten Vorl!csclunack auf das künftige Verhalten auf 
intcrIl,ltionalen Konreren,.en gah d ie Bundesregierung Mi tte 
De/.elnber 1982 mit ihrer vorlaufigen Weigerung, die neue 
SeerechLSkoO\'ention zou unterzeichnen, Sie hat sich damil 
nicht nur der Linie Washingtons angeschlossen, sondern of­
fensichtlich auch dem Druek von seiten jener Teile der bun­
desdeu15chen Industrie nachgegeben, die an der Entwick· 
lung des l"iefscebergbaus beteiligt sind und eine Schmale­
runK ihrer Profite bcftireh(('n, wenn die Ausbeutung des 
l'.lcert'sbodens zum leil an eine UN-lkhörde übergeht,22 
In ihrem generellen Mißtrauen I!el!enüber internationalen 0 .... 
g.misationen mit universellem Char .. kter weiß sich die Kohll 
(;enscher-Koalitioll ebenfalls eillig mit der Rcagall-Admini­
stralion, weshalb auch !Jonll ki.lllftig mehr .. ur Bilateralismus 
sl'Il.en will. Ganz her .. us~iehen wird sich die Bundesregie­
rung .. us den intemation ... lcn Orgallisationen f~i1ieh nidll. 
1l .. l.u bil,ten die Weltbank und besonders der Internationale 
Wilhrullgsfonds zu lukrative Moglichkciten, um die Entwick­
lungslallder mit dem Einsat:.e wirtschaftlicher Erpressung 
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Für Abos und Einzelbestellungen 
o Ich abonniere das AlB ab Nr. ___ l ab sofort.· 

o Ich bestelle AIB-$onderhett Nr. __ 

(Thema: 

o Ich bestelle AlB, Nr. __ 

11 I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I ! I I I 
V"''''''''''. Name 

11 I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
Sltaße Betur 

1 lllll llll~Ulllllllllllllm 
Postleotzanl, on No. des ZuslellpOel.8mles 

(Dltum) 

o k:h a~kM den AbonnerM<l\pfeii ... _, aul du POItscMckkonlO AlB-Weltkr'" 
VetIrog, Konto Nr. 312093-607 beim Po.Is<;h..:b"" FrrilurtIM ode/ aur .... Konto 
AIB-Weltk .... Vm.g Nr 9lIIIO ~ der V_nk Mtlrbu'OJ (BU S33 900 (0) 
M~ der JobbuChu"O des ~n~ bon ieI'I .. n ...... ~. M,' eiern Ende <In 
Abonnements ..ti8cht diese Einzuogsermlch\IgYr.g 

. M~ der A/)I)uChUng der 0I>iQtt\ a.slflollungen bin \eh fIInve .. WIden. 

Mein Bank-/Postscheckkonto bei [ I I I I I I I I I I I I I I 
'0 I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
"o~ UlIIIIIIII I II ~ IIIIIII II 
'Ja/lreselX>(lnkl. PO<1o): 11\IaIIcI25.- DM; Aualand normal 30.- DM, Lu"",*: Europa 
35,- DM, übt!ge LIo_ 50, DM. F6rde<abc (50,_ 01.1 ode/ meI>r): _ DM K~""" 
gungot<\ frUlIMler'lS n.eh 1 Ja/'It; KundlgU"I!Ilrist , ........ 1. 

Zur Weiterempfehlung des AlB 
Folgende Leute sollten das AlB auch einmal kennen· 
lernen. Schicken Sie unverbindliche Probeexemplare 
an: 

1. 
(N' .... ) 

(StraSelH .... num ..... ) 

"',,' 
2. 

(N ..... ) 

(St,a8elHlu""ummer) 

,~, 

3. 
(Name) 

(StrallelHaustI<J mmer) 

,~, 
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Solidarität.shop Dritte Wett 

~ Produktions ' Verlags ' Vertriebs GmbH 

Beslelliste 
Slijc~ A"' ~eI ElIWII I_ Gesamt-

PMI. Pr@i. 

Kaffee aus Nicaragua 
1 Pfund 12,00 
Plakatmappe Nicaragua 
Sonderpreis 12.00 
Graphikmappe, Rafael Cabrera, 

(ab 10 Ex. 8.00 DM) 10,00 
Schallplatte "Por la Paz" der 
Salvadorianischen Gruppe 
Banda Tepevani 16,50 
BroschOre "Eine neue interameri-
kanische Politik für die aDer Jahre". 
Geheimdokumenl des Komitees 
von Santa Fe für den jetzigen 
US-Präsidenten Reagan, DI N AS. 
48 Seiten 3,00 
(ab 10 Exemplare 2.70 DM) 
T-Shirt, weiß mit Aufdruck 
"FM LN-EI Salvador vencera" und 
ei nem FMl N-Kämpler 
Größen 4. 5 und 6 15.00 
Anhänger ASK-Taube aus Silber 14,00 
Anhänger ASK-Minilaube aus 
Silber 9,00 
SIlberkettchen, dazu passend 7,00 
Ohrhänger ASK-Taube.aus Silber. 
an Kettchen m. Stecker. Paar 27,50 
Ohrslecker ASK-Taube aus Silber. 
Paar 19,80 
Ohrhänger ASK-Taube aus Silber, 
an Silberbügel. Paar 23.00 
Anstecker ASK-Taube aus Silber 19,00 
Anhänger ASK-Taube aus Ton, 
braun oder blau 5,00 

1 
Pfund 
12~-DM 
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Plakalmappe "Nicaragua Llbre" 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua, DIN A3, alle Plakate 
mehrfarbig Sonderpreis 12, - DM 

Graphikmappe des salvadoriani­
sehen KunstIers Rafael Cabrera. 
5 Blätter, dazu le ein Blatt mit Ge­
dichten von Neruda. Cardenal, 
Vega. DIN A4 Uberformat. S/W. 
Slück 10,- DM, ab 10 Ex 8,- DM 

. . 

Anhänger ASK-Taube aus Silber, 
Stuck 14 DM 

Ohrhänger ASK-Taube aus Silber, 
an Kettchen mit Stecker, 
Paar 27,50 DM 

Anhänger ASK-Taube aus Ton, 
braun oder blau, Stück 5,- DM 



AIB-Prämienangebot 
Abonnenten werben Abonnenten 

WiT bitten unsere Leser um Unterstützung bei du Werbung m: uer Abonr ,c:ntc: n.Jedc:r AlB-Leser, der einen neuen Abonnen­
tcn rür unsere: Zeitschrift wirbt, bekommt von uns eine Buch - oder Schallplaltc:npramic: nach eige ner Wah l aus dem unlen 
aufgeführten Titc: langc:boL Erfolgreic he Werber erhal ten die gewünschte': Prämie umgehend zugesandt. wenn sie selbst Abon­
ne nten sind und der neue Abon nen t das Abo bezahlt ode r die in de r Mi tte dieses I-khes beigehcfte te Abbuc hungsvollmacht 
ausgefüllt hat. 

Prämien für 1 geworbenen Abonnenten: 
W""'.m B,on ... "tM,nz.JUfgo<l N,.t~ 
Oe. K. mplum EI 5, 1. I0<I0<. 
volk .. m.t>u1\Q und Inl . .... ..,tlon 
260 Se,ren. pan~~"9"n'l .. n v'~19 1962 

GY. le m.I •. 
0... I. nge W~ ... r FreIlIelI 
255 SM.n. Pe'''' Hammer Verleg 198:2 

J.., Met'goI'IMan,n OnhICh Stl .. 'ng 
0.1 1. 1 un .. r l • ..., _ WH lb.nl< .. ..., G ...... trlil.., 
unI", l.r .. tlK h' f IIHItzung 
320 Se,ten. lam"" Verlag 1980 

Hans van OoyIn (H,sg ) 
Oe. lIeag.n lIeport . 
W.llmecht USA In Nöl.., 
204 Se"en. WeUk,ers Ve<Iag 198:2 

Autoren.oIIeI<l" 
AFRIKA. G .. ~hlehle von .s.n 
Anll ngol" 111 • • u' a.gl n ... 11 In vier' BInden 
Barod 1 oOer 2 
372 ~lW 297 Se"en. P"Augen'll", 1979/80 

Jurgen ROIhlKlm~ rO\'lln 
01. Tul1<l' - Repu blik unI .. WöIf.n 
240 Serten. lam"" 1981 

Ed<Jv<lo Gateano 
ot.o oll_ n AlHorn l e tlln . menk .. 
Erweote"e Neuaunagoe, 311 Senen, Peter Hammer 1981 

Pew SchU!I 

DIr Mohr 1111 .. I ... SchuldI9."1 gelln, 
Glb1 e. R .. oIlmut In ""r Bu n<lHrtpublll<? 
2&1 $erlen, Wetlk,ers 1961 

Giint .. G_nl&k\ 
l.nd _ R .. d.'M,. 
Vle1nam . llOl. K .... pue:/'I •• 
220 $erl"n Paht.AUOß'IS""n 1961 

AAa Guadalupe Mart, ... ~ 
Die gellel",.n Km .. EI 5.1\1-.,. 
Das Zeugn,. der Coma...,anle G ..... ~t.,. 
205 $er! ..... lamuv 1982 

M""anc~ Cot,.,.,\M\ 
. p.rth .... 
Myt""a .. nd W lrlcllchk~t 
1925eo,.,,, 1-<&1'1""" HI81 

Auli lehn! 
fur den Frl_n 
158 Seo,co ".,no" 1962 

DeIer Bors/Renate Rautdo (Hg.) 
Z."tr~l",.rtklo 

Guat""". EI Sa/vacIr:If. ~ 
N"""agua, CosIa Roca 
405 SeoIen. Pahl-R~n 1983 

e' .... 10 Ca"jenat 
In KulM. Berlchl von ein •• 11 .... 
388 Se'ten. Hamme< 1980 

Ra"'" Fat"""' .. Weht (H'sg.~ 
Belr.klng_agungen In Aln •• . 
I'oliliKhe P«)grl mme •. 
532 Serten. Pahl.Auoens,ern 1980 

Sergoo Aamiret 
Vi .... S.ndlnol l_" u"" Tod "". 
1fI1.., '-1.,n.",.II •• IIIK ...... G....-III.lüh ..... 
151 Se<t&n. Peler Hlmme< 1981 

F"tz NoIIL.oorIa.an _ Me<Jen (Hg.) 

Bu_ DI •• Cub. 
fIfIoS&!uIv", 
190 Set,,,,,, Lemvv 1982 

AKAFRII<JDEAE (Hg.) 
SIId.IIII __ 

SUdalnI<.a. N&'l'»tlo. urod 1mbal.>we 
437 SeIlen. J~ 198:2 

Jurgoln Ostrowsl<ylWoIlI Gellt.' 
Süd-'"~ • • 
1I •• ol ....... , Impen.ll. mu l, &. ...... ng. """'p. 
160 Se"en. p'hl.A~I .. n 1978 

F'-"' VahIe 
M.n .... . Oder die 11 .... on den An'lfI9 _ Weil 
240 Seiten, llm"" 1961 

HOrst ECka<1 GrO$Sll(laus-Pi!l", W<i1 
CHE. Mel ... T, lume kl nn. n k" n. ar . ..... n 
218 s..t ..... WeIt1<r_ 1982 

Gabroel Garcia Marquez 
DlI GelNln. h .... 
112 $eotQn, Hammer 1982 

Prämien für 2 geworbene Abonnenten: 
f' ..... K:r>eg 
0... MenllCt> , UtIIl nicht . m "'01 . lleIn , 
l .. ebuch zum Film . Slplemberwel!.,,· 
192 Seoten. G,otlIotmat. Pe\8f Hammel 1961 

E,r>eslO Clroena1 
Un .. r l I nd mit den MenIlC ...... dt. .. I, lieben 
~Ie Mol BoIde<n aus SoIenIorwne und dem .-

"~-64 SIIot"". G,ot\!orrnaT Pell< Hammer 1980 

C RinconI!( r_ (Hrsg.) 
NIe ... a. 
Vor .. n. die Mu ...... "'" Ebene 
224 Serl"n. Hammer Va~ag 1962 

AUIOrenkoleklJ\l 
lJnder doo, E,de. 
POIItt.eh-ökonomIK III, H_buch 
7 Au/IaQII, 720 Seocoo, P""'·l'Iuoenat"'" 1961 



lUl (..,lI- h,~,"",,,,-,,,,,,Ono.lt, r),<W ' ,m "r<,," .f3,' .. nJ>ch<r. Rol'dl<nfuh,,'" 

CDU/CSU über China, 
Afghanistan und Nahost 

Volksrepublik China 
a) Der Faktor China in der wcltpolitischen 
muß ~aliitisch bewertet und genutzt werden. 
b) Unter den gegenwärtigen wehpolitischen Gegebenheiten ist die 
Volksrepublik China ein natürlicher Partner der Bunde~republik 
Deutschland. 
c) Die deutsche Aulknwirtschaftspolitik muß vorben:itet und aus· 
gerichtet sein auf die von der Volks'''publik China ,"""h""",,, I 
wcltwirtschaftlichen Veränderungen. 
d) Der Studentenaunau~ch ~wischen der Bundesrepublik 0""',,"-1 
land und China ist zu verbessern. 
Afghani~tan 

Die Besetzung des geoUrategischen SchlüsscJlandes Afghanistan war 
kein "BetriebmnfalJ" der sowjetischen Außenpolitik, sondern Um· 
set~ung der langfristig angelegt.:n und unbeirrt betriebenen sowjeti· 
schen Machtcrwdterungspolitik. 
Palr.i~ t;ul 

Aufg-dbe deutscher Aulknpolitik ist es, Pakistan in seiner bcsonde· 
n:n Lage wirksame Hilfe zu leisten. 
NahcrOuen 
a) Die Befriedigung des Nahen Ost~ns ist auf der Grundlage des 
sogenannt.:n Reagan·Plans möglich. 
b) Aufgabe deutscher Politik is\ dah.:r die Untc~tülZung diescs 
Plans auf allen politischen EbeMn, vor allem auch innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft (EG). 
c) Inhahsloser Aktioni~mus, der IIUr zu lIeuen Verhärtungen der 
Lage ruhrt. darf sich nicht wiederholen. 
(Quelle: Internes Papier .... in : Frankfurter Rundschau. 30.3.1983) 

CDU/CSU-Afrikapolitik 
AI Allgemein 
Dcutsehe Afrikapolitik muß Slii[k~r als bisher die afrikanische 
Wirklichkeit berücksichtigen, 
Afrika darf kein E"perimentierfdd für diescm Kontinent nicht "e' 
mäße Vorstellungen VOn parlamentarisch"r D"mokmtie sein. 
Deutsche Afrikapolitik muß sich da Tatsache stdkn. daß Mosk~u 
die rur Europ .. lcben~notw~ndigen Rohstoff<.jueUen Afrikas und di.., 
Seewege nach Europa um das südlich,' Afrika unter seine Kontrolle 
bringen will, um Europ.a politisch erpn:ßbar und geftigig zu ma­
Ch"II, 

B) Namibia 
Volle Um~rslülzulI" des DTA-Modells (Demokratisch,' TurnhJlkn' 
allianz) des friedlichen, gle' chb,·re<:htigten Zusammenkb..,ns der B..,· 
völk..,rungsgruppen in Namibia. 
Sofortige Einstellung d"r Unt,'rstüt:tung der pro·kommullistischn" 
der terroristischen Südw~~t3frikanischen Volksorlfolnisdlivn 
(SWAPO) und t"IItspre<:hend.., Elnwirkunjli auf die EG. 
Lösung von d..,. UN·Resolution 435, da Wahlen sol:."lge nicht in 
Sicht sind, als die kubanischen Söldn..,r in An""l .. srdlen. 
Wi.:dneröffnulig des d~'Utschcn Konsulau in Windhock. 
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politisch gefügig zu machen. 

Das neue Konzept der Kohl/Genscher-Koalition in der Dril­
te-Welt-Politik hat in den ersten sechs Monaten bereits prak­
tische Konsequenzen zur Folge gehabt, die sich vor allem an 
der deutlich härteren Gangart der Bundesrepublik in den 
Problempunkten des Managements politischer Krisen in der 
Drillen Welt festmach en lassen: 

• Der Respekt vor den "natürlichen Sicherheitsinteressen" 
der USA in Mittelamerika läßt Bonn die Rücksendung des 
bundesdeutschen Botschafters nach EI Salvador erwägen, 
was die "-DP seit längerem fordert. Geplant ist, 1983 auch 
die ,'on der alten Bundesregierung eingefrorenen Mittel von 
27,6 Mio DM an das Regime in San Salvador auszuzahlen. 
Die Zusagen an Nikaragua sollen nunmehr von 25 auf 40 
Mio D~I aufgestock t werden. Die Auszahlung wird allerdings 
zu 60% direkt an ein Gremium von I'rivatunternehmern und 
zu 40% an den staatlichen Entwicklungsfonds zur geziehen 
Förderung der Kleinindustrie e rfo lgen. 23 

In der Auseinandersetzung um die aktuelle Zuspilzung der 
mi litärischen Obergrifft, gegen Nikardgua von Hondur.ls <ous 
verl .. tt der Bonner UNO·ßotschaftt'r Günter van Weil vor 
dem UN-Sicherheitsrat dne offen feindliche Haltung gegen­
über Nikaragua: "Sobald Nicaragua wieder zu einer glaub· 

würdigt'Tl I'olitik der gu lell Nachbarschaft. der Nichtein· 
mischung und der Achtung der Menschenrechte und deI 
d,'mokratischen l /lstitutioll<~11 finde t. werden sich die Span­
nungen in der Region ver ringern.'·24 Dies is t eine unmittd­
ban' Schüt7.en hilf.., rtirJ,'n von Jer Regierung Reagan pr"kti-
7.ierten antisa ndinistis(hell lnlerw/ltionismus. 

• Im Nahen Osten f~lvorisie rt BOntl i/l jün~ster Zl.'it g'uu 
offen eine Konflikllösullg nach dem Rl.'agan-I'lan. In der 
Europäischen Cemdnschaft betrdbt dit, KohI/Gens(hn­

Koalition zielbewußt 6ne Aushöhlung der Pos ition VO l l 



Venedig, die eine Anerkenn ung des palästinensischen Selbst­
bestimmungsrechts vorsah. Den rechtesten Kräften inner­
halb der Koalition geht es dabei vor allem darum, um jeden 
Preis einen selbständigen I'alästinenst:rstaat auf dem West­
ufer des Jordan zu verhindern. 
• Im Dezember 1982 gab da.os Kab inett auf Anraten des 
T ÜTkeireisenden Genscher grUnes Licht ru r eine neuerliche 
Türkeihilfe von 413,5 Mio DM. 
• Im Südlichen Afrika verfo lgt die CDU/CSU eine t'o litik 
der offenen Zusammenarbeit mit dem Apartheidregime. Sie 

lehnt das VOll der Bo::freiungsbewegung geforder te Prinzip 
"Ein J\ lensch - eine Stimme" a ls Grundlage ruf eine KOIl­
niktlösung strikt ab. In der Namibiafrage setzt sie auf eine 
ncokoloniale Lösung nach den Vorstellungcn dt:r st:inerzeit 
von Pretoria inthronisit:rlen u nd inzwischen wieder fallen­
gda.osscnen Demokratischen Turnhallen-Allianz und fo rdert 
wie die Reagan-Adm inistralion die Kop pelung einer Nami­
bialösung an den Abzug der kubanischen Trup pen aus Ango­
la (siche Ka.oslen). 

Die Solidaritätsbewegung muß künftig b esonders diese kon­
kre ten I'arteinahmen der Regierung Kohl/Genscher rur d ie 
verach lcnSwcrlesten Diktaturen wachsam verfolgen und mit 
der Mobilisierung stärkeren politischen Drucks als bisher 
antworten. 
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Ziele d.,utscher Südafrika-Politik: 
gleicher Behandlung der Ikvölkerungsgruppen 

öffentlicher Einrichtungen, wie zum Bei5piel 
Schulen. ferner gleiche Ikzahlung fur gl.,iche 

Ende der Oiskrimini.,rung im Arbeitsleben. schließlich 
gemischt·rassischer Gruppen im kuhurd].,n und 

Leben, als Erreichen allgemeiner bÜrgerliche".~,~~~;~~:~.~. 
Erhaltung de r ungeheuren industriellen und I: li 

Kriifte Südafrikas. Ohne s ie würden ~iilJionen Schwa .. "e im 
hungern und würde die bedeutend., Hilfe Südafrikas für die I ',",,'''.m;" schwan regierten Länder ,"eniegen. 

Langfris tige Ziele d.,ul$eh.,r Siidafrika-Polit ik: 
die politi5ch V.,rantwnrtlichen und Inhaber derR'.'"'"~·1 

muß .,in!:",wirkt werden, die Verfassungsreform i 
den gegebenen Bedingungen ge5chichtlich.,r und "h"'"h" I 

voranzutrdben, daß di., weiße Kultur erhalten i 
der farbigen, besonders der schwanen Bevölkerung 

und organisch vollzieht, .,ine Unterdriickung oder 
Minderheit.,n unmöglich gemacht und ein 

li Rassen zustande kommt. 
nicht erreicht werden, durch militini5chen Druck 

Winschafuboykoll - die Leidtragend.,n beider M.,6,"),m," I 
vom.,hmlich die Schwarzen -. sondern durch konkrete I ,h"h"I"'",rn,ul," und wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

wenn die Führer revolutionära Bewegungen merken, daß sie 
auf Kost.,n d.,r Schwanen und im Kampf gegen die Weißen 
Farbigen ihre marxistisch ausgewi.,scn.,n Revolutionsziele 

kötu1cn weil auch Nordamerika und Europa sich dem 
,werden sie sich damit abfind.,n. daß eine revolutionärc 

mit Unte rstützung der Sowjetunion und 
Länder s.,inen Stempel dem südlichen Afrika auf· 

in die Zukunft weisende Lösung ist auch nur dann I ~ögl"h. wenn di~ Minderheit der Schwanen von der Furcht b.,· 
wird, Opfer der 50genannten Befreiung, Objekt neuer Unter· 

I d,,""", und hilflose Kreatur gegenuber graUliamen Terrorakten zu 

solche Lösung, ddS heißt die Errichtung eines mehrfarbigen 

I ~.~:!::::":~:~ kann uitlich nicht von der drohenden lIngeduld 
11 I eine eigene \Villkürhernchaft anstr.,bender Revolutio· 

odtor von d.,r drohenden Naivität sogenannter progressiven 
Ideologen bestimmt werden. Si~ erfordern einen weit länge­

I ~·:;'~::~:~':: i'; als es die kilnst iich htrbeig.,fiihrte Wdtm.,inung 

1" 
Wehmeinung darf nicht länger dahingehend manipulie rt wer­

Re"olutionären eine sentimental·moralische Uberb.,wertu"lg 
revolutionscharismatisch~n llciligeruch.,in zu geben. Das 

i für Terrorhandlungen führt nicht zu emer ge­
Ordnung, kümmert 5ich nicht um die Frage, ob di., Mas.e 

Farlligen mehr Frdheit, mehT Gleichheit. mehr 
gewinnt, sondern ist nur noch bestrebt, di., bisherige 
r6dikal abzulösen, ohru: sich darum tu kümmern, welch., 
neu<: Herrschaft heraufbeschwört. 

Wdt muß langfristige evolutionäre Vorhaben untentÜI· 

I i;~,;:,~:', ~~,:::~':'~~~:: Umtriebe zu b.,günnigen. 11 Internes Papier .. .• in: Frankfurter Rundschau. 30.3.1983) 
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Nico Biver 

Vormarsch der bundesdeutschen 
Konzerne in der Dritten Welt 

"Nach Auffassung der Bundesregierung leistet die Zusam­
menarbeit der privaten Wirtschaft mit der Dritten Welt ci· 
nen wichtigen Beitrag für den wirtschaftlichen und techno­
logischen Forcschrill der Enlwicklungsliindcr,"l Diese 
"selbstlose" Zusammenarbeit. wie sie im Fünften Bericht 
zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung vom Mär.-; 
1983 formuliert wird, verfolgen die deutschen Konzerne be­
reits seit dem letzten Jahrhundert. Sie waren allerdings 
gleich mchrm .. ls bei der Auf teilung der Welt "zu spät ge· 
kommen", 
Auf seiner Jagd nach Rohswffqucllen gelang dem deutschen 
Kapital nur die Eroberung weniger Kolonien, die es durch 
die Niederlage im 1. Weltkrieg auch noch einbüßte. Der 
Anteil der deuts<:hen Unternehmen an den Direktinvestitio­
nen aller Industrienationen im Ausland s<:hrumpfte von 
10.5% auf 1,3% (vg1. Tab. I). 
Der 2. Weltkrieg reduzierte die Präsenz des deutschen Kapi. 
tals im Ausland praktisch auf dcn Nullpunkt. 
Bis Mitte der 60cr Jahre blieben die Direktinvestitionen der 
bundesdeutschen Konzerne im Ausland relativ unbedeu-
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tend. Grund dartir waren vor allem die günstigen Profitbe­
dingungen im Innern der Bundesrepublik und die t::xpan­
sionsmöglichkeiten beim W.lrcnexport. 

Die Vers<:hlechterung der inneren Verwertungsbedingungen. 
die mit der Wirtuhaftskrise 1966/67 einherging. der relative 
Kapitalüberschuß und die Notwendigkeit, die errungene 
starke Stellu ng auf dem Weltmarkt zu erhalten, zwangen 
nunmehr ,luch zum vers tärkten Kapitalexport. vor allem in 
Form ausländischer Direktinvestitionen. Dieser Expansions. 
prozeß wurde durch die n~rtidte krisenhaftt Entwicklung 
ab Mitte der 70er j ahre noch \·erstärkt. Das Eindringen in 
die f:ntwicklungsländer wurde zugleich durch den Kieder· 
gang des Kolon ialismus l'rankreichs und Großbitanniens 
und den Konzcntrationsprozeß der westdeutschen Wirt­
schaft erleichtert. 

Kapitalexportoffensive seit Ende der 60er Jahre 

1980 befanden sich unter den 100 größten Industrieunter­
nehmen der Welt 14 aus der fiRD. darunter VW, Siemens. 
Daimler·Benz, lIoechst, Bayer, BASF und Thyssen. Mit ei· 
nem Anteil von 10,4% am Gesamtumsatz dieser Konzeme 
lagen sie auf Platz 2 hinter denen der USA (siehe Tab. 2). 
Der Gesamtbestand an bundesdeutschen Direktinvestitionen 
im Ausland erhöhte sich von 8,3 Mrd DM (1965) über 32,2 
Mrd DM (1973) auf 84,0 Mrd 01\1 (1981). Die entsprechen. 
den Zahlen fiir d ie Länder der Dritten Welt (Lateinamerika, 
Afrika und Asien ohne j apan) lauten 2,3,7.2 und 17,8 Mrd 
01\1. 
Der Anteil der Dritten Welt am Bestand der Direktinvestitio· 
nen ging \'on 22,5% im J ahr 1973 auf 21,2% im jahr 1981 
:wrück. 2 jedoch nehmen sie schneller zu als die Investitio­
nen im Inland und als die gesamten Direktinvestitionen der 
anderen imperialistischen Staaten in den Entwicklungslän­
dern. Ende 1979 stammten rund 8% aller Direktinvestitio­
nen in der Dritten Welt aus der Bundesrepublik. 
Der 1980 erzielte Jahresumsatz der 2.136 westdeutschen 
Unternehmen in dieser Region belfug 49.6 Mrd DM. Das 
entspricht fast der Summe der bundesdeutschen Exporte in 
die Drille Welt. Die westdeutschen Multis beschäftigen in 
der Drillen Welt 599.000 Arbeitskräfte, was 34,5% ihrer 
gesamten Auslandsbeschäftigten en tsprich t. 
Die Direktinvestitionen konzentrieren sich auf einige wenige 
Länder: Auf Brasilien, Argentinien, die Republik Südafrika, 
Mexiko, Singapur und Nigeria entfielen im jahr 1980 68% 
des Bestandes aller BRD·Direktinvestitionen in der Drillen 
Welt. Allein auf Brasilien entfielen 35%, während man in 
den am wenigsten entwickelten Ländern (L LDC) ledigli<:h 
1% anlegte. 3 

Die Auslandsinvestitionen werden zum Großteil von Mono· 
polunternehmen getätigt. 1980 waren allein bei elf fUhren­
den Industrieunternehmen 579.000 Arbeitskräfte im Aus­
land beschäftigt. Dies entspricht 3 1 % aller Beschäftigten die­
ser Unternehmen und 52,5% der gesamten Auslandsbeschäf-



ligung der bunderoeutschen verarbeitenden InduSlTie,4 
,Die Diuktinvestitionen in der Dritten Welt konzentrieren 
sich vor allem auf diesen Bereich (66,9% des Bestandes der 
Dircktinvestitionen 1980). Die Investitionen im Rohstoff­
sektor sind mit einem Anteil von rund 10% wesentlich gerin­
ger als bei anderen imperialistischen Staaten.!! Dies liegt vor 
allem damn, daß die meisten Rohstoffquellen unter den 
Konzernen aufgeltilt wurden , ab Deutschland dureh zwei 
Weltkriege geschwächt war. Der Rückstand in diesem Be­
reich konnte bisher nicht aufgeholt werden. 

Das Hauptmotiv ftir die Auslandsexpansion der bundesdeut­
schen Konzerne i$l nach w~ \'or die Sicherung von Märkten. 
Oie Konzentration du Oireklinvestitionen in den sog. 
Schwdlenlandern, die tiber einen aufnahmerähigen Binnen­
markt verfUgen, deutet darauf hin. 
Mehr und mehr treten aber auch Lohnkostenvorteile in den 
Vordergrund. Direktinlle5titionen in Entwicklungsländern 
werden deshalb getätigt, um auf dem Weltmarkt, den regio­
nalen Märkten und auch auf dem Markt der Bundesrepublik 
konkurrenzfoihig zu bleiben. Dar,lUf deuten sowohl der über­
durchschnittlich hohe Anstieg der Dircklinllcstitionen in 
den exportorienlit:rten Staaten Südostasiens hin als auch die 
Erhöhung des Anteils jener Produktionszweige in Entwick­
lungsländern, die besonders arbeitsintensiv sind.6 

Die Expansion der westdeutschen Multis in der Dritten Welt 
wird tatkräftig von der Bundesregierung unterstützt (siehe 
dazu den Artikel von M. Mohnke in diesem lieft), Dies ge­
schieht im Zeichen einer Struktur- und Modernisierungspoli­
tik, die die Förderung eines kapital- und technologieinten­
sillen Exportscktors in der Bundesrepublik und gleichzeitig 
die Verlagerung arbeitsintensiver Industriezweige in die Drit­
te Wdt vorsieht. Gleichzeitig werden Direktin\-estitionen in 
den Entwicklungsländern von der Bundesregierung (siehe 
Eingangszitat) wie auch von den Konzernen selbst als "Ent­
wicklungshilfe" vemhleiert. Daß die Bundesregierung den 
Di~ktinvenitionen nur einen .. Beitrag rur den wirtschaft­
lichen und technologischen )-' ortschritt" zubilligt. nich t je­
doch auch noch einen .. Beitrag 'tur sodalen Entwicklung" 
und zur "Befreiung lIon unwürdiger Abhängigkeit. Beherr­
schung und Unterdrückung".7 zeigt nur, daß sie nicht voll­
ständig den Kontakt zur Reali tät lIerioren hat. 
Die Inllestitionen der bundesdeutschen Multis konzentrieren 
sich nämlich 1I0r oillem auf LÄnder. in denen Zillil- und Mili-
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Tabelle I 
Bestand der ausländischen Direklinvestitionen (Schäuung) 

Naeh dem Herll.unfuland In" 
1914 1938 19!!0 1971 1978 

Enlwickelte Länder 100 100 98,9 91,!! 96,8 
USA 18,!! 21,1 !!2.0 !!1,1 43,!'i 
Gro6bnlannien 4S,!! 39.8 17.1 14.8 11,9 
OeuuchbndJBRD 10,5 I,' I,' 4,' 8,2 
Fr-.. nlucich 12.2 ',' ',' 4,' ',' Japan 0,1 2,8 0,8 2,7 ',' Enl"icll.lungsl~nder - - 1,1 2,' ',2 

Nach dem Empfangerland in " 
1914 1938 19!!0 1971 1978 

Enlwickelte L..o.ndcr 31 ,2 .H,3 61,3 6!i,2 69,6 
USA 10.3 7,' 13,9 8,' 11,7 
Westeuropa 7,8 7,' 22,9 28,':' 37,7 
Japan 0,2 0,' 0,2 I,' 1,7 

Enlwil.:ldungshmder 62,8 6!i,7 32,3 30,9 27,8 
Latcinamcrika 32,7 30,8 1':',6 17,8 14,!i 
Afrika ',' 7,' 5,5 ',' ',I 
Asien 20.9 2':'.0 7,' ',7 7,0 

(Quelle: Afrique Aue, Paris. Nr, 284/6.12.1982) 

tärdiktaturen die Menschen- und Gewerkschaftsrechte mit 
Hißen treten. Diese Regimes bieten den "Vorteil", daß sie 
sich leichter durch die Multis lenken lassen, da sich ihre 
Macht zumeist ohnehin auf die Kumpanei mit dem inter­
nationalen Kapital stützt. Dabei sind die westdeutschen 
Konzerne durchaus rur ein bißehen Demokratie, sofern da­
durch nicht die Entwicklung starker Gewerkschaften begtin· 
5tigt wird, die hohere Löhnc durchsctzen könnten. Und 50-
fern nicht Parteien groß werden, die die Freiheit des Profit· 
transfers emschranken oder multinationale Konzerne gar 
verstaatlichen. 
In diesem Fall bleiben die I me~tjtionen aus und lIerweigern 
die Großbanken neue Kredite, wie Im F all Chi les: Die 
mächtigeren Kollegen aus den USA wie ITr und AnacondJ. 
brachten dort 1973 in Zusammenarbeit mit dem CIA eine 
Regierung 1I0n Multis Gnaden, eine faschistische Militärdik­
tatur, an die Macht. Die J uniorpartn.:-r aus der Bundesrepu­
blik fr('ulen sich: ,Jetzt gdl\ <'S wieder aufwärts", jubelte 
der Chef der dortigen Rodl·nstock-filiale. lIans Baumann. a 
"Oie Regierung Allende hai das Ende gefunden, das 511,' lIer­
dient ... Chile wird in Zukunft ein für Hocchster Produkte 
zunehmend interessanter Markt sein", schrieb die lIoechst­
Filiale an ihre J-'rankfurter Lentrale. 9 

Nachträ.gliche Gluckww\sche überbr<lchte der VW-Kon'tern 
am 4. Jahrestag der ErTichtung der Pinochet-lIerrschaft in 
der Junta-Leitung EI l\lercurio am 11.9.1977: .. Die Volks­
wagcnfamilil' mbehte an diesem großen rag der Befreiung 
Chiles rur die ihr gqWbene Gelegt'nhdt dank.:-n. in dieses 
schöne Land .!:u kommen ... und mit seinen Menschen ihre 
Freiheit , .. zu teilen." 
Die )--olgen der \'om Multi-Handlanger Milton J-' riedman 
(USA) entworfenen Wirtschafupolitik dl'r Pinochct-Junta 
sind bekannt: Die Löhne sanken. dem Auslandskapiul wur' 
de Tür und Tor geöffnt'l, die Mittelklassen gingen zugrunde, 
eine Reser\'earmee von 20% Arb<'itslosen bild,'le sich. 
Heute ist dk chilenischl' WirtS(:haft dem Zu~amm\.'nbruch 
nahe. wdl irn Innern kaum noch Nachfrag\.' vorhanden ist 
und die Wirtschaftskrise der kapitalistischl'IJ Welt den t-x­
Vorl zum Erliegen bringl (sieh.· ausführlich: AlB 9/1981. S. 
10-13). 
Weit('re lIerheerende Auswirkungen der Tätigkeit der Multis 
zeigt das ParadebcislJld Brasilien: Dort kontrolliert das aus­
ländische Kapit.11 mehr ,otls di,· lloilfte der Industrieproduk­
liol1. Den Multis in es hier gclunl(en. den größten Markt 
Lateinamcrikois .!:u erobern. 
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Das Beispiel der Pharmakonzerne 

.,,,"rir I>cutrn die Drill~ Welt nicht aus", das war der Tenor einer 
Dokum"ntat;oß, die der Bundcsvontand der pharmazeutischen In­
duslti .. im November 1982 der OHentlichk"ij vorltgte. 
Grund für diesen Rc:chlrcrtigun~vc"uch w;u die Aufdeckung ihrer 
Pr .. kt;k"n in den Entwicklungsländern. Ocr Bundo:skon~ß ent· 
wicklungspohtischn- Aktionsgrop~n (BUKO) hatte ~it 1980 in 
eIner "Phanna-Kampagnc" auf die Ausbculungsprakliko:" der Pha ... 
ma-Multis in der Drillen Weh aufmerksam gemacht. 
In einem Ende 1982 von Medieo Intcmational verLrgttn Buch deI 
Schwdzen Manfrcd 8lihkr "Crseh;;!!e mit der Armu t" (sichr Ak­
liOl\» und Malcriabp'cgd) werden d,,, Vorwurf" des BUKO mit 
fakto:nn:ichen AnalyS<'ß bdegt. 

Wdl5pilzr: - auc h ab "Blutsauger" der Drinen Welt 

Ocr Autor nel lt fest, daB von d,," PIlanna-Mullis "dn., prdsw.,rte 
auf die Ikdürfnis5e der !\.fensch.,n zuge.chnitt.,uc Arzndmittelpro­
duktion vcrhmdnt" wird. Bundndeutsche Kon:u:rne sind in dicsen 
Ge~<,;hafteu in aller Welt an ruhrender St~Jle beteiligt. Unler d~n ~O 
größten Pharma·Mulli. (sie kommen vorr-.ngill aus der BRD, den 
USA, Japan, Großbritanm.,n, frankn:ich) befinden sich 8 aus der 
BRD, die mehr als 18,. des Um.atze' dlCkr Gruppe auf dem kapi­
tahSUKhen Weltmarkt kontrollieren_ Hocchst und Bay"r n"hrnen 
uao;;h ih..:rn Pharrna-Urniiatz irnrnahm die PUtze I und .5 auf da 
Wdtr3.nglis\e "in! 
Alldn dir Tatsache, daB dir.50 führenden Kum~.emc über die Half te 
dr~ g~samtcn M .. rklcS bdlemcchcn, deutetlo;;hon auf die hohe Kon­
~ent""dtion in die!><:r Brant:he hin_ Da aber di .. einzelnen Konurne 
sich auf die Produktiou benimmter Ilidlt auu.uschbarn Medika­
melt!cu"f\en 5jl(:"",idlisicr .. n, enutehen ph.rmazeutiKhe Tdlmdrkte, 
auf deneu die Monupoli,iefUng einen nQ<.h höheren Gnd ern:icht_ 
So hallen auf neun solch"r Tdlmarkte die jeweils fUnf fUhrendcn 
Multis 70% dcs Gflchlifts unter ihrer Konuollc_ 
G.-..... d.· d; .. Entwicklungsländer ~;nd dieocr Marktmacht ausgdie­
fut, da sie kaum tiber eine eigene Pharma-Indunrie verftigen_ Um­
~kehrt spiel"" die Mark'" der Oritt"n Wdl rur die fLihr"nden Phar­
md-Mulus eiß<: aulkrorden tlidle Rolle . Ein Drille! bis die Half te 
ihr .. r Gcsaml .. Kporle entfallI allein auf die Drille Well. Die Pharma· 
Industrie der 8RD S"UI" 1977 30.!I" Ih ... r Exporte in Entwiek­
lunJ9laodcrn ;ob. 
Dank Ihrer MonopolsldlulIll In den EntwicklunplHndern ist <:s d<:n 
PhHrm;o-Konzern"n möslich die reakn fkdi.rrfniSloe d"r Völker der 
Dritten Wdt "Zu ignoneren. Bcispidsweik werden von den KonzeI"' 
~II lediglich 2% des ~samtcli ~'orschungsaufwande5' daflir ver­
wa ... dl, Mcdikdmcllt~ lIeg~u trol" ",h,- Knillkheiten zU ... n twiek<:!n. 
Oi,· Wdtl!e.undhcit.ol"lldniution (WIIO) komml zu dem Schluß, 
daß UI d"n letzten 30 Jahren k .. UI wiehti)!Cs neu<:S Medikam"nt 
)(t'gen eine Trop-cnknonkheil entwickdt wurd~. 
.... iSi ebel! profitdbler, J\f~dikamcnle fur den kaufltraftigcren Markt 
m den kapitahSliS<::hen Induttriestuten Zu eillwiekeln und )ie mit 
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einem hob<:n Werbeaufwand auch in die Drille Weh zu verkaufen. 
Doch nidlt nur der hohe Werbcaufwand, sondern vQt allem dIe 
Monopols teIJung der Konz.erne ;our dem kapitalistischen Weltmarkt, 
fiihren zu Medikamentenpreistn, di" wtstntlich höher silld ;ols in 
den Herstcll"Tländern. 
Oie neukolonialisti$Ch"n Verhii.ltnisst in den meisten Entwicklufl8S' 
ländern begünstigen die Geschähe der Pharma-Muhis. Da. hohe 
Prestige der Konsumgewohnheiten der westlichen Hauptländer 
wird dun:h die ArzneimillcJWerbung der Multis noch verstärkt. 
Dies fUhrt zu einem hohen Verh ...... uch :<n entbehrlichen Ph .. rma­
erzeugnissen und zur Verdrangung du traditioncJlc:n Medikament". 
So wird ~um Beispiel den Menschen vorgegaukelt, mit Vitamm· 
priiparat"n könnten ,ie ih ... Emihrungsprobleme lösen_ Medika­
mente waden als einziltC' Mjucl <l:ur Bekämpfung von Knnkheiten 
p ropagiat, obwohl in d"r Drillen W,,1t 7!1" der Krankheiten auf 
Unter- b~w. Fehlemihrung und unhygienische LcbenS\lerhhältniue 
zuriick%ufLihren sind. 
In der Absatutrategie der Konzerne spielen die Ärzte und Apothe:­
ker in den Entwick.lungsländ.,rn "ine bdOndere Rolle. Da sie mc:iJt 
im Westen ausgebildet sind, venugen ,ie nicht nur über unzu~i­
chende Kenntnisse llber tropische Knnkheiten, sondern Sind auf 
eine medikam"ntösc Behandlung und nidlt luf eine praventive 
Medizin spnialisiert. Die w"nigen Mte beschränken sich auf die 
Behandlung d"r Mitglieder der reichen Obc:nchicht, weil sie: sich 
damit ein hohd Einkommen sichern. Ikdriingt und bestochen von 
d"n Pharmavertrelern sind sie besonders eifrig beim Vtrschreib<:n 
von Medikamtnten. Ocr damit enieh" hohe Pharma-Konsum 
braucht den GroBteil der Gesundhc:iuausgaben der Dritten Welt 
auf. Dadurch fehlen die: Mittel für ",ne medizinische Vorsorge. 
Da die Gcsundheiubthörden ort nicht in der Lag<: oder gewillt 
sind , d"n Pharmamarkt tu kuntrolli"ren, verkaufen die Konzerne 
auch Medikam"nte, dit in den Hc:rkunfuländcrn wegen .hrer 
Schädlichkeit bCTeiu verbot<:n sind. Oder sie bcnu12.en die: DTlllc 
Welt zum TeHcn von n"u"n A,..md"n. Hinweise auf geflÖhrliche 
Nebenwirkungen fehlen ofl in der Werbung oder auf den Ver­
packungen. 
Die Phanna-Multis sind nicht nur im übertragenen Sinne Bluuau­
ger. Um den Bedarf a n BlutkonkTVen zu dc:ck"n wird Blut in d"r 
Dritten Welt aufgekauft. Das Geld, dall den meist annen Spcndem 
geboten Wird, n:icht meist nicht einm.u aus um den Protein·Verlun 
dun:h Nahrungsrniud tU decken. Nicht nur US-Pharmamulti~, di" 
in dieSem GcSchdfl r..mrend sind, $ondern auch die: Hocchst-T ochler 
Behringwerke und die US-Toch t" r von Bay"r, Cutter, kaufen Blut 
in der Dritten Welt. 
Insgesamt lind d ie V"rhähniss<: auf dem Pharrnamarkl nur "in b,,· 
sonde\""$ kras$C' Abbild der V"rhältnisl" hier. Audl hie r wird mi tell 
eineS ho hen Werbc:aufwands der Absau Libcrflü!Sigcr Medikam<:ntt 
I!'!fÖrd"rl. Auch hi"r werden di" sozialen UrAchen von v,elen 
Krankheiten v"rschlei.,rt. Einen Großleü ihres Geschäft, machen 
die Pharma·Multis mit Krankheiten. die durch die Arbdubedingun­
",,"n, die Umweitverschmuuung und d'e Konsumgewohnhc:ilen, rur 
die sie und di" anderen Konz.em.: y<:rantwortüch sind, crztugt wer· 
d~n. 

Deshalb stellte der BUKO auf sdn"m letl'.tcn , den 6_ Kongreß im 
Novembc:r 1982 f orderungen flir gnmdlegcnd<: Änderungen im 
I'harma- und Gcsundhcitsbereich auf, die sowohl rur die 8RD als 
auch rur die Drille Welt Gülligktit habc-n: 
.. Entsprechend der Oo.:klaration von Alma Ata der Wcltgcsundhcit s­
organisation, die der Basisgcsundh<:itsYenotgung, verbund"n mit 
ökonomischeu und so~ialcn Vcrandcru~n, absoluten Vorrang "in­
.... ~umt, fordern wir eine Begr"nzung auf unentbehrliche Arzneimit­
tel. 
Wir nellen die .'orderullgen, die lIn die Offentlichkei t, den Gcseu· 
IICkr und an die Industrie g"rit:htc:t werden: 
• Kein Export ~on Mcdikamenkn, di" nit:h. auch in der BRD 
Yermarktcl werden durfen; 
• einheitlich" Medik.amcnteninformation rur die BRD und den Ex­
port; 
• Verbot der W"rbullg rur Medikamente (z.8. Insc:rat" , Pharm~vc r­
Ireter, Bcemnussung wissenschaft licher Kongr"!lSe. Gcscheuke); 
• aussch ließlicher G"hrauch von chemischen Fr<:inam"n (Gene:­
da); 
• Ikschränkull8 auf die WH0-üue VOn ulleutbehrlich"n Arzrn:j· 
mitteln mit "inhc:illicher und fUr den Bcnul2.cr Yerständlich<:r M"di­
kament"ninformation. 
Alk Forderungen wuden fiir uns und dN: Drille Welt erhoben, wir 
fordem Gkichbehandlullj(." 
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Aufgrund ihrer höheren Kapitalintensit~t und Arbeiupro­
duktivitat sowie steuerlicher Begünstigungen durch d;u Mili­
tärregime konkurrierten sie die nationale Industrie, die sich 
in den 30er und 40er Jahren herausgebildet haue, erfolg­
reich nieder oder machten sie zu ihrem juniorpartner_ 
Dureh die Vernichtung traditioneller arbeitsintensiver Hand­
werkszweige und der nationalen Industrie wurde die Ar­
beitslosigkeit verstärkt. 
Die Verdrängung der einheimischen Industrie geschieht 
durch folgende Faktoren: Die multinalionalen Konzerne 
können zu niedrigeren Preisen als die einheimischen Unter­
nehmen verkaufen. Durch Kreditaufnahme auf dem inländi· 
sehen Markt verknappen sie die t' in:mzierungsmöglichkeiten 
roT die inl.mdischen Unternt'hmen. Durch dit' Zahlung höhe­
rer Löhne ziehen sie die qualifiziertesten Arbeitskräfte an. 
Oft dienen die Direktinvestitionen auch nicht der Schaffung 
neuer Produktionskapazitäten, sondern dem Aufkauf berein 
bestehender Bctrieb..:. Diese Politik hai in Brallilien dazu ge­
fUhrt. daß sich beispielsweise von 1966-76 der Anteil des 
einheimischen Kapitals an den 15 größten Gesellschaften 
der Elektroindustrie von 46% auf 4% verringert hat,lO 
Die bundesdeutschen Multis sind in Bruilien schon sehr früh 
eingestiegen. Der VW-Konzc:rn. der sich dort 1953 nieder­
ließ. ist heute das größte Industrieunternehmen des Landes. 
1:.r kontrolliert rund 45% des Pkw-Marktes. 
Mit den brasilianischen MilitäT$ stand man immer auf gutem 
tuB. In der Wirtschaftswoche vom 1.2.1974 wurde der da­
malige Boß von VW do Brasil. Werner "aul Schmidt, mit 
folgenden Worten zitiert: "Sicher foltern Polizei und Militär 
Gefangene. um wichtige Informationen zu erlangen ... Aber 
eine objektive Berichterstattung muß jedesmaJ dazuftigen, 
daß es ohne lIärte eben nicht vorwansgehL Und es geht 
vorwiirts ... 

jedenfalls gilt dies fUr den VW Konzern der von 1965-75 
einen Betrag von 119,5 Mio Dollar investierte, aber im gki­
ehen ~eitraum Profite in Höhe von 279,7 JI,Iio Dollar aus 
dem Land schaffte. Ein Teil dieser Ge ..... inne wird als Bera­
terKebuhrcn o.ä. verschleiert, da diese nicht versteuert wer· 
den müssen. lI 

Ähnlich ausbeuterisch wie VW verfahren die Multis in der 
gan..:en l>rillcn Welt. Von 1970-80 betrug der gesamte 
DirektinveSlilionsstrom in die Entwicklungsländer 62,6 Mrd 
Dollar. Gleichzeitig wurden Prufite in Höhe von 139.7 Mrd 
DolI;lr zurUcktransferien. 12 In diesen Berechnungen sind 
die vcrschleierten Gewinne, die durch I'reismanipulationen 
beim lündel mit den Multergesdlschaflen erdelt werden, 
nicht enthalten. Trotzdem redet dcr VW·Konzern von "Ent, 
wicklulljphilfe im beslen Sinne". 
Das Gegenteil iSI eher der Fall. Statt zu einer Verbesserung 
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der .lahlungsbilanz der Entwicklungshinder, wie behauptet 
wird. ruhren die Direktin"estitionen infolge der Profiurans­
fers zu ihrer Verschlechterung. Viele Entwicklungsländer. 
die schon seit längerem zu Empfangern von Direktinve5litio­
nen gehören, et ..... a Bruilien, Mexiko und Argentinien, 
kampfen heute mit den höchsten Schuldenbergen der Drit· 
ten Welt. 
Um sich die günstigen Profitbedingungen in Brasilien zu er­
halten. schreckte der VW-Konzern auch nicht davor zurück. 
die Entstehung einer kämpfeTIschen Gewerkschaftsbewe­
gung im Einvernehmen mit der Militärregierung mit Zucker, 
brot und Peitsche zu bekämpfen. 
Des öfteren entließ VW militante Gewerkschafter und setzte 
sie auf schwarze Listen. Als einziges Unternehmen holte VW 
wahrend der Metallarbeiterstreiks imjahre 1979 die Militär­
polizei ins Werk. Dabei verfUgt der Konzern bereits über 
einen bewaffneten Werkschutz von !WO Mann, der sich mit 
lIilfe eines Kameranetzes und Verhören auf die Uber­
wachung und t:inschüchterung der Arbeiter versteht. Diese 
Zustände veranlaßten die Kirchenzeitung von Sao Paolo, ei­
nen Artikel über VW mit der Uberschrift "Volkswagen: 
Deutschland 1933 - Brasilien 1980" zu versehen. 13 

Das Beispiel VW 

Durch die massi\'e Kritik sah sich der Konzern gezwungen, 
Besserung zu geloben. Gegen die Gewerkschaften geht er 
seitdem mit subtileren Methoden vor. Um sie zu spalten. 
richtete VW 1980 als erstes Unternehmen in Absprache mit 
der Regierung eine Art Betriebsrat ein, der, we il ohne Kom· 
petenzen, von den linken Cewerkschaften abgelehnt wurde. 
Ziel war es, nach außen und innen den Eindruck zu vennit­
tein. daß man gewillt ist, eine Mitsprache der Arbeiter zu 
akzeptieren. 

Dieser "Betriebsrat" wurde hingegen weder infonniert noch 
um eine StcJ lungnahme gebeten, als 1981 VW 14.000 von 
47.~OO in der Pkw-Produktion Beschäftigten entließ. "Es ist 
neiderregend , wie reibungslos der Pcrsonalabbau dort geht", 
bekannte Krupp-Chef Wilhe1m Scheider, der seine Beleg­
schaft in Brasilien um 40% reduzierte, 14 

Die Krise, die jetzt auch Brasilien erfaßt, hat zu Absatzein­
bußen bei VW und anderen Konzernen ge fUhrt. Andere 
Markte warten allerdings noch auf ihre: Eroberung. Ägypten, 
Ekuador, Spanien und neuerdings auch China sind die Be, 
stimmungsländer neuer VW-Fabriken. 
Ein anderes Land, du einen vcrh;,iltnismäßig umfangreichen 
Markt, qualifiziert~ und billige Arbeitskräfte bietet, ist die 
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Republik Südafrika. Auch hier ist VW mit einem Umsah 
von 867 Mio DM (1980) und 8.500 Beschäftigten (1982) 
der größte Konzern aus der Bundesrepublik. 15 Mit hohen 
Zöllen und einer rassistischen J'olitik fördert das Apartheid. 
regime eine Importsubstitutionspolitik. Sie hat zum Ziel, 
das Land von Importen unabhängig zu machen, es win· 
schaftlieh zu stabilisieren und sich durch die ]'r'.isenz der 
multinationalen Konzerne der Unterstützung der westlichen 
lIauptmächte zu vers ichern. 
Auch hier zeigt sich, was von den sozialen Zielen, die die 
Konzerne angeblich verfolgen, zu halten ist. Keiner von 
ihnen hielt sich an die Regeln des unverbindlit:;hen EG-Ver­
haltenskodex rur Konzerne in Südafrika. VW zahlte weder 
gleichen Lohn rur gleiche Arbeit, noch das vom Kodex ge­
forderte Lohnm inimurn. 
1980 erhielt ein schwarter Arbeiter im VW-Werk Uitc:nhage 
statt der emp fohlenen 255 Rand im Monat (50% über dem 
Existenzminimum) 228 Rand, was einem Stundenlohn von 
2,65 DM entspricht. 16 

Direktinvestitionen in die neuen Exportindustrien der t:nt­
wicklungsländer. vor allem Südostasiens, haben noch negati. 
vere wirtschaftliche und soziale Auswirkungen als Investitio· 
nen in ländern wie Brasilien oder Mexiko, wo bislang 
hauptsächlich rur den Binnenmarkt produziert wird. 
r-.lehr und mehr lagern seit Ende der 60er Jahre auch die 
bundesdeutschen Konzerne arbeitsintensive Produktions· 
bereiche in Entwicklungsländer aus. Dort werden dann 
hochstandardisicrte I'rodukte von angelernten Arbeitskräf­
ten hergestellt, während kapitalintensive und Forschungs' 
und Entwicklungsben:iche in der BRD bleiben. Ziel ist es, 
gegenüber in- und ausländischen Billigexporteuren aus die· 
sen Ländern konkurrenzfahig zu bleiben. 
Die Standort wahl erfolgt an Hand der günstigsten Angebote 
der Entwicklungsländer, was Löhne. Steuern, Profitlransfer, 
Infrastruktur und Ausbildung der Beschäftigten betrifft. Die 
Zielländer selbst haben kaum Vorteile von diesen Investitio· 
nen. Ein Technologie· und Know·how·Transfer findet kaum 
statt. Diese Art der Industrialisierung ist nur an den Interes· 
sen der internationalen Konzerne ausgerichtet und ruhrt zu 
verstärkter wirtschaftlicber Abhängigkeit. Es kann schnell 
zu einem Standort wechsel kommen. wenn andere Entwick­
lungsländer bessere Kapitalverwertungsbedingungen bieten, 
wenn es zu Einbriichen bei der Nachfrage rur die hergestell. 
ten Produkte kommt oder wenn kapitalintensive I'Toduk­
tionsverfahren entwickelt werden. die kostengünstiger sind. 
Damit werden sowohl die Arbeiter verschiedener Entwick· 
lungsländer gegeneinander als auch gegen die Lohnabhängi­
gen in den kapitalist ischen Industriestaaten ausgespielt. 
Letzteren droht man bei Lohnverhandlungen mit I'roduk-
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tionsverlagerung ins Ausland. Die Krisenprozesse der !etzten 
zehn Jahre haben nicht nur zu einer Erhöhung des Kapital­
exports in Form von direkten und Finanzinvestitionen ge­
fUhrt, sondern auch zu einer Umstrukturierung der fast stag· 
nierenden [nlandsinvestitionen . 
. \ngesichts unausgelasteter Kapazitäten nehmen Rational;· 
sierungsinvestitionen immer mehr zu und ruhren neben einer 
konjunkturellen zu einer strukturellen Arbeitslosigkeit. 
"Rationalisierung im [nnern und I'roduktionsverlagerung 
nach außen (sind) komplementär aufeinanderbezogene I'ro­
zesse, die beide Ausdruck der durch verschärfte Konkur­
renzbedingungen beschleunigten Strukturveränderungen der 
kapitalistischen Weltwirtschaft sind. Heide zielen letztlich 
auf die Verbesserung der Verwenungsbedingungen des 
metropolitanen Kapitals.,·n 
Die Folge beider Prozesse sind Arbeitsplalzverluste, die sich 
angesichts der unzureichenden Datenlage schwer aufteilen 
lassen. Festzuhalten bleibt jedenfalls, daß die Ausbndsin­
vcstitionen wesentlich schneller steigen als die Inlandsin· 
vestitionen und es nachweislich zu Arbeitsplauverlusten, be· 
sonders bei der Verlagerung von arbeitsintensiven Industrie· 
zweigen kommt. 
In einer Untersuchung des Investitionsverhaltens der bun· 
desdeutschen Konzerne kommt Stefan Welzk vom Max· 
l'lanck·lnstitut zu dem Schluß. "daß Auslandsproduktionen 
die Inlandsbeschäftigung im Saldo zunächst kaum beeinnus­
st:n, in einer spält:ren Entwicklungsphast: der J ob-":xponje­
doch deutlich überwiegt. Die Hundesrepublik befindet sich 
offenbar im Übergang zwischen diesen beiden Phasen,"18 
Arbeitsplatzabbau und Reallohnsenkung hier und Unter­
drückung und wirtschaftlich·soziale Deformierung in der 
Dritten Weh sind zwei Seiten einer Medaille. Nicht zuletzt 
die Gewerkschaftsbewegung wird sich dieser Problematik in 
Zukunft verstärkt zu stellen haben. 
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WoHl Geisler 

Die stetige Ausweitung der 
BRD-Rüstungsexporte 

Im April 1982 veröffentlichte die damalige SPD/ FDP-ßun­
desregierung neue Richtlinien rur den Export von Rüstungs­
giitern. 1 Damals bezeichnete der Generalsekretär der CDU. 
lIeiner Geißler, die bisherige Rüstung$C'xportpraxis als ver­
antwortungslos; 30% der in den letzten 10 Jahren exportier­
ten Kriegswaffen und Rüstungsgüter seien in NATO- Länder 
gegangen, aber 70% in EntwiCklungsländer. Der Rüstungs­
export nach Argentinien verstoße darüber hinaus gegen das 
Kriegswaffen kon Irollgesetz. 2 

Nur fanatische Anhänger der CDU/CSU haben aus dieser 
Äußerung schließen können, daß die Rüslungsexportc unter 
einer CDU/CSU-gefUhrtcf! Bundesregierung eingeschränkt 
werden würden. Im Gegenteil, aus einer Äußerung von Wer­
ner Marx (CDU), dem Vorsitzenden des Auswärtigen Aus­
schusses im Deutschen Bundestag, läßt sich schließen, daß 
die neue Bundesregierung Rüslungsexporte noch weniger 
einschränken wird als die damalige SPD/ t"DP-Regierung.3 

Heinz Jung, FDP-Staatssekretär im Verteidigungsmini. 
sterium, tat im Dezember 1982 vor dem Präsidium des ßun­
desverbandes der Deutschen Luftfahrt-, Raumfahrt- und 
Ausrüstungsindustrie sogar kund: "Ich bin nahezu sicher, 
daß die im April diesesjahres erlassenen Politischen Grund­
sätze tur den Export \'on Kriegswaffen und sonstigen Ru­
stungsgütern künftig den sich verändernden politischen und 
sachlichen Gegebenheiten angepaßt werden müssen." 4 

Spitzenplatz im internationalen Rüstungsgeschäft 

Die bisherige Riistungsexportpraxis ist nicht erkennbar ver­
ändert worden. Kriegsschiffe für Argentinien werden ausge­
liefert, obwohl sich Argentinien weiterhin im Krieg mit dem 
NATO· Partner Großbritannien befindet; der Bau der U· 
Boote für dic chile nische Mörderbande schreitet voran. 
J::.s sind aber bisher auch keim,; neuen spektakulären Rij­
stungsexportprojckte bekannt geworden. Die CDU/CSU/ 
FDI'.Regierung hält sich in dieser Beziehung genau so be­
deckt wie die SPD/ t'OP-Regierung. 
Allen Beteuerungen von einer bisher restriktiv gehandhabten 
Rüstungsexportpolitik zum Trotz hat die Bundesrepublik 
DeulSchland im internationalen Vergleich einen Spitzen­
platz beim Export von RüstungsKütern errungen, Obwohl 
die Bestimmungen der Briisseler Verträge von 1954 der Bun­
desrepublik die Produktion von bestimmten GroBwaffen 
untersagen, hat di{' Bundesrepublik nach Angaben des 
SlOckholmer Friedensforschungsinstituts SIPR I beim Ex­
port von Großwarfen den 6. bzw, 7, Platz auf dl'r Weltrang­
liste errungen, 
Das bundesdt·utsch.· G3-Gewehr, das in mindestens 38 
Landcrn als offizielle Bewaffnung dt'r Streitkril.fte eingeführt 
ist. dürfte den hiesigcn Machthabcrn den 3. Platz beim Ex­
port von Hand feuerwaffen sichern. Im Anlagenexport, d.h, 
im Export \'on Waffenfabriken, ist die Bundesrepublik 
mhrend in der Welt, 
Statistiken der Regierung der USA besagen, daß die Bundes-

republik beim Export von Rüstungsgütern auf dem 4. oder 
5. Platz steht. Jedoch erfaBt diese US-amerikanische Sta· 
tistik nur eine Spitze des Eisbergs, da sie z,B, Anlagenexpor­
te und den Aufbau von bundesdeutschen Rüstungsproduk­
tionsstätten im allgemeinen nicht erfaßt. Auch militärisch 
orientierte Nuklearprojekte - z.B. in Argentinien, Süd­
afrika, Pakistan, Brasilien - werden dort nicht als Rüstungs­
güter aufgefÜhrt. Und die US-Statistik führt ebenfalls keine 
Polizeihilfe, keine "Ausbildungshilfe" auf. 
Ebenfalls in keiner Statistik tauchen bundesdeutsche 
Söldner auf, die z.B. im französischen Indochina-Krieg, im 
US·Vietnamkrieg, im portugiesischen Kolonialkrieg, in Zirn­
babwe oder i':ikaraguajeweils für die unterdriickerischen Re­
gimes mitgekämpft haben. 

Wie kam es zu dieser starken Stellung der Bundesrepublik 
Deutschland unter den international bedeutsamen Rüstungs­
exportländern? 5 
Am 7.1. 1946 erließ der Alliierte Kontrollrat den Befehl, daß 
das Tragen und der Besitz von Waffen verboten seien, Am 
10.12,1946 erließ der Rat ein Gesetz, demzufolge die Ein­
und Ausfuhr von Kriegsgerät sowie von Zeichnungen, Plä­
lIen und Maschinen zur Herstellung von Kriegsgerät ver­
boten wurde. 

1951 wurden Herstellung, Ein- und Ausfuhr genehmigungs­
pflichtig: sie waren fortan also nicht mehr verboten, Diese 
I'roduktionserlaubnis stand im Zusammenhang mit einer 
sich abzeichnenden Unterstützung der Bundesrepublik 
Deutschland für den Korea-Krieg (1 950-53; d. Red,), 

Am 5. Mai 1955 trat Artikel 26, Absatz 2 des Grundgesetzes 
in Kraft: "Zur Kriegführung uestimmte Waffen dürfen nur 
mit GenchmiKung der Bundesregierung hergestellt, be fördert 
und in Verkehr gebracht werden. Das Nähere regelt ein Bun­
desgesetz." Diese Gesetzgebung stand im Zusammenhang 
mit dem Aufbau der Bundeswehr und der Eingliederung der 
Bundesrepubli k Deutschland in das NATO-System. 
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Die Ausfuhr von .... Ien Rüslungsgulem wird dUl'Ch das 
Außenwirtschafugesell: bzw. die darauf buierende Außen­
wiruchaftsverordnung von 1961 geregelt . Das meistens im 
Zusammenhang mit Rüstungsexporten genannte Kriegswaf­
fenkontrollgesetz von 1961 regelt nur den Export (aber 
auch bereits die Produktion) von sog. Kriegswaffen, d.h. 
also nicht von allen Rü8tungsgütem . Den Ennessensspid. 
raum, den Außenwiruchafugesetz und Außenwirtschafts­
verordnung der Bundesregierung lassen, versuchte diese 
durch die Erstellung von sog. Exporlrichllinien 1971 und 
1982 der Offent lichkcil gegenüber zu definieren. 
Der wichtigste Unterschied zwischen den Exportrichllinien 
von 1971 und den Exponrich dinien von 1982 besteht dar­
in , daß Waffen lieferungen in Spannungsgeb iete jetzt nicht 
mehr automatisch verboten sind, sondern nur noch, wenn 
bestehende Spannungen durch Lieferungen erhöht werden. 
Das bedeutet: Wenn Waffenlieferungen an beide Seilen eines 
Konfliktes glcichmäßig erfolgen und damit nicht zu einer 
Veränderung der bisherigen ~1achtverhä!tnisse führen, 
können gemäß diesen Exportrichtlinien logar Waffen an bei­
de Teilnehmer einer kriegerischen Auseinandersetzung gelie. 
fert werden. 
Außerdem taucht in den Exportrichtlinien von 1982 zum 
ersten Mal der Begriff der "vitalen Interessen der Bundes­
republik Deutschland" auf, die als Begründung rur Waffen­
lieferungen außerhalb des NATO-Bündnisses angegeben wer­
den. 

Wie eine Kommission von Pax Clristi bereits feststellte, 
kann man sich eigentlich kein Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland, das vitaler ist als die Erhaltung des Friedens 
auf der Welt, vorstellen. Doch die etablierten Parteien haben 
deutlich gemacht , daß sie darunter den Zugriff auf die Roh­
stoffquellen anderer Länder verst<:hen. So bereits am 
14.9.1981 CDU-MdB Alois Merles . jetzt Staatsminister im 
Auswärtigcn Amt. so VencidigungsminiSler ~hnfred Wörner 
auf der Wehrkunde.Tagung im Februar 1983 und so auch 
der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt am 28. Okto­
ber 1977.6 

Kriegsmaterial fü r Chile, EI Salvador, Siidafrika 

Ein Protest gegen die Anwendung der "hen Exportridn· 
linien war verhältnismäßig schwierig, da die Bund('sregierung 
geheim hielt , welche Lander sie als Spannungsgebiete dekla­
rierle. Es kann bisher noch nicht gesagt w(' rden, ob die neu· 
en Richtlini('n lediglich eine Legalisierung der bisherigen 
Rüstungsexportpmxis bedeuten oder aber als Auftakt rur 
eine neue Offensive im Rüstungsexport vorgesehen sind. Die 
wirtschaftliche Wirkl ichkeit in vielen Empfangerländern 
würde die Verwirklichung des zweiten Vorhabens sehr er­
schweren. 
Ri..L5Iungsexport(' der BundeSf('publik Deutschland gehen 
vorr.mgig in LlIlder. die von ihren korrupten reaktionären 
Führungen wirtsch.aftlich völlig ruiniert \\ urden und werden. 
;t. B. nach Argentinien. in die Türkei, nach BrJ.silien oder 
Chile . Rüstungslicferungen in diese Länder müssen deshalh 
auf Kredit crfolgen. Derzeit sind die Mittel der Bundesregie' 
rung rur derartige Rüstungslicferungen etwas cingeschr'.i.nkt. 
Der bcsondt'rs von sozialdemokratischt'r S('ite vertretene 
Anspruch. daß die neuen Exportriehtlinicn eine angcblich 
bisht'r schon restriktive Rüstungsexportvolitik noch rcstrik· 
tiver machl'n solltt'n, is t natürlich Unfug. Bezüglich der 
Rüstungsexporte si nd bei den I'arteiell CDU, CSU, SI'D. 
FDP keine rekvan tell Untersehkde ;tu erkenneI! . 
Dit· sozialdcmokr .. tislhe Bundt:Stagsfraktion hat bei der 
Vorbereitung der Rustungsexportriehtlin ien ein Papi('r "or­
gelegt. in dt'm sie von den "ernünflig k. lingenden Beschrän· 
kungen .ausdrücklkh sämtliche Kriegsschiffbituten ausnahm. 
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Nach 19on Bahr (S PD) bestehen jedoch 90% der bundes· 
deutschen Kriegswaffenexporte aus Kriegsschiffen. 
Ober das Ausmaß der bisher getatigten Rüstungsexpone be­
stehen völlig unangebrachte Vorstcllungcn. Wer weiß bei uns 
schon. daß die Bundesrepublik größter Waffenlieferant rur 
die argenti nische J unta ist? Wer weiß, daß die Bundesrepu· 
blik größter Lieferant ,'on Waffenfabrik.en in zig Entwick· 
lungsländer ist? 
Wer weiß, daß an die chilenische Mörderbande nicht nur 
U-Boote und G3·Gewehre über den Umweg Thailand, son· 
dern auch I'anzerabwehrrakelen des Typs Mamba und eine 
Fabrik zur Produktion derartiger I'anzerabwehrraketen ge­
liefert wurden? Und wer weiß. daß an die Junta in EI Salva· 
dor gepa.nzerte Fahrzeuge des Typs UR 4 16 und über eine 
Fritz.Wemer·Wa.ffenfabrik in Venezuela G3-Gewehre und 
Munition geliefert werden? 
Wer weiß. daß an die siidafrikanische rassistische Regierung 
seit Verhängung des Waffenembargos durch den UN·Sicher· 
hcitsrat Ende 1977 völkerrechuwidrig und verfassungswid­
rig folgende Ri,istungsgüter geliefert worden sind: Isotopen­
meßgeräte für e ine Urananreicherungsanlage durch die Fir­
ma Warion MAT in Bremen, Spc:zialkomprcssoren rur diese 
lJrananreicherungsanlage durch dic Firma Gute·Hoffnungs· 
hütte in Oberhausen, SpezialmotoreIl aus unmagnetischem 
Material rur südafrikanische Schnellboote durch MTt..:, rund 
4.000 Militärfahruuge durch die Firma Magirus·Deutz, rund 
3.000 Unimog-Militärfahrzeuge durch die Firma Daimler· 
Benz, Fabriken zur Produktion von militärischen ,\Iotoren 
durch die Firma Daimler·ßenz. eine t'abrik zur Herstellung 
von militärischer Mikroelektronik durch die Firma Siemens 
und z.B. eine Munitionsrunanlage rur ein I 55-mm·Artillerie­
system durch die Firma Rhlrinmetall. Dieses Artilleriesystem 
is t geeignet, atomare Sprengsälze zu verschießen. 
Seit dem 2. Weltkrieg hat es etwa 140 kriegerische Ausein· 
andersetzungen auf der Erde mit 30 Mio Toten gegeben. Bei 
diesen Auseinandersetzungen. die fast aUe in Entwicklungs· 
ländern staUfandcn. hat sich die Bundesrepublik mit Waf· 
fenlieferungen rur die Unterdrucker und Angreifer massiv 
engagiert und ditmit an diesen Morden beteiligt. 
Es beslt,ht eine bundesdeu\..'iche Mitverantwortung durch 
Waffen lieferungen ftir Frankreichs Kolonialkri('ge in Alge· 
rien (1954·62) und lndochina (1945·54). Die Bundesrepu· 
blik war Hauptwaffenlieferant ri..Lf ~'ortugals Kolonialkriege 
in Angola. Guinea·Bissao und Mo~ambique (I960·1975 ). 
Ocr Bundesnachrichtendienst (BND) lieferte an beide Seiten 
des grauenvollen Nigeria.Biafra.Krieges ( 1967.70) WAffen. 
Der Angriff der USA auf die vielnAmesiscile Bevölkerung 



wurde mit chemischen Kampfstoffen und Transporten VS· 
amerikanischer Waffen aus der Bundesrepublik unterstützt. 
Die Bundesrepublik lieferte Hubschrauber und Schnellboote 
für die Massaker in Indonesien ( 1965) und für dessen anhal­
tende Besetzung Osttimors (seit 1975). 1\Iit Hilfe des BND 
wurden Gewehre, Kampfflug'leuge und Militärfahrtcuge an 
das rhodesische Minderheitsregime geliefert. Die Bundu­
republik lieferte Kommunikationsmittel und Militärfahr­
zeuge für die marokkanische Besetzung der Westsahara. 
ßundcsdeutsche Rüstunb>slieferanten machten und machen 
sich schuldig durch: 
• die Lieferung mannigfachen Militärmaterials, vom Ge­
wehr über Panzer bis tur Beihilfe tur Gewinnung von ato' 

marem bombemauglichem Spalts toff. an die argenlinische 
Militärjunta: 
• durch Ge\\'~·hre. I\lunition und I\lilitärfilhrteuge für Idi 
Amins i\Iordzüge in t..:ganda und gegen Tansania; 
• durch Militärfahrzeuge, I'anzcrtransporter sowie Zuliefe­
rungen für I\lilan-, Hot- und Rolandraketell an die Regierung 
des Irak für den Krieg gegen den Iran; 
• durch Raketenschnellboote, Waffenfabriken. Flugzeuge 
und Giftgas für braels 1\Iassakc- r an Palästinensern und Liba· 
nesen; 
• durch Kriegsschiff.: und Gewehre für die griechischen 
Obristen; 
• durch umfangrt"icht" Rüstungsschenkungt"n für ditO tür­
kische Militärjunta; 
• durch di t" Lieferung \'on Radar, ~Iililärnugzt"ugen, Rake­
tenschnellbooten, Gewehren, ~Iinensu!;hbooten, Waffen-
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fabrikt"n und einer Urananreicherungsanlage zur Gewinnung 
bombemauglichen atomaren Spaltstoffs für die sufafrikani· 
sehen Rassisten und deren Krieg in Namibia und Angola: 

• durch Zuliderungen für Mamba-Raketen, ja sogar durch 
die Lieferung einer I'roduktionsanlage ruf diese Raketen, 
sowie von Gewehren und V-Boott"n für die chilenische 
Mörderhande; 
• durch die Lieferung von Waffen fabriken und gepanzerten 
Fahneugen für die saudisehen Handabhacker; 
• durch Gewehre und Munition rur den nikaraguanischt"n 
Exdiktator Sornoza; 
• durch eine Waffenfabrik für 2 Mrd DM rur Schah Reza 
Pahlewi; 
• durch Gewehre, ~'I unition und gepanzerte Fahrzeuge ruf 
dit" völkermordende junta in EI Salvador usw. 
Aussichten: In der CDVICSU sind Personen maßgeblich ak­
tiv, dit" sich für eine unverhülltt" Ausweitung von Rüstungs­
exporten und - wie z.B. Alfred Dregger - eint" Ausdehnung 
des Einsatzbereiches der Bundeswehr ausgesprochen haben . 
Es ist also möglich. daß das bisherige Weltrekordtcmpo bei 
der Zunahme von Rüstungsexporten, wie wir es in den It"tz­
ten 10 jahren in der Bundesrepublik Deutschland beobach­
ten konnten (die jährliche Zuwachsrate der RüstungsexpoTte 
lag bei 16,7%), beibehalten oder sogar noch gesteigert wird. 
Auf jeden Fall stehen die V-Bool-Lieferungen ruf Chile, 
Krit"gsschifniefcrungen für Argentinit"n, Lieferungt"n militä­
risch nutzbart"r Großraum-Airbus·flug'tt'uge für Südafrika, 
Lieferungen von 155-mm·Kanonen rur Saudi Arabien, von 
Panzern für Malaysia, von Waffen und Waffenfabriken für 
die türkischcjunla usw. ,"or der Tü r. 

Die Solidaritätsbewt"gung in der Bundesrepublik Deutsch· 
land muß sich über die Absichten der praktizierten bundes· 
deutscht"n Außt'npolit ik klar werden, um mit der nötigen 
Entschlossenheit gegen diest' Lieferungen zu kämpfen . Und 
wir müssen die Befreiungsbewegungen und Widerstandsgrup· 
p~'n, die \'on derartigen Waffenlieferungt"n betroffen sind, 
über Möglichkeiten, den Kampfwert der gelieferten Produk­
te herabzusetzen. unterrichten. 

Anmerkungen: 
I) Siehe: AlB 7-8/1982, S. 78·79 
2) Laut Süddeutsche Zeitung, 29.5.1982 
3) Vgl.ddp,4.1.1983 
4) Zil. nach: djp'jugendprcs>ematerialien, Nr, 5/1983 (Vorausinfor· 

mation) 
:.) Eine ausführlich~ Oarstellung findet sich in: W. Geislcr, Rüstungs­

eÄport d~r Bundesrepuhlik Deulschland - Umer besonderer Be· 
rücksichtigung des Bdspiels Südafrika (z BRD und "Dritte Weil", 
Hdl :1 d~'r BroschÜTCnreihe zur Vorbereitu ng des 6. BUKO), Kid 
1982 

6) Vgl. Deutschlandfunk, 14,9,1981; Bulletin dn Preu.e· und Infor· 
matiollSilmts der Bundesregierung, Nr. 20/ 18,2.1983; SUT\'ival, 
Lonclon, September-Oktob.-r 1977 
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Alternativen zur 
herrschenden Entwicklungspolitik 

Seit gcr .. umcr Zeit wird in der Dritte-Weh- und Solidaritäubcwegung 
über mögliche Altcrnatiycn Zur herrschenden Entwicklungspolitik 
diskut!en. Verglichen mit anderen Politikgebictcn - "twa der Dis­
ku"ion um eine "alternative Wirt$chafupolitik" oder der Debatte 
um Altcrnati~en der Siehcrhciupolük - Sicht dieser DiskulSionspro­
'leß noch ganz am Anfang. 
Erste Ansälu hai es jedoch auf dem leuten Bundcskongreß der 
entwicklungspolituchen Aktionsgruppen (BUKO) in Mannheim 
(siehe AlB 1/1983, S. 46-47) und dem Seminar des Koordinierungs­
kreises 3. Welt (KK3W) 1;um Thema "Dritt<: Welt und Frieden" im 
Februar 1983 in Frankfurt (siche AlB 4/1983, s. 40·41) gegeben. 
Weitere Ansätze auf diesem Gebiet siehen für den kom~nden 
SUKO in Hannover (16.-19.Juni 1983) zu erwarten. 
Zusäu:lich bdlügelt wird die Diskussion über dieS<5 Thema auch da­
dur.::h, daß sich mit dem Einzug der Grunen in den Bundestag rur die 
Dritte-Welt·Bewegung Möglichkeiten einer begrenzten parlamentari· 
schen Einflußnahme ergeben. 

Zur Kritik der Wahlprüfsteine 

Mit ~einen "WahlprüfHeincn 1983 zur Entwic;klung>politik'" (Won· 
laut in: AlB 3/1983, S. 42) hat sich das Duisburger Lakinamcrika­
komitee das Verdienst erworben, weS<ntlich<: Forderungen, die auch 
bisher schon von (meistem länderspezifischen) Solidaritätskomitees 
vertreten wurden, zusammengefaßt zu haben. 
In den Priifstein<:n werden die Einzdforderungcn, die konscmfahig 
erschtinen (z.B. keine Unterstüu:ung diktatorischer Regim~'S in Süd­
und Mitlelam<:rika, Ausseu:ung der Tiirkeihilfe, Boykott des siidafri· 
kanischen Apartheidregimes, Anerkennung der Befreiungsbewegun­
gcn durch die Bundem:publik), aufgegriffen. Außerdem werden auch 
grundsätzliche und länderiibergreifende Aussagen getroffen, z.B. zur 
Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung (NIWO), zur Kontrolle 
multinationaler Konzerne, zur Brechung der Macht der kapitalisti­
schen Industrieländer in den internationalen Finanzinstitutionen, zur 
Forderung, 0,7% des Bruttosozialproduku für öffentliche Entwick­
lungshilfe zUr Verfügung zu stellen. 
Letztere hai die Informationntelle Latcinamerika (i la ) zu einer 
scharfen Kritik vC'Tanlaßt (siehe: ila-info, Nr. 64/Uarz 1983, S. 
22·23). Dabei wird im weJenllichen so argumentiert: 
E"ten~ sei es unsinnig, eine Au~weitung der Entwicklungshilfe auf 
0.7% d<:s Bruttosozialproduku zu ford<:rn, da diese in ihrer neo· 
kolonial<:n funktion "indeutig feUgeiegt sei auf den Erhalt ](Ünstiger 
Verwertungsbedingung .. n für das Privatkapital und auf die Gewin­
nUllg von m~hr bundesd"ul5ehen Einfluß in dn Dritttn Welt. 
Zwtitens sei die forderung naeh einer eigenständig"n bund<:sdcut­
sch<:n Entwicklungspolitik, die sich nicht den Interessen der USA 
und d<:r NATO unt<:rordnet, unsinnig, da sie dic g<:mcinsatru:n In­
teressen von BRD und USA unberücksichtigt lasse. 
DTitlens s<i<:n Forderungen nach Veränderungcn der internationalen 
Finanzinstitulioncn und d<:r bestehenden Weltwirtschafu· und Weh­
marktvcrhältni$5<, illusorisch, da di<:s den Funktionsprinzipi<:n dieser 
Institutionen widerspr<:ehe: "Ein<: an den Bcdürfnissen der Entwick­
lun!lsliindcr orientiert<: neue W,·ltwirtschaft kann C'S <:rst nach Ab­
schaffung der best<:henden internationalen Institutionen geben!" 
Alk drei Einwände lassen sich, vom Prinzip der darin tnthaltenen 
Argumentationsfigur her, auf den Satz zurückführen: Die Ford<:run· 
gen sind si"nlo~, weil sie der "Logik dC'S Systems" zuwid<:rlauf<:n. 
Eme solche Position läßt aber letztlich ~ur zwei Konsequcru.<:n 
offen. I::nlw~dl'r man vcrtaj(1 das politische Handeln auf den Sankt­
Nimmerleinstag O(kr man fallt in rdonni~ti.5Ch" Handwukelti zu. 
rück. ßeides dürfte nicht die Absicht d<:r ila sein. 

Bemerkenswert ist dennoch, daß in dem Kritikpapier als fast <:inzige 
Bandh"'gsp<:rs!'ektive das Eintrete" "für lfanz bestimmte Projekt<: 
oo"r Länder (z.B. ßasisgcmeindcn, Niea ..... gua) o<l<:r gegen b<:stimmtc 
' Ilil fdei~tung"n' " (z.B. Sobradinho.slaud~mmprojekt in Peru) ange. 
geben WIrd, und zwar "im Rahmen der Spidräume, die die Entwi<:k­
Junxshilf" - und die dahint<:rsteh<:nd<:n Interessen zulassen". 

Ebemo muß der ,km Kri,ikpaplcr innt'wohnende Wid<:rspruch be­
nannt werden, der zwischen seiner Grundargum<:ntatiol1 und seinem 
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Bejahen der konkreten FordeTung der Duisburger Priifsteine dun:h 
die ila besteht: AUe diese Forderungen (z.B. die schwerpunktmäßige 
Unterstützung von Entwicklungsländern, deren Entwicklungsweg ein­
deutig auf die Befriedigung der Grundhcdürfnisse gerichtet ist, dun:h 
die Bundesrepublik) könnten nämlich mit dem Verweis auf d,<: 
"Systemlogik" <:b<:nfalls in den Bereich der Sinnlosigkeit verbannt 
werden. 
Die angerissene Problematik führt zu der grundsätzlicben Frage, was 
unsere Diskussion zur alternativen Entwicklungs- und Dritte·Welt­
Politik überhaupt soll. 
Ganz sicher kann es nicht darum gehen, ein detailliertes Alternativ­
programm zur regierungsoffiziellen Entwicklungspolitik zu entwer· 
fen. Wohl aber scheint die Verst:.indigung der Dritte-Welt-Bewegung 
auf eine Reih<: von Grundkriterien möglich und sinnvoll, an Band 
derer die hemchend<: Politik gegenüber der Dritten Welt kritlsi<:ft 
und bekämpft werden kann. 
Es geht abo um die Erarbeitung von gemeinsamen Gegenpositionen 
zum neokolonialistis"hen Kurs unS<res Landes. Eine solche Gegen· 
konzeption kann nur in einem längeTen gemeinsamen, teils kontra­
venen Di$ku$sionspfozeß <:ntwickelt werden. Sie müßte, um prakti­
kabel zu sein, ein<: Reihe von allgemeinen Merkmalen aufweisen: 
• eine hin längliche politische Breite, um zu gewährleisten, daß sieh 
die gesamte Dritte-Welt- und Solidaritätsbewegung in all ihren Facet­
ten und politischen Orientierungen darin wiederfindet; 
• Aktion5bczogcnheit. um zu gewährleisten, daß notwendige theore· 
tiliche KontrovCT$en nicht zum Selbstzweck werden oder gar politi· 
sches Handeln lähmen; 
• Konse>ufah~keit über Tagcsforderung<:n hinaus, um zu gewJilirlei· 
,I<:n, daß die konkr"ten Aktionen der einzelnen Dritte-Welt- und 
Solidarität.gruppen, die sich in der Regel gegen ganz konkrete Ent· 
scheidungen oder Praktik<:n der Bundesregierung oder einzelner Kon­
zerne richten. in den Zusammenhang einer weiterreichenden Perspek· 
ti~'e gestellt werden. Diese muß mit den Grundintereuen der Mehr· 
heit der Bevölkerung hier wie in den Entwicklu~ländem im Ein­
klang stehen. 

Wo lieg t der Ausgangspunkt demokratischer 
Gegenpositionen? 

Vom Selbstverständnis der SolidaritäUbewegung her gesehen, kann 
der inhaltliche Ausgangspunkt rur die Formulierung von demokra· 
tillchen Alternativen zum herrschenden neokoloniali5lischen Kurs 
nur in den Forderungen und Alternativen liegen, die von den Betrof· 
fen<:n s<lbst entwickdt worden sind. Das schließt eine kritische Ober· 
prüfung dieser Konz<:pte nicht aus, sondern ein. 
In enter Unie handel! es sich dall<:i um die Programme der natio· 
nalen und s()l:ialen Befreiungsbew<:gungcn und - länderiibergreifend 
- um die ForderungskataJoge der Bewegung der Blockfreien/Nicht· 
paktgebund<:ncn bzw. der ,.Gruppe der 77". 
Gaby GOl1wald (Mitglied der Fraktion der Grünen im Bundestag) bat 
in diesem Zusamm<:nh~ng kürzlich <:in Positionspapier über "Charak­
ter und Aufgaben grüner 3.·Welt·Arbeit'· ~orgdegt, das m.E. vom 
G, .. ndansatz h<:r ge<:ignet ist, au<:h di<: Diskussion um entwicklungs­
politische Alternativen in der Solidaritätsbewegung voranzutreiben. 
Grundsätzlich wird darin von d<:r gemeinsam<:n Betroffenheit durch 
die Aktivitäten der multinationalen Konzerne und der ihre Interessen 
vertr<:lenden R<:gierungen ausg<:gangen und formuliert: 
"Die Ausbeutung der Lohnabhängigen in den Metropolen ist Bedin. 
gung rur di<: Aufrechterhaltung d<:s kapitalistisch<:n Wdtsystems und 
damit gleichzeitig die VorausS<tzung für die Ausb<:utung der 3. Welt. 
Profitmaximit'rung in P<:ripherie und Metropolen sind trotz d<:rzwei. 
fdsohne ungleichen Koruc:quenz<:n für die Betroffenen zwei Seiten 
"iner Medaille, d<:ren ursächlicher Zusammenhang rur die politische 
Arbeit, die auf di<: Verbesserung d<:r Lebens- und Arbdusituation 
der Menschen in d<:r 3. Welt zielt, nicht getr<:nnt werden darf. 
!.-Welt-Arbeit in der BRD hat damit die Aufgabe, die politischen 
und soziakn Kämpfe in d<:n Metropolen, die sich geg<:n die M<:ehanis­
m<:n und KOD5<:lIuenzo:" d<:r Profitmaximi<:rung hier wenden, in ihren 
Kampf ruf <:ine VerbtS5<:rung der Lcbenb- und Arbeitsverhältnisse der 
M~",ehen on der Periphene nut .. urzunehmen. 



Wenn auch die Bedingungen und damit die Formen des Kampfes hier 
und in der 3. Welt unteI5chiedlich sind, beinhaltet internationale 
Solidarität mit den Unterdruckten in der 3. Welt gleichzeilig den 
politischen Kampf gegt'n die Verhältnisse im eig.-nen Land. ( ... ) 
Die Sto6richtung der politischen Forderung und der Aktivitäten zu 
ihn:. Durchsetzung soUte darauf abzielen, da6 erstens d~ Bedingun­
gt'n Hir einen eigt'nnändigt'n Entwicklungsproze6 der 3. Welt geschaf· 
fen werden. Eine 'Neue Weltwiruchafuordnung' inclusive der Um· 
verteilung de ' Reichtums von den Metropolen zur Peripherie muß 
derart elfolgen, daß mit ihr Grundlagen zu einer Veränderung der 
internationalen Arbeifneilung (also gegen die stoffliche Einseitigkeit 
im internationalen Warenaustausch gele~ werden. Zweitens muß die 
Qudle der Umverteilung das internationale Kapital sein und nicht die 
arbeitende Bevölkerung in den Industriezentren. Lohnverzicht und 
weiterer Sozialabbau bei uns kann nicht die Vorauss.ctzung für die 
Abschaffung der Verelendung der 3. Welt sein." 

Gegenpol multinationale Konzerne 

In einem solchen Zusammenhang können Forderungen, wie sie die 
Duisburger Prüfsteine enthalten, mehr ~ein als illusionäre Hoffnun· 
",n. 
So ist es z.B. klar, daß entscheidend für die Kontrolle und weltweite 
Zuriickdrängung der Macht der multinationalen Konzerne nicht die 
Formulierung juristischer Normen in einem internationalen VerhaI· 
tenskode", sein wird, sondern daß deren konkrete Durehsetzung "vor 
Ort" nochmals erkämpft werden muß, sei es nun durch die Lohnab· 
hängigen innerhalb der betreffenden Konzerne oder sei e~ dun:h 
Regierungen, die von den Destabilisierungo;politiken dieser KOßl.erne 
bedroht werden. 
F"ur die Durchsetzungo;bedingungen der von den Konzernaktiviläten 
Betroffenen in es keineswegs belanglos, in wdche Richtung sich die 
AuseinandeI5etzung um das Völkerrecht in dieser Frage entwickelt. 
Dies zeigen schon die Erfahrungen der chilenischen Linksregierung 
Allende (1970·73) in der Auscinandenetzung mit der Boykoll5trate· 
gie der internationalen Kupferkonzen'le. 

Dabei muß man sich allerdings völlig dariiber im Klaren sein, daß der 
Beitrag der NIWO zur Verringerung der Abhängigkeit der Entwick· 
lungsländer von den entwickelten kapitalistischen Zentren bislang 
minimal war. Die Forderungen nach einer NIWO enthalten nicht nur 
Elemente der demokratischen Veränderung, 50ndem auch teilweise 
Züge einer bloßen "Fortschreibung" bereits im Gang befindlicher 
weltwirtschaftlieher Strukturvc:ränderungen, die sicb aus der Inter· 
nationalisierung des Kapitalverhältnisses auf der gegenwärtigen Stufe 
ergeben. Aus diesen Grunden muß alternative Entwicklungspolitik 
eine doppelte Aufgabe erfwlen: Sie muß ersten~ rur die Anerkennung 
der berechtigten Forderungen der Entwicklungslimder du..:h die 
Bundesrepublik eintreten und zweitens die weitreicbendsten Elemen· 
te der Forderung nach einer NIWO besonders unterstützen. Denn sie 
sollte zu einer Rückbesinnung auf die antiimperialiHischen NIWO· 
Kemforderungt'n wie Rcssourcensouveränität, Enteignungspostulal, 
Kontrollrcchte gt'genüber internationalen Konternen, Kartcllbildung 
durch Produzentenzusamm .. nschlüsse usw. beitragen. 

Angesichts der gegenwärtigen gefihrlichen wdtpolitischen Zuspil· 
zung und besonders der Konfrontations· und Interventionspolitik der 
Regierung Reagan ist es von besonderer Dringlichkeit, die friedens­
politische Seite alternativer Dritte·Welt· und Entwicklungspolitik 
herauszuarbeiten. 
Eine "Abkoppelung (der Vergabe \'on Entwicklungshilfc) von bun· 
desdeutschen Wirtschafts·, Außenpolitik· und sicherheitspolitischen 
Interessen" (G. Gottwald) ist allerdings nur im Zusammenhang eines 
umfassenderen Kampfes um gesamtgesdlschaftliche Veränderungen 
denkbar, der die teilweise in der Dritte·Welt·Bewegung noch vorhan· 
dene bornierte Sicht überwindet. Allc:rerstes Gebot in diesem Zusam· 
menhang ist heute in der Tat der Kampf gegen die Unterordnung der 
nationalen Interesscn unscres Landes unter die US·Globalstrategi .. " 
wie s ie sich in der geplanten Stationi.:rung von EI5tschlagswaffen 
vom Typ Pershing 11 und Cruises Missiles besonders drastisch zeigt 
(siche dazu die Thesen von K.D. Brcdthaucr in: AlB "'/ 1983,S.4I). 
Angesichts der Pläne der CDU/CSU zur Anpauung der bundesd<-ut· 
schen Entwicklungspolitik an den Kurs der Reag-.. n·Administration 
gilt dies gerade auch für eine alternative Dritte·Welt·Politik. Die 
Furcht vor einer Koalition mit Teilen des westdeutschen Kapitals in 
dicsc:r Frage scheint angt'sichts der weitgo:ht"nden Geschlossenheit, 
mit der die Hemchenden hinter der Regierung Kohl/Genseher st<~ 
hen, derzeit ziemlich unbegriindct. 
Sie stellt sich für alternative Entwicklungspolitik ohnehin nur als 
Frage nach den möglicherweise zu nutzenden Intereskllwidersprü· 
chen inn~halb der berI5ehcnden Klasse der BRD. um di.: Durchset· 
zungschanC('n foruchrinlichcr Politik zu verbessern. 

Die Forderung "",ch 0,7'ro des Bruttolozialproduku für Elltwick· 
lungshilfe kann m.E. legitim und untentützmsw,-.. t sein. 

Das trifft erstens :/;u, wenn sie nicht als Almosen, sondern als An· 
spruch der Entwicklungsländer auf Wiedergutmachung der in der 
Kolonialzeit verursachten und durch die neokolonialistische Politik 
fortgt'sctzten wirtschaftlichen und sozialen Schädigungen verstanden 
wird. Dies gilt zweitens dann, wenn die Entwicklungsbilfe ohne dis· 
kriminierende Bedingungen vergeben wird. 
Gerade rur die Auseinadersetzung mit der staatlichen Entwicklungs· 
hilfepolitik ist u sinnvoll, daß sich die Solidaritätsbewegung auf ci· 
nen Kriterienkatalog verständigt. Das Papier von G. Gonwald nennt 
ab solche Kriterien für die Verg-.. bepra",is der Entwicklungshilfe: 
"I. Politische Kriterien 
• Keine Entwicklungshilfe an reaktionäre Regimes und Diktaturen; 
• Bevorzugung von progressiv· repräsentativen Regierungen, wobei 
die Vergabe ohne Aunagen erfolgen soll.,. 
• Bevorzugte Unterstützung von Befreiungsbewegungen und Opposi· 
tionsgruppen in diktatorischen Ländern. Falls die Regierungspolitik 
in Entwicklungsländern e5 zuläßt, UnteI5ttitzung von ßasisprojekten 
(Beispiele: Frauenprojekte, Indios, Selbsthilfeprojekte). 
• Die Minctvergabe in kapitalistisch·westlich orientierten Entwick· 
lungsländern soll direkt an bestimmte Bevölkerungsgruppen erfolgen, 
deren Grundbedürfnisse vom Staat nicht befriedigt werden. 
2. Kriterien für Art und Auswahl der Projekte 
a) Projektförderung nur nach lnteresscnlagc der Bevölkerung und für 
deren Nutzung (basisnah). 
b) Projekte müssen der Mobilisierung der eigenen natürlichen und 
menschlichen Ressoun:en di .. nen (Selbsthilfe). 
c) Projekte unterliegen in Planung und Durchführung den jeweiligen 
Bevölkerungsgruppen (Selbstbestimmung). 
d) Projekte müssen umweltfreundlich sein und den Erhalt des ökolo· 
gischen Gleichgewichts gewährleist~n (ökologisch). 
e) Projekte sollten technisch so ausgestattet sein, daß die Importab· 
hängigkeit von den Industrienationen nicht verfestigt wird (bzw. ihr 
tendenziell entg~genwirkt) (selbständig). 
• Generelle Ablehnung "on Militärtechnologie· und AKW·E",port." 

Unverkennbar bei der Durchsicht dies~s Katalogs ist eine gewissc 
Willkürlichke;t und inuere Inkonsis\(ru:. Dies ist jedoch so lange un° 
vermeidbar, wie es nicht gelingt, sich auf einen Entwicklun~begrifr 
zu ventändigen, von dem ausgehend Altemati~<:n zur henschenden 
Entwicklungspolitik bestimmt werden können. Hier dürfte die (auch 
auf dem Frankfurter KK3W·Seminar sichtbar gcwordenc) Kontro· 
~erse zwi!IChen d<:n Vcrf~"Cbtern "rddikalökologischer" Alternativen 
und den Vertretern eint·s umfdssenden:n Entwicklungsbegriffs di<: 
Diskussion rur die nächste Zeit bestimmen. 
Ein umfass<:nder, nicht ökolo)tlsch verengter EntwicklungsbegriH 
mußte in jedem Falle wirtschaftliche, soziale und politische Element<: 
beinhalt<:n (z.B. Abb .. u der wirtschaftlichen Abhängigkeit des Ent· 
wicklullgsland<:s von den entwickdten kapitalistischen z<:ntren; vor· 
rangige Bcfriedil(U'~ der l(Tundlegendcn MassenbcdürfnisS<.·; Demo· 
kratisierunll und Massenbeteiligung am Entwickiungspro;o<:ß). Ober· 
stes allgemeines Zid wäre dit' Förderung der freien Entfaltung der 
Produktivkraft Nr. I, dt·' Menschen. Auch das Ziel "Aufrechtcrhal· 
tu,~ des ökologischen Gldcbgewiehts'· könnte in e;,wm solch.,n En!· 
wicklungsbegriff aufgehoben sein. 
Allcrdings w,·rd"n Zidko"nikt" zwis~h,·n den verschi"d<·ocn Elemen· 
tt" di"ses Entwicklungsbq{riffs un~erml~dbar sein, schon alleine des­
halb, weil jed<'r Bdr<:iungsprozeß in einem widerspriichli<:hen Interes· 
scntusammcnhang verläuft. Alfons I. Bresche 
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Aktions· und Materialspiegel 

Aktionsmöglichkeiten und Materialtips 

BundesrepublIk - MItteiamerika 

Gegen die wach~eßde Kriegsgefahr in Mittel· 
amerika hat cs bisher die größten Massen· 
demonstrationen der bundesdeutschen Soli· 
daritätsbewcgung seit dem Vietnamkrieg und 
dem chilcnis<;hen Militärputsch gegeben, so 
jeweils Anfang 198 1 und 1982 in Frankfun. 
Dabei standen stets auch Forderungen an die 
ßundeHcgicrung im Mittelpunkt, die seit dem 
Amtsantritt der Rechukoalition noch drin­
gendC'f geworden sind. l.B. : 
Keine Rücksendung des Bonner Botschafters 
nach EI Salvador! Einstellung jeglicher Unter­
Slüuung für das Völkermordro:gime in San 
Salvador! Obernahme der Position der fran­
zösis(;hen und mexikanischen Regierung 
durch die Bundesregierung, die die Befrei­
ungsbewegung FDR/FMLN als repräsentative 
politische Kraft EI Salvadors anerkennen 
muß! 
Auch wird darauf orientiert, den Kaff«· 
import aus EI Salvador zu boykottieren und 
standessen Kaffee aus Nikaragua zu kaufen. 
AktionJhinweiK und umfangreiche Material· 
li,ren können bezogen werden über: 
• Antiimperiali.tisch~ Solidaritä ld,omitee 
rur A frika, As ien und Lateinamerika (ASK), 
~iainzer Landstr. 15,6000 Frankfurt I 
• Informationsbüro Nicaragua e.V., Fried· 
richstr. 10, 5600 Wuppertal I 
• Jn fO'l telk EI Salvador e,V., Siebengebirgs· 
allee 81,5000 Köln 41 
• Infoste lle Gua temala e.V., Maistr. 29, 
8000 München 2 

Südalrika·Boykott 

Die Forderung nach der Verhängung umfas· 
sender und bindender Sanktionen gegen 
Südafrika ist eine zentrale Orientierung der 
Südafrika·Solidaritätsbewegung in der Bun· 
desrepublik und weltweit. Dazu gehört die 
Aufforderung an die Bundesr .. gierung, sich 
den diesbezüglichen Bestrebungen in den Ver· 
eimen Nationen nicht länger zu widersenen, 
aber auch die Entwicklung vielraltiger Aktio· 
nen gegen diejenigen bundesdeutschen Kon· 
zern .. und Banken, die in Südafrika Niederlas· 
sungen unterhalt .. n und/oder das Apartheid­
regime direkt finanzieren. 
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DiU ASK hat dazu socben eine Broschürc mit 
dem Titel .,s:anktionen gegen Südafrika -
Tatsachen und Argum .. nte" herausgebracht . 
Ober die allgemeine Aktionsforderung nach 
Sanktionen gegen Südafrika hinaus, versu­
chen vtnchieden .. Gruppen, auch Aktivität .. n 
zu spczifilichen Sanktionsforderungcn zu ent­
wickeln: 
Die Anti·Apartheid·Bewcgung (Blücherstr. 
14, 55 Bonn 1) füh rt s.:it längerer Zeit einen 
Kriigemu>d· und B:ankenboykou durch. 
Die Evangel ische fra uenarbeit in Deutlich­
land (Unterlindau 80, 6000 frankfurt I) 
macht Aktionen unter dem Mono " Kauft 
keine F rilch tc aus Südafrika!". 
Die Aktionsgmppe Frcihdt für Nelson Man. 
dda (c/ o K. Schmidt, Altenbu~r Steige 20, 
7000 Stu ttgart 50) vertreibt Pos tkarten für 
die unver~ügliche Aufkündigung des Kultur­
abkommens der Bundesrepublik mit Süd· 
afrika. 

Chile-U-Soot-SoykoH 

Zu einer zentralen Aktionsorientierung der 
ChiIc·Solidaritiitsbewegung wurde in den len· 
ten zwei Jahren die Verhinderung des geplan­
t~n Exports von U-Booten durch die Kieler 
Howaldswerk" Deutsche Wnft (HDW) nach 
OIile. 
Einige dieser Aktivitäten sind dokumentiert 
in der Broschün: ,,2 Jahn: U·Boot·Bau fü r 
Chiles Faschi ~t"n in Kiel", die vom Chi le­
Arbeiukn:is, cfo Puml"', Haßstr. 22, 2'00 
Kid J, bezogen werden kann. 
Plakate, Aufkkber, lnformationsbrmehürcn 
und eine Mate riallistc können beim ASK an· 
gefordert werden. 
Für d .. n kommenden Sommer ruft u.a. die 
Koordiniation der chiknischen Linken in der 
BRD zur Teilnahme an einem In ternat ionalen 
Som mulager ,,Sal\'ador AUende" in Kid auf. 
Nähere Informationen bei: 
AK Chik·Solidaritäl, c/o D. Jordan, Sand· 
krug 28, 2300 Kid 14 

Aktionen gegen Watfenexporte 

Im Anschluß an den letzten BUKO hat sich 
eine Arbciugruppe gebildet, die in diesem 
Jahr verstärkt Kampagnen gegen die wachsen· 
den Riistungsexporte der Bundcsn:publik in 
die Dritte Welt durc:hHihren will. Darunter 
sind auch direkte Aktionen g.cgen wichtige 
Großwaffenherstcller und ·Export<,un: in der 
Bundesrepublik geplant. Die vorläufig.: Koor· 
dinationsadress<: dn Kampagne ist: 
Junge F. u ropa ischc Föderalisten, Berliner 
Platz 1,5300 Bonn l. 
Dort können auch Infonnationsmaterialien 
übn den Rüstungsexport bezogen w"rden. 
Oie o.:utsche Jugendpress., (djp) - Bund .. -s­
arbeitsgemeinschaft jugendeigener Zeitschrif­
ten e. V., Bonn hat ein Schwnpunktheft zum 
Thema Rüstungsexport her .. usgebr .. cht. Dit-se 
Jugendpress.:-Materialien, Nr. 5f198' sind 
erschiencn im: 
Klau farin & Han,.Jürgcn Zwingmann.v ...... 
lag, POJtfach 100 74 1, 4650 Gdscnkireh"n. 

BUKO-Pharma·Kampagne 

Die Pharma·Kampagne des Bundeskon­
gn-nes entwicklungspolitischer AktiollSgmp­
I"'n (BUKO) bietet Broschürcn und anden: 
Materialien zum Thema ,.Phannaindustrie 
und Dritte Weh" an. Eine Muerial liste kann 
bezogen werden bei: 
BUKO·Phannakampagne, cfo Dritte Welt 
Haus, August-Bebel·Str. 62, 4800 BieJefdd I. 
Vom 29.11. bis 4.12.1982 wurde eine l. Ak· 
tionswoche ?;um Thema dun:hgcHihrt; wei· 
tere sollen folgen. Ziel der Kampagne ist es, 
über die schädlich .. n Auswirkungen der ag· 
gressiven Werbung der Ph.armakonzerne, ihn: 
Geschiiftspraktiken und die von ihnen verur­
sacht<· Gesundlleitsgefahrdung der Bevölke· 
rung in der Dritten Welt zu infonnieren und 
dagege!> vorzugchen. 

Ausländerfeindlichkeit 

Gegen die wachs.:nde Ausländerfeindlichkeit 
in der Bundesrepublik hat di" internationale 
KinderhilfsorganiSation Terr" d<·s Homm~-s 

eine Kampagne gestartet. In Brosehürcn, auf 
flugblätto:-rn, Plakaten und weiteren Mat~'ria­

lien werden Ursache" für die gegenwärtig~ 
Ausländcrfeindlichkeit bdcucht~t sowie Ak· 
tion.vonchläg" "emacht. 
Broschiircn, Plakat" und Aufkleber u.a. gegen 
Ausländcrfeindlichk,·it kann man beziehen 
bei; 
T .. ne do; HOmme' Deutschland e.V., Post· 
fach 4126, 4500 Osnabriick. 
Mit einn Aktion "SOS aus d"m Ghetto" 
..... endet sich die In tereuengemeinschaft der 
mit Ausländern verheirateten deulKhcn 
Frauen (IAF) g~1!cn m'·nsch .... rcchlswidrig<·, 
ras.islische und familienfei"dlich~ Ausländ"r­
gcseLZc und -crliUS<:. Kontaktadressc: 
JA}', Mainur Landstr. 239-241,6000 Frank­
furt/~tain. 



Bundesrepublik - Nahost 

Zugenommen haben seit dem Libanonkrieg 
im Juni 1982 auch die Solidaritäuaktionen 
mit dem palästinemis.::hcn Volk. Seit August! 
September 1982 ruhrt das ASK eine PQlilir­
""naktion für die Anerkennung der PLO ah 
einzig legitim .. Vertretung des pallUtim:nsi­
sehen Volkes durch die Bundesregierung 
durch . Postkartenvordrucke und weitere 
Materialien zu der Aktion gibt es beim ASK. 

Türkei·Hilfe 

Wer sich ruf Akt;onen und InformationsmaIe­
rial Zur Türkei-Hilfe der ßundeuepublik in­
lerenieT! , kann sich an folgende Adressen 
wenden: 
• Initiative Solidarität mit Ikn Demokraten 
in tkr Türkei , e/o Siommel, -Postfach 
100.682,4100 Duisburg 1, sowie 
• Föderation Ikr türkischen Arbeilcr.'e rcine 
in der BRD (FIOEt'), Lich1m. 31, 4000 
Oüss~ldorf I . 
Eine ))okum~ntation uber ein Tribunal gcg~n 
Mord, t"olt~r und Unt~rdru.·kung in der 
Tiirkei und Türkisch·Kurdi~lan, das am 
23.4.1983 in Dui~burg naHfand. kann in 
Kiin:e bei d~r entgenannt~n Adre.s~ bezogen 
werden. 

Buchhinweise 

Ein umfass~nd~., allgcmdn'·entändlich g~. 
schri~b~nes Einfi.ihrun~buch zur bund~sdeut· 
sch~n Dril!~ ·\\'dt· und Emwicklu"~politik, 
das glcichz~itig d~n Anspriichen dn~r syst~m· 
kritischen Analy~ geniigen würde, gibt ~s bis· 
lang nich!. W~r sich uber di~ Beziehung~n der 
Bund~.repubhk zur DriH~n Welt informieren 
möchte, ist zunächst auf Darstellungen v~r· 
wiesen, die von den in diesem Politikbereich 
Verantwortlichen veröffentlicht wurden. 
Exemplarisch rur die Pos itio nen der etablier­
ten Bonnn Parte ien soll~n hier drei Titel die· 
ser Kategorie genannt werden: 
• R. orr .. rgdd, Entwicklung,hilfe. Aben· 
t.·uer odn Politik? Verlag Bonn Aktudl 
GmbH, S tutl l!art 1980 
• 11.·1). Gensehn, Oeuhchc Außenpolitik. 
Ausgcwihllt· Grondsatzrcdcn 19 75· 1980, 
V.·rlll8 Bonn Aktuell G mbH, Stutlilart 1981 
• J .G. Tod.·nhöfer, \\ach.lum Hir alle . Pla· 
do) ... rur d uc Internationak S<niak Markt· 
wirhchafl. Seewald Verlag, Stu ttgart 1976 
Es vc .. u:ht sICb, daß derartige Bücher weg<:n 
des Bcdurfnis-cs oUizic!lcr Entwicklun~poli· 
tiker nach effektvoller Sdbstdal'$tcllung nur 
\'on sehr begrenzter :uulytischcr Brauchbar· 
k~it sind. Einen Schritt weiter g<:hen hi<:r 
zwei einruhrcndc Darstellungen, di~ s;<;h vor 
alkm um ~itle systematische und problem· 
ori.·uti.-rte Analyse de r Träger, Instrum~nte 
und Liek dn bundesdeucj(;h~n Außen· bzw. 
tmwit;klung'ipolitik bemuhen: 
• F.R. Pfcuc h, Einflihrung in di,· Außcnl>oli· 
tik OCr BundurCJ.lublik O,·uI5chland. Eine 
.)·ucmaciJch·thcorctisch<: Grundkgunl!, Wnt· 
d.·ut..cher Vo:rlag, Opladen 1981 
• D. K.·b)chull u .a., Entwicklung'llolitik. 
};int· Einftihrung (3 .. ,erlxsscrt.· und crwci· 
tt·rt .· Auflage), W .. S1d.·ut~ch.-r V.·rlag. OVla· 
dc n 1976 
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Beide verbleiben jedoch im Rahmen e'nes 
konventionellen politik· bzw. wirtschaftswis· 
sen.chaftlichen Ansatzes. 
Aus unters."hiedlicher Sicht, aber mit er.pli~it 
kritische m Ansproch, befassen sich die vier 
folgenden Titel mit der Dritte·Welt· und Ent· 
wicklun~polilik der BundeSlepublik: 
• K. ßodemu, Entwicklun~hilfe - Politik 
für wen? Ideologie und Vergabepraxis der 
deUtlichen Entwicklungshilfe in der ersten 
Dekade, Weltforom Verlag, München 1974 
• iz3w (Hrsg.), Entwicklungspolitik - Hilfe 
oder Auslxutung? Die enIWicklungspoliti· 
sehe P ... xi~ der BRD und ihre wirtschaftli· 
chen lIinkIllründe, Freiburg 1978 
• AI6flMSF (Hng.), Neokolonialismus de r 
BRD und a nliimperia li stischer Befreiung,· 
kampf, Verlag Marxisti,ch~ ßlatkr, Frank· 
furl1979 
• Handel + Hilfe '" frieden? Oie Bunde.· 
republik in de r Dritten Welt (= Frieden ... na· 
lysen 1~), edition suhrkamp .• ·rankfurt 1982 
Wlihrend K. Bodemer die bislang umfa~· 
sendste Analyse der Bonner Entwickl ungs· 
politik in deI Periode des Kalten Krieges vor· 
g<:lcgt hat, erbringen die iz3w·Autoren den 
Nachweis, daß die Entwicklungshilfe beson· 
ders stark von wirtKhaft lichen Interessen be· 
stimmt wird. Die AlB!IMSF·Wröffentli· 
chung behandelt das Thema demgegenüber in 
dem umfassenderen Zusammenhang von Kri· 
tik und Analyse des westdeutschen Neokolo· 
nialismus insgesamt. Dabei kommen auch 
Vertreter von Befreiungsbew .. gungen und 
progressiven Parteien aus der Entwicklun~· 

wenig analysiert worden. Umso begrüßens· 
werter ist Ci. daß die Sozialwissemchaftliche 
StudiengesellschBft Münster kurze Zt"it nach 
dem Amtsantritt der KohlfG .. nscher·Koali· 
tion ein Schwerpunktheft tu dies .. m Thema 
vorgelegt hat: 
• Kons.-rva tive Entwicklungspolitik, htmo. 
Studien zu Zentralamcrika, Nr. 3·4! .... bruar 
1983 
Die sozialdemokratische Entwicklungspolitik 
ist demg<:genüber in den letzten Jahren in be· 
trächtlichem Maße zum Gegenstand kriti· 
scher Analyse geworden. Die bisher umfas· 
sendste Untersuchung 3m Beispiel Latein· 
amerika hierzu ist ersch ienen, kurz bevor die 
soziaUib .. rale Koalition geStürzl wurde: 
• FDCL (Hng.), Sozialdemokratie und 
Latdnamerika, Verlag t·orschungs· und 
Dokume ntationnentrom Chile·Lateinameri­
ka., Wen·Berlin 1982 
Zur Untenuchung der Rüstungscxportpolitik 
der Bunde,republik in die Dritte Weh sind 
die empiri,ch besten Beiträge bislang vom 
Hamburger Arbeitskrei. "Rüstung und Unter· 
entwicklung" beigesteuert worden. Die letzte 
Studie aus diesem Kreis in: 
• U. AlbrechtfP. LacklH. Wulf, Mit Rüstung 
gellen Arbeitslosigkeit?, rororo-aktuell, Rein · 
Ixk 1982 
Ein Zentralgebiet neokolonialer Durchdrin· 
gung der Entwicklungsländer ist nicht zuletzt 
die Expansion der bundesdcutschen Multis. 
Zum Standardwerk der neuen TendelUen im 
Internationalisierungsprozeß des Kapitals ist 
ilUwischen die Stamberger Studie geworden: 

Sozlald_ratie 
und 
I..atel""merlka 

-­.---------------------------
wdt zu Wort. In Band 15 der "Friedcnsana· 
lysen" wird dic Drinc·Welt·Politik vor allem 
unter der Fragestellung analysiut, inwieweit 
sie den '·on ihr .dbst erhobtn<:n Ansprli<:.hcn 
und deklamatorischen Ziden in der Pr.!xi. ge· 
recht wird. Der B6nd enthält u.a. sehr infor· 

mat;v~ Beitrage zur Politik d~r Bundesrcpu· 
blik gcgtnüb<:r Namibia, dem Nahen Onen, 
auf "Nord·Sud"·Konferenz<:n und zur Ent· 
wicklungshilfcpolitik im engeren Sinne. 
Untcr der gleichen Fragestellung wird EilUd· 
aspekten der Bonner Dritte·Welt·Politik n .. ch· 
gegangen In: 

• H. BJcy/R. Teulaff (Hrsg.), Afrika und 
Bo nn. Ver.au nll1isse und Zwängc deuucher 
Afrika·Politik, rororo·aktudl, R~inbek 1978 
• Bundesrt'],ubLik und Neuc WdtwirUchafu· 
o rdnung. disku ~. Bremer Beiträge ~u Wissen· 
",hart und G<:st:lIschaft. Nr. 3/Augun 1980 
Di.· En\wi~klutJl!spolilik der CDU ist bislang 
von der SolidaritälSbewegung "icherlieh zu 

• .. . Fröhel! H. Krcye/J. lieinrichs, Die neue 
internationale Arbeil5teilung. Strukturelle 
Arbeitslosigkeit in den Industrieländern und 
di~ Industria li sie rung der Entwk klungslän· 
du, rororo·aktu~ll, Reinbek 1977 
Soeben in eine weitere Arbeit erschi<:nen, die 
die bei Fröbcl U.lI. aufgeworfenen Fragen kri· 
tisch überprüft und nach den KonsequelUen 
fiir die Gewerkschaftspolitik in den ent· 
wickelten kapitalinischen Metropolen fragt. 
Es handelt sich um: 
• S. t' ohrhcck, Gewerklchaften und ne ue in· 
ternationale Arbeitsteilung, Verlag breiten· 
b<>ch Publi ~hus, Saarbriic kcn 1982 

Es war In diesem Rahmen nicht mehr mög· 
lich, als unvollständige Hinweise auf teils 
19"und~ätzlich wichtige, teih einführend .. Dar· 
stellungen:zu geben. Weitergehende Literatur· 
hinweise sind jedoch in fast aUen der hit. 
kun. vorgesteilten Titel enthalten. 

51 



1933 Die Nazis an der Macht 1983 50 Jahre danach 

Ir_ HIJbnef 
Unser Widerstand 
236S,kal1,19,80DM' 

AItmann u, a, 
Der~an\If~ 
w .......... 
344 S,lMn. m Sc:hutzt.mIchI, 42,-DM' 

B,,",...., F __ _ 

388 S. kart., 18.- DM' 

BrunoApitz 
Nackt unter 

WMen 

8runo~tz 
NIICkI unler Wöllen 
438S_.leInen,14,80DM· 

-- - \ -_.-

- EmW Car19bach Helnz 8rtidigam 
Faschismus an der Macht 
280S"kart., 19,80 DM , 

H,\l&f W81 kein Be1rlebsunlall 
152 5" llaI1 , ",-DM' 

Jurgerl SchIaios 
Hlllel1eoenden 
485_, OIN A4, kart., 8.80 DM ' 

Bücher zum Thema 

ru 
Röderberg -Verlag 

Postfach 4129 

6000 Frankfurt am Main 1 

Gorlu- Welsenb(lm 
Der lIIut101M Aufstand 
4465, kal1 .20,- DM' 

Woltgang LangOotl 
DIe Moorsoklate<l • 
324 S .. I-iardcoYef. 19,800+.1 ' 

HO'., .. ..., 
Frauen Im d8utachen 
WIdersIand 1933-1945 
2605 1laI1 .. 18.-OM· 

Paul Zech 
Deutschland. dein Unzer 
Ist dEM- Tod 
512 S. leinen, 23,- DM' 

Uwe Naumam IHr$g) 
I.kb 
180 5" Lein, m, Sch~ 

ca 18,-DM;:-" -----;:==::-1 

Flitz Bmgmam KZ_ 
IS.S"kan.,10,-OM' 

Fania Fenelolf 
1).,. M.ddttn­
ort:~ell'er in 

Fanl-a F9neion 
Das MildchellOfcheslef 
In AuschwitZ 
264 5_, kM, 19,80 DM' 



Ivesa Lübben-Pistofidis 

35 Jahre Israel 
im Zeichen der Eroberungen 

Ab der ente isradiJchc Ministerpräsident, David Ben Cu­
rion, am 14. Mai J 948 in Tel Aviv die Unabhängigkeitscrklä­
rung IsrJ.ds verlas, fehlte in dem Dokument jegliche: Defini· 
tion der Grenzen des neuen Staates: "Nichts verpnichlci 
uns sie festzulegen. eine Nation, die ihre Unabhängigkeit 
erklärt, muß ihre Grenzen nicht definieren. Wif sollten 
nichts über sie sagen. weil Wif nicht wissen, wo sie verlaufen 
werden."l 
Tatsächlich hatten die nun regierend<'ß ZionistcnfUhrer den 
Teilungsplan der Vereinten Nationen vom Jahr 1947, der 
die Gli.indung eines judilch-isradischcn und eines arabisch­
palästinclIsischen Staates in dem vormaligen britischen Man­
datsgebiet Palästina vorsah, nie wirklich akzeptiert. Ihre Zu­
.stimmung war taktischer NalUr, "denn der U1\O-Plan war 
rur sie der Schluuel zu Ilaira und Lydda, wie die spätere 
Premierministerin Golda Meir eingestand"_ 2 

Die Zionisten wollten dnenjudischen Slaat in ganz Palästina 
und die Extremisten unter ihnen strebten nach einem Groß­
israel im Sinne Davids und Salomons unUr Einschluß der 
Sinai-Halbinsel, großer Teile: Syriens, vom Mittelmeer bis .mr 
Ostgrenze Jordaniens, wie es der BegrUnder des politischen 
Zioni.smus, Theodor lIerzl, schon in seinen Tagebüchern be, 
schrieben hatte, 3 

Schon vor der Proklamation des Staates Israd hatte die zio­
nistische Armee Haganah fast ganz Galiläa eingellommen. 
das nach dem UN-Teilullgsplan dem palästinensischen Tei[­
staat zufallen sollte_ Am 9. April 1948 hatten Kommandos 
der Terrororganisation Irgun. die unter dem Kommando des 
heutigen Premierministers Menachim Begin stand. ein Massa­
ker unter der Bevölkerung des arabischen Dorfes Ddr Yassin 
verübt, womit sie eine r.lauennucht der arabischen Bevölke­
rung Palästinas auslösten. 

Menachim Begin spater: "Das Massaker war nicht nur ge­
rechtfertigt, sondern I'S wurdl' ohne den 'Sieg' von Ddr Yas· 
sin keinen Staat Israd g~·ben ... 4 

GTÜndungszid Großisrac:l 

T.usächlich ist die Geschichu Israels gepr.igt von Erobe­
rungskriegen gegen seine .lTabischen ~achbarn. rur die im­
mer das Argument einer arabisc;:hen Bedrohung herhalten 
mußte. Aber nicht die arabischen Staaten sperrten sich ge­
gen eine Friedensregdung im ~ahen Osten, sondern die Zio­
nisten selbst aU5 der Berlirehtung herau5, daß Vorwände für 
erneute Eroberungsz~e Israds entfallen könntt·n. 
Schon 1955 hatte Ägyptens Gamal Abdcl Nasser signalisiert, 
daß er zu einer Ko('xistenz mit Israel unter bestirnmten Be· 
dingungen bereit sei. Die Antwort war ein postwendender 
israelischer überfall auf einen agyptischl'll l\Iililärposten und 
der Plan D. Ben Gurions, d~'n Gaza-Strcifen zu besetzen,5 
Ein Jahr später uberfid die israelische Armee im Sue:ärieg, 
geml'insam mit Großbritannien und Frankreich. das Ägyp. 
ten der freien Offiziere. 

Im Blitzkrieg vom Juni 1967 nahm !srad sLhließlich niLht 
nur deli Gaza-Strcift'n und die bis dahin von Jordanien ver­
waltete Westbank (Westjord.mgebiet) und Ostjerusalcm in 
Besit.t, sondern auth die fruchtbaren syrischen Golanhöhen 
und die Sin<li,l1albinscl. 
Aber die strategischen Ambiliolu'n der .:ionistisch.·n I'uhn:r 
gehen noch "eiter. I.war raunnen die isr.iclischen Truppen 
im April 1982. als Folge der Separat\'crträge von C.1Il1p Ua· 
vid (mit Agypten und den US.\ im Sl'ptember ~97M und 
Mär.: 1979) die Sin;ti lIalbinsd. ;tber nur. um freie Hand rur 
ein anderes KrieKUbl·llteut·r.:u holben, rur die seit 1975.76 
sletiK OIusgewl'itete isr;tdische Intef"\entioll im Libanon_ 
Dics gt·schilh mit (km Lid der I.erschlagung der P.ilästinen· 
sisehen Bdreiung~oJ);ani5atioll (I'LO) als dem Kriu;J.llisa­
tionspunkt des palastinensischt'n Widerslande~. womit au<:h 
die politischen Voraussetzungen g(·sc.:haff<:n werden 50llten 
.tur Annexion der Wl'Stbank und des Gaza-Streifens sOI,ie 
I.ur t\nn.·xion des \\,'S$('rrdehl'n Südlib.inoll. 
Bereiu 1954 hall.' der damalig<' Armee-Ob.·rbdehlshaber 
Moshe Day.m mit L'nterstut.:ung D. Ben Gurions eim'n Plan 
.tur Allllexioll des Sudlibanoll entwickdt. .. ~a(h s~'iner 

(Dayalls) r.lc:illung sei es eindg und allein notwendig. ('incn 
Offizkr. vidkidll SOg:'T t"in('n '\Iajor zu finden. Wir sollten 
elltwedl'r sl·in ller.: g<'I\ißlll"n oder ihn mit Geld kaufen, um 
seille Zustimmung .tu ('rlangell. daß er sich sdbst zum Retter 
d('r maronit ischen (dllistlidH'n: d. Red.) Bevö[knung aus· 
ruft. O.mn wird die isr<!disehe Arm~e in den Libanon ein-
1l1.iTschi\·n'/I. d<!s notw~ndig" Gd)iet beset.:en und ein christ­
liches ReKime eins~'t.ten. d<!s sich mit Israel verbünden wird. 
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Das Gebiet südlich des Litani-ftusses wird Israel völlig ein­
verleibt werden und altes wäre in Ordnung--, erinnerte sich 
der damalige Premierminister Moshe Sharett in seinen Tage­
büchern_ 6 
Vier Monate vor Beginn des barbarischen Libanonfe:!dzuges 
vom juni-August 1982 erschien in der Zeitung Kivum, dem 
offiziellen Sprachrohr der zionistischen Weltorganisation, 
ein von dnem Oded Yinon verfaßter Artikel unter dem 
Tite:!: "Eine Strategie für Israe:! in den 80er jahren--, der den 
detaillierten Nahostplan des seit 1977 amtierenden Begin­
Regimes widerspiegelt_ Kurt <l:u\'or hatte Verteidigungsmini­
ster Aricl Seharon in einer Rede am Institut rur strategische 
Studien in Tel Aviv die nach ihm benannte Doktrin darge­
legt, dcrzufolge Israels Interessensphäre in den 80er jahren 
nicht mehr auf den Nahen Osten tU begrenzen sei. Sie müne 
sich vielmehr über gan<l: Nord- und Zentratafrika, die Türkei, 
den Iran his nach I'akistdn erstrecken_ 
Vorrangige Ziele in dem von Oded Yinon zu I'apier gebrach­
ten Plan ist die Wieclereroberung des Sinai und die langfristi­
ge Auflösung sämtlicher heute bestehender arabischer Staa­
ten und ihre Aufsplillerung in kleine Staatsgebilde entspre­
chend religiöser und ethnischer Kriterien, denen gegenüber 
Israel die Rolle einer regionalen Supermacht einnehmen 
könne_ 
"Der Verlust der Ölfelder im Golf \-on Suet infolge des 
Jo'riedensvcrtrages mit Agyptcn'-_ so schreibt 0_ Yinon, "und 
der Verlust des ungeheuren Potentials an öl, Gas und ~Iinc­
raUen auf der lIalbinsel Sinai wird uns schon in naher Zu­
kunft einen Energkengpaß t'inbringen und unsere einheimi­
sche Wirtschaft zeniitten, weil ein Vkrtel unseres Brutto­
sozialproduktes und ein DrilleI des St,latshaushJ.ltes l:um 
Kauf VOll I. rdöl verwendet wird_._ Die Rückgewinnung der 
Halbinsel Sinai Init ihren unmittelbaren und potelltiellen 
Rohstoffqucllcn ist deshalb schOll ht'ute cin politisches Zid 
allerersten Ranges, dessen Verwirklichung duTth di(' Abma­
chungen von Camp David und durch dit- Friedens\'erträge 
mit Ägypten behindert wird_ -'7 
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Der Verfasser rät von ciner direkten milit~irischell Konfron­
tation mit .'\gypten zur Rückeroberung des Sinai ab_ Seine 
Alternative: _,f'igypten territorial in gt-trenntc geographische 
Buirke auseinanderJ.ubreehen, ist in den 80er jahren das 
politiSChe Ziel Israels an seiner Weslfront."a Der Sinai 
würde so gesehen Israel wie ein<:: reife Frucht in die lIände 
fallen_ 
.-\n der ,_Ostfront-' solllsrad J.unächst UdS sdne dazu beitra­
gcn, daß der Libanon in 5 Teilstaaten zernillt_ Dds "ist der 
I'rih,edenJ.fall rur die gesamte drabiselte Welt, dnschließlich 
Ägyptens, Syriens_ des Irak und der Arabischen Halbinsel. 
Die spätere AuOösung Syriens und des Irak in ethnisch oder 
religiös einheitliche Gl'biete n,lch dem Vorbild des Libanon 
ist Isrdeh tmgfrinigl-s l-lituptticl an der Ostfront, während 
die Z,-rschlagung der ~1iIiUlTmacht dicser Staaten das heu­
tigc, kurtfristiKe Ziel i$I.--9 

Schon heute ist Israd im Libanon dahci, Sc-in Kornept in die 
Tat umtusett:t:n_ 
Im östlidl von Bcirut gckgcnell Schufgebirgt> spielen die 
isrdelischen BI-salzeT drusische Milil:en und I'h"langistcll ge­
geneinander aus_ um jeden möglichen nationalen Konst'ns 
zwischc-n den libanesischen Kräften zu verhindern_ Dcr im 
Sold Tel Avivs steht'nde Major lIaddad konnte untcr dem 
Schutt der israt"lisehen Armee das \'on ihm kontrolliertc 
Südgebiet intwischen auf 1/4 des Territoriums des Libanon 
ausdehm'n_ 
Der Aufbau von Dorftigen im Südlibanon, dit- Vorbereitung 
einer umfassendcn Volkszählung unu ul-r Bq;innn der Um­
kitung dl-s Wasscr$ dcs LiI,lIli-Jo"luss('s nach Nordisrael sind 
weiteH- Inditkn dafUr, daß sich Israel auf eine längl-re Reut­
l:unl>:stdt einrkhtet. 
In dCII SI-it O"J.ember 1982 laufendl'n Vc-rh:tndlungc'n J.\li­
schell [srad_ Lib'lIlun und den USA üb(-r einen möglidl('n 
RückJ.ug dl-r tn,'asionnruppen besteht die israelische Dele­
gation erstcns auf dem Abschluß eines formalen hit-dells-
vertrages mit dem Xachbarland obwohl si(' gnl<tu l\eiß_ 
daß dies dt'r libam:sisdwn Rcgicrung unmojl;lkh ist. da si(' 
sich dadurch sowohl [Jolitisch wie wirtschaftlich von der 
.. rabischen Wt'lt isolieren wünk_ Z"dtl-ns b'-Sldll sie auf 
d(-m fr";"1\ Zug,mg isr"diseher Wah-n J.um libanesisch .. n 
:'.larkt_ wvruntl-r die lib"lle~bchc L:IIIUI\irtschaft "'<,gen ih­
rcr lIi.-drigt-f(-n l'roduktiv!t," schr tU kiden halle_ 
turn dritteil bestc-ht sie auf einer direktl-n militärisl:hcn 
I' räsenJ. im Südlib:mon, Diesbeoruglich fordert Israel dic Intl' -



grat ion seiner 5. Kolonne, nämlich der Haddad-~lililen, in 
die reguläre libanesische Armee und die Beibehaltung eige­
ner Beobachtun~sposten im I.ibanon. Das würde aber 
zwangsläufig eine ausgedehllIe milit;i.rische Aktivität nach 
sich ... iehen . 

Mit dieser verhärteten Haltung begibt sich Israel aber auch 
in Widerspruch lU dt""n Vereinigten Staaten, die ihrerseits 
möglichst bald die Fruchte aus den "eränderten Kräftever­
hältnissen im Nahen Osten ziehen möchten. 
Die USA zichen eine direkte Kontrolle über den Libanon 
einer indirekt\'n Kontrolle uber ihren eigenwilligen Verbun· 
deten Isracl vor. So hat denn US- I'r.lsident Reagan \'orge­
Schlagen. neben den US-Kontingenten der seit September 
1982 in Beirut stationierten multinationalen Truppe (über 
4.000 Mann) auch im Süd libanon US·Einheiten ... u stationie­
ren. Er tat dies unter dem Vorwand, die USA wollten so die 
isradische Nordgren ... e sichern, was VOll der Regierung Begin 
vehcment luriickgewiesen wurde, 
Schon jctzt hestehen enge militärische Beziehungen lwi· 
schl'n der ncuen lihanesis\hcn Regierung unter Präsident Ge· 
maycl und der Reagan-Administration. Diese hat umfang. 
rekhe AusbildulI~s, und Ausrustun~shiJfe zum Wicdt""raufbau 
der libanesischen Armee wgesagt und langst US-Offiziere als 
Ausbilder \"orort im Einsatz. Von diesem Wiederaufbau re­
gulärer Strt'itkräfte del Libanon, die nach den Vorstellungen 
des Pentagon eine Truppenstärke von 60.000 bis 100.000 
Mann erreilhen sollen, \icr~prkht man sich in Washington 
ein starkes 80llwerk für US-.unerikanischt, Intercssen im 
i'o'ahen 05\(-n. 
Dit, Nr:v. York Timu unterstreicht, dilß der !.ibanon zu ei· 
nem Symbol rUf die GI.lubhilftigkeit der USA im i\ahcll 
Osten ge\\orden Lst. Lnd ~ic hcrurchtet, daß ein .tu langes 
Ilinilus.tOgern der isr,,-elis<:h-liLilucsiRh-ilmerikanischen Gt'­
sprätht, .. denen in die Bande arbeilcli könnte. die das Land 
lIt'teilt sehen möchtell und damit die US-Positionen in der 
galll.en Rt,,,ion untcrminicrcn."lO 
War [sr"el Ln d\'n 50l."r und 60er Jahrl." noch der einlige 
bedl."utendt· VLThiimlete der USA im Nahen Osten, so setzte 
spiit"st"ns II,,-ch dt'r dr"stis\:htn t:rhöhulLg des Olpreis\:s 
durch dk ar.tbischen I.änder (1973/74) und infolgc der An· 
Ichnung Alo'pI l'ns an dt'n Westen eint, Anpassun)! der US­
StrateKie in der Region r:in untn Beibehaltung der vorr,lII­
gi)!en milit.lrstraH·)!ischen Alliant L:SA-Isracl (siehe dazu 
ausfuhrlieh : A 111 I I-I 2/ 1982, S. 4-10). 

Die sich daraul ergebenden Schlußfolgerungen für die Nah­
ostpolitik der USA beschrieb der ehemalige US-Außenmini­
Ster Henry Kissinger auf einem Geheimtreffen mit Führern 
jüdischer Organisationen 10: " Israel muß stark sein, aber 
Israels Stärke allein .. erhindert nicht die Ausbreitung des 
Kommunismus in dcr arabischen Wdt, Dic beste Verteidi­
gung liegt in dcr Stärkung der gemäßigten arabischen Regie­
rungen ... Es ist leicht zu behaupten, daß die israelischen und 
US-amerikanischen IntereJ5Cn identisch sind, aber es ist 
nicht so. Oie USA haben ein Interesse am Uberleben Israels, 
aber wir haben auch ein Interesse an 130 Millionen Arabern, 
dic auf den Wdtölrcserven sitlen,"ll 

Ein weiterer Dissenspunkt zwischen der Regierung Begin 
und der Reagan-AdminiUration ist die Zukunft der besetz­
ten palästinensischen Gebiete. 
Zwar sind auch die USA gegell die Griindung eines unabhän· 
gigr:n paläslinensischen Staates und lehnen genauso wie Is­
rael die Anerkennung der PLO als alleinigen Vertreter des 
palästinensischen Volkes ab. Doch favorisiert WashingIon im 
Gegensatz zur komer\'ativen Likud-Regierung cine Angliede­
rung der West bank und des Gala·Streifens an J ordanien. 
[n seincm 8·Punkte·Plan vom I. September 1982 (Wortlaut 
in: AlB 11 -12/ 1982, S.6) forderte' Präsident Reagan explizit 
cinen Siedlungsstopp in den bcsetzten Gebieten, denn die 
tionisti5che Siedlungu.itigkeit stellte bisher ein Haupthin­
dernis für die Einbeziehung der reaktionärt'n arabischcn 
Staaten in einen von den USA diktierten "Frieden im Nahen 
Osten" dar. Insbesondere macht es die Siedlungstätigkeit 
unmöglich, Jord.lniens Königsh,u.lS rur einen Separat frieden 
a la Camp David zu gewinnen. 
Menachim Begin wies die Forderung Ronald Reagans unmit­
tclbar nach Verkundigung des 8-Punkte-Plans des Präsiden­
ten schroff lunick und betonte noch einmal, daß seiner Mei­
nunK nach die Westbank Teil Israels sei, also auch nicht 
VerhamllunKsKegemtand sein könne . Seitd..:m wird das 8e­
siedlunKsproKramm forciert durchgeführt. 
Anf.tnK November 1982 kündiKte die israelische Regierung 
deli Haubeginn von 20 neuen Sied lungen als Teil der von der 
zion istischl'll Wdtorganisation projektierten 35 neuen Sied­
lungen an. 12 Bis Mill": 1983 sollen 6.000 neue Wohneinhei­
ten ellUtehen und di<:" Z:.hl der israelischen Siedler mehr als 
verdoppelt wt·rden. 
[kr stellvertretende Landwiruchaftsminister Dekel, veran t­
wortlich rur di..: SiedlungstätiKkcil in den beset~ten Gebie· 
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ten, weist in Anspielung auf die innenpolitischen Auseinan­
dersetzungen infolge der Räumung der Si na i-Siedlung Yamit 
(vom April 1982) darauf hin, daß schon jetzt 25.000 Israelis 
in der Westbank leben. "Dies ist schon viel besser, a ls wenn 
wir sie (die Westbank; d. VerL) evakuieren müßten. Aber es 
ist noch nicht genug. Wir müssen 100.000 erreichen. Wenn 
wir erst die Anzahl von 100.000 erreicht haben, wird es 
nicht mehr möglich sein, selbst wenn d ie Opposition an d ie 
Macht kommen so ll te, Teile des Staates Israel arabischer 
Oberhoheit zu überlassen und dadurch unsere Nation und 
unser Land zu gerah rden."13 
Im Gegensatz zu den bisherigen landwirtschaftlichen Sied­
lungen sollen die meisten der neuen Siedlungen städtisch,m 
Charakter haben, manche rur 30.000 bis 50.000 Einwohner. 
Die wichtigste Zielgruppe sind nicht mehr religiöse Eiferer, 
die zu vermeint lichen Quellen des judentums zu ruck kehren 
wollen. j etzt umwirb( die Regierung Begin Mittelklasse­
Israelis, die ih ren Arbeitsplatz in Tel Aviv oder jerusalem 
haben, die sich aber au fgrund dcr hohen Grundstücks· und 
Baupre ise in Israel den Traum vom Eigenheim nicht verwirk­
lichen können. Sie so llen vornehmlich Neusiedler in der 
Westbank werden. 
Dank niedriger Bodenpreise, zinsgünstiger Hypotheken und 
Kredite und großzügiger finanzi eller Unterstützung - die 
israelische Regierung hat allein rur die nächsten [·2 jahre 
610 Mio Dollar veranschlagt - kosten ein Eigenheim oder 
eine Eig~ntumswohnung in den neuen Städten Ariel, Maaleh 
Adonim, Nofim oder Efrat nur 1/3 bis 1/2 von dem, was 
man in Tel Aviv oder j erusalem bezahlen müßte. 
Diese Schlafstädte haben eigene Schulen und Krankenhäu­
ser, eigene Läden, in denen hebräisch gesprochen wird. Sie 
sind durch Schnellstraßen direkt mit Tel Aviv und jerusalem 
verbunden, so daß ihre Bewohner in keinerlei Weise mit 
ihrer arabischen Umwelt in Beriihrung kommen. 

Die arabischen Dörfer werden durch die neuen Siedlungen 
und das Straßennetz zunehmend umzingelt, die arabischen 
Siedlungsgebiete zerstückelt. Die palästinemischen Bauern 
w~rden durch die fortschreitenden Enteignungen sySiema­
tisch ihrer Exi5lenzgrund lage beraubt. Schon jetzt müssen 
sich 70.000 von ihnen in !srad verdingen. 
Der zionistische Staat greift bei der Landenteignung auf Be­
stimmungen des osmanischen Reiches zu ruck, nach denen 
das meiste Land Eigentum des Staates ist, aber p rivatwirt­
schartlich genutzt wird, wobei das Nutzungsr~cht vererbbar 
ist. Nach der Besetzung von 1967 erklärte sich nun die Be­
satzungsmacht zum Rechtsnachfolger des Sultans und mach­
te sich damit selbst zum Erben des osmanischen Grundbesit­
zes. 
40% des Bodens wird bereits von den Israelis kontrolliert 
und in Zukunft soll dieser Anteil auf 55·60% steigen. Auch 
die Brunnen, die zur Bewässerung des Bodens lebensnotwen­
dig sind, werden mehr und mehr israelischer Kontrolle un­
terstellt. 80% der Wasserquellen sind bereits in den Händen 
der Besatzungsmaeht. 14 

Sit:dlungsplan : 100.000 Israelis in die Westbank 

Schon jetzt gibt es zwei parallele, voneinander unabhängige 
Verwahungsstrukturen in der Westbank. Die israelischen 
Siedler zahlen dieselben Steuern und Versicherungsbeiträge 
wie in Israel. Sie unterliegen israelischer Rechtsprechung 
und ihre sozialen, kulture llen und Bildungseinrichtungen 
u nterstehen di rekt den entsprechenden israelischen Min iste­
rien, während die Rechte der palästinensischen Bevölkerung 
durch Tausende von Kriegsrechtsbestimmungen einge­
schränkt wurden und sie rechtlos der Willkür der Besat­
zungsmacht ausgeliefert sind. 
Durch die fortdauernde Inbesitznahme palästinensisehen 
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Bodens und durch die Ausdehnung israelischen Rech ts auf 
die israelischen Siedlungen sollen Konnikte mit der Welt­
öffentlichkeit vermieden werden, die eine formelle .. \nne­
xion der beseo:ten Gebiete nach sich ziehen würde. Die f:!.k­
tische Annexion schreitet währenddessen weiter voran ein 
Weg, der mit der Annexion Ostjerusalems und der Golan­
Höhen 1980/8 1 vorgezeichnet wurde (siche AI B 10/1980 
und 2/1982). 

Auch die im Parlament zweitstärkste Kraft, die oppositio­
nelle sozialdemokratische Arbeiterpartei (Regierungspartei 
von 1948-77) hat sich der Siedlungspolitik der Likud-Regie­
rung nie widersetzt. 
Kein Wunder, denn sie selbst halte bereits kun nach dem 
junikrieg 1967 den jüdisch~n ~ationalfonds zum Kaufvon 
Land in den besetzten Gebieten ermächtigt. Außerdem ließ 
damals die Regierung Eshkol ein ganzes Netz \'on Wehrsied­
lungen entlang des jordan und die Wohnsiedlung Krar 
Etzion südlich von jerusalem bauen ~ aus vorgeblichen 
.. Sicherhei tsgriinden , .. 
Spätestens seit der Legalisierung der wilden Siedlung reli­
giös-fanatischer juden der Gusch-Emunim in Kiryat Arba 
bei I lebron im j ahr 1968 wurde dcutlich, daß auch die israe­
lische Sozialdemokrati~ im I'rinzip hinter der judaisierung 
der Westbank steht. Denn rur Kiryat Arba konnten keine 
Grunde außer religiösen geltend gemacht werden. 
Der Führer der Arbeiterpartei, Shiffion Peres, propagiert 
heute zwar einen territorialen Kompromiß mit j ordanien. 
Doch lehnt er ähnlich vehement wie die Likud-Regierung 
die Anerkennung der nationalen Reehte des palästincnsi­
sehen Volkes, sein Recht auf e inen eigenen Staat und die 
Anerkennung der PLO ab. 
Auch rur S. Peres steht weder die Rückgabe der Golan­
Höhen noch die OSljerusalems zur Debatte, auch im Rah­
men einer globalen Friedensregelung mit den arabischen 
Nachbarstaaten nich t. Ein territorialer Kompromiß mitjor­
danien, wie die Arbeiterpartei ihn fordert , bedeutet duch 
nicht den Rückzug der israelischen Truppen aus den besetz­
ten Gebieten. Territorialer Kompromiß bedeutet rur sie, daß 
Israel die Souveränität üher die Siedlungen in der jordan­
senke, um jerusalem und im Etzion Block behält und daß 
die verbleibenden arabischen Enk l"ven entmilitarisiert und 
jordanischer Verwaltung unterstellt werden. Sicherheitsgren­
ze Israels soll aber lVeiter der jordan bleiben. 
Dic Arbeitcrpartei ist all~in aus einem Grund gegen die An­
nexion: Sie befürchtet, daß der hohe Anteil der arabischen 
Bevölkerung in der Westbank und dem Gaza-Streifen den 
jüdischen Charakter Israels bei einer vollständigen Annexion 
in Frage stellen könnte. Die dichtbesiedehen palästinensi­
sehen Gebiete um Ramallah, Nablus und jenin im Norden 
und um Bethlehem und Hebron im Süden der Westbank 
sollen nach den Vorstellungen der Arbeiterpartei zu nichts 
anderem als Bantustans inmitten eines Großisrael degradiert 
werden. 
Während des Libanonkrieges 1982 hatten sich die Sozial­
demokraten im Parlament anf:inglich hinter die Kriegsruh­
rung der Regierung Begin gestellt ("Sicherheitszone von 
40 km"). Ungeachtet dessen ..... urden die israelische öffent­
lichkei t und weite jüdische Kreise in aller Weh aufgerüttelt 
von den Greueltaten, die im Juni-September 1982 in ihrem 
Nanlen auf libanesischem Boden verübt wurden. 
O:e ersten Protestmanifestat ionen kamen im juni/juJi 1982 
von der im I'arlament vertretenen Demokratischen Front ­
Cli ADASCH ( Bündnis von Kommunistischer Partei, Black 
Panthern u.a. Lin kskräften) und auf außerparlamentarischer 
Ebene durch die Initiative des "Komitees gegen den Krieg 
im Libanon" (der CHADASCIi nahestehend) zustande. An­
gesichts des israelischen Bomben kriegs gegen das belagerte 
Beirut weiteten sich die Protestaktionen im juli-September 
1982 rasant aus. 



Besonders viele Überlebende des Nazi-Terrors ftihlten sich 
an die eigenen schrecklichen Erfahrungen erinnert. wie z.B_ 
Shlomo Schmelzmann, ein überlebender des Konzentra­
tionslagers Buchenwald, der an der Gedenkstätte Yad Vas­
hem, die den Opfern des Hitlerfaschismus gewidmet ist. ei­
nen 10tätigen Hungerstreik durchfuhrte. 
ErSimals in der Geschichte Israels wurde der so oft beschwo­
rene "nationale Konsens" in dem seit dem ersten Nahost­
krieg 1948/49 fast die gesamte Offentlichkeit des Landes 
jede israelische Aggression und Annexion unterstützt hatte, 
dun::hbrochen. Erstmals in der Geschichte Israds kam es 
während eines Krieges zu massiven Widerstandsaktionen der 
Bevölkerung. 

Selbst vor der Armee machte der Widerstand gegen den 
Krieg nicht halt_ Viele Reservisten gründeten nach Ende ih­
res Einsatzes im Libanon Widerstandsgruppen wie .,Soldaten 
gegen das Schweigen" und .. Es gibt Grenzen". sammelten 
Unterschriften gegen den Krieg und beteiligten sich an 
Demonstrationen. Ihnen war klar geworden. daß sie weder 
ihr Land noch ihr Leben verteidigten, sondern einen bluti­
gen Angriffskrieg gegen Zivilisten fUhrtcn und daß ihre Bom­
ben nicht auf militärische Stellungen. sondern auf Wohnhäu­
ser, Schulen und Krankenhäuser fiden. 
Nach dem Massenmord von Sabra und Shatila strömten am 
25. September 1982 400_000 Jsrddis in Tel Aviv auf die 
Straße. Sie riefen "Beirut - Babiya" (Babiya war ein jüdi­
sches Dorf, dessen Bevölkerung während des 2_ Weltkrieges 
ermordet wurde) und forderten den Rücktritt 11.1_ Begins und 
A. Scharons. Diese bislang größte Antikriegsdemonstration 
in der Geschichte Israels wurde auch von der Arbcih'rpartei 
unterstützt, deren Vorsitzender S_ Peres zu den Rednern der 
Kundgebung zählte. 
Wenn sie auch bislang noch für eine Minderheit stehen, so 
fragen zunehmend mehr Israelis nach den UTliachen dcs 
Krieges. Und sie fordern als Antwort dne politische Lösung 
des Palästinaproblems: die Anerkennung der PLO, das 

Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung 
und auf Gründung eines eigenen Staates. 
Selbst in Regierungskreisen, vor allem innerhalb der Natio­
nalreligiösen Partei - die bisher vehement die Siedlungs. 
politik in der Westbank unterstützt hatte, weil sie darin die 
Rückkehr der Juden in ihr heiliges Land gesehen hatte und 
die bisher zur Speerspitze der Siedlungsbewegung gehörte­
wurden kritische Stimmen laut. So publizierte Rabbi Amid, 
ein Mitglied der Nationalreligiösen Partei, nach den Massa­
kern eine Stellungnahme, in der es heißt: "Wir müssen be­
dauern, daß die Repräsentanten der religiösen Juden in der 
Regierung und in der Knesseth ... die Ehre des Premiermini­
sters über die Ehre Gottes gestellt haben." 
Ein anderer Repräsentant der Nationalreligiösen meint: 
"Ich, wie viele andere aus der religiösen Jugend befinden 
uns in einem Prozeß, in dem wir umdenken müssen. __ Die 
Heiligkeit des Landes ist nicht das ausschließliche Funda­
ment meiner Weltanschauung, denn es gibt auch eine Heilig­
keit dcr Menschen, die auf der Erde leben."15 
Der Staatshaushalt der Regierung Begin war 1982 schon ein 
reiner Kriegshaushalt, dessen Mittel zu 68% auf militärische 
Zwecke und den Ausbau der Siedlungen, aber nur zu 12% 
auf Sozialausgaben entfielen. was die sozialen und wirt­
schaftlichen Probleme Israels verschärfte_ Der Krieg im Liba­
non ftihru nun zu einer weiteren Zuspitzung dieser Pro­
bleme. 

Anwachsen des sozialen Drucks 

Offiziell wurden die Kriegskosten auf I Mrd Dollar bezif­
fert. wohingegen inoffizielle Schätzungen von 3 Mrd Dollar 
sprechen_ Angesichts der ohnehin schon angespannten Haus­
haltslage - mit 6.200 Dollar hat Israel die höchste Pro­
Kopf-Verschuldung der Welt - mußte die Regierung Begin 
zu drastischen i\laßnahmen greifen, um diese Summen auf­
bringen zu können. Die Mehrwertsteuer wurde von 12% auf 
15% angehoben_ Die automatische Anpassung der Löhne an 
den Lebenshaltungsindex wurde erheblich eingeschränkt 
und eine obligatorische Kriegsanleihe von Arbeitern, Ange­
stellten und Unternehmern erhoben_ 
Für die Mehrheit der Arbeiter und Angestellten ruhrte das 
.!:u Lohneinbußen von 4-5%. Gleichzeitig wurden die staat­
lichen Subventionen rur Grundnahrungsmittel erheblich ein­
geschränkt. was die Preise z.B. für Mikhprodukte um 36%, 
rur Brot um 15%, rur Benzin um 30% lusätdich zu einer 
Innationsrate von 138% steigen ließ. 16 

Gl"gcn diese Austeritätspolitik traten Anfang dieses Jahres 
über 200.000 Arbeiter und Angestellte des öffentlichen Sek­
tors in den Streik_ 
S<'sonders seitens der orientalischen Juden, die in Israel 
ständigen sozialen DiSkriminierungen ausgesetzt sind, meh­
ren sich Aktionen gq~en die katastrophalen Wohnbedingun­
gen in den Slums von Jerusalem und Tel Aviv. Diese sog. 
St'phardim kritisieren - obwohl sie in ihrer großen Mehrheit 
Wähler des n:~ierenden Likud-Blockes sind - immer stärker, 
daß immense Gddr-r rur die Sicdlungsprogramm<' in dcr 
Wcstbank .. tUsgegeben werden. während rur die Verbesserung 
der Lebensbedingungen in den Armenviertr-ln in Israel kein 
Geld vorhanden ist. 
Je stärker die Protest bewegung wird. umso härtr-r geht die 
Regierung gegcn dic Opposition vor. 
Vielc Soldaten. die ihren Dienst außerhalb dcr israelischen 
Grcn7.cn v .... rwdgerlen. wurdcn ins Gefangnis K .... worfen_ Auf 
eine Demonstration in Nazarcth gcgen den Libanonkrieg er· 
öffneten Rq:ierungstruppen das Feuer und vcrklf.trn 10 
Demonstranten_ Der stellvertretrnde Bürgermeister Naza· 
reths und viele fUhro:-nde Rcpräselltdntcn der Friedensbewo:-­
gun!! wurden anschließend verhaftet. Immer häufiger kam es 
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zu Zusammenstößen zwischen AktiYisten der Friedensbewe­

gung und Anhängern t..'L Begins/A_ Scharons. 

Die Gewalt fand ihren Höhepunkt im fo'ebruar d.J., als auf 

Mitglieder einer Demo n stration der Bewegung "Peace 
Now!" (Frieden jetzt) von R egierungsanhängern ei n Bom­

benanschlag verübt wurde. Die Demonstranten hatte n nach 

der Bekanntgabe des Untersuchungsergebnisses der Kahan­

Komm ission über die israelische Verantwortung bei den 

Massakern von Sabra und Shatila (siehe nachstehende n Be i­

trag von K.D. Fischer ) den Rücktritt M. Begins und A. 

Scharons gefordert. Bei dem Bombenattentat durch ultra· 
rechte Kr'.ifte wurden der 33jährige Emil Griinzweig getötet, 

10 weite re Demonstranten verletzt. 

i n den letzten Monaten warnen d emokratische Kräfte im­

mer w ieder vor der Gefahr des Fasc hismus in Israel. Bezeich ­

nenderweise stand die im Januar 1983 anläßlich des 50.Jah­

restages von Hitlers Machtergrei fung von der Organisation 

antifaschistischer Kämpfer und Opfer des Naziregimes ver· 

anstaltete: Kundgebung unter dem Motto "Gegen die faschi· 
st ische Gefahr in Israel". 

Auf der Kundgebung me inte Prof. ZeeY Sternhel von d er 

U n ive rs i tät Jerusalem, "daß Is raels Hauptproblc:m in d e r 

We igerung l iegt, die Rechte der palästinensischen Araber an· 

zuerkennen ". Er warnte, daß "Israel Gefahr laufe, von einer 

faschistischen ideologi e zerfressen z u werden, wenn der 

Kamp f rur allgemeine d e m o kratische Rechte nicht yer­

stärkt " werde. 

Und nach I'rof. Shlomo Ben Amis Ansicht "sind im he uti­
gen Is rad alle Schlüsselele m ente rur eine reale Gefahr d es 

israel 
Oer DEUT SCII - ISRAELlSCIlE ARBEn-SKREIS lii r 
Frieden im Nahe n Osten ,iht e ine neue Zeit ­
schrift he raus: 

is rae l a. pa lästina 

Zennale~ Anliegen ist eine gemein~ame fried­
liche Perspektioe de~ jüdisch-israelischen und 
des 8rabisch-palästinensi3chen Volkes im his_ 
"Jlbchen Palästina . Berichtet wird über rlic Po­
litik der r:fieden~kJähe in beirlen lagetn auf 
dem Ilintergrund einer kritischen Analy..e der 
polili~cllI:'fl. ge~elbchaftlichen und ökonombchen 
Fnlwicklungen in der Rl'gion. Die bundesdeut­
~che Naho~t-.s7.ene wird begleitet und kommen­
, il'l(' israel a. p8 lastina soll ein Forum sein für 
Dbku~~iun und Dialog. 
[' . ~df'inung~weise: 6 mal im Jahr. 
I·,h, .... '>~honn .. menr: [)\-t 40.-

\n den DIAK. clo Irma 
It3a~e, Guthaallee 35, 
tono ßerlin 19 

Ich almnnie re is rael a. 
paliMina hir I Jah r. 
I)~, " "'>nn"""'nr "er­
n,,!:f' " ~ i c h '1UIOlrra­
ti~ch urll ein weitere~ 
Jahr ..... enn es nicht 2 
' tonare vor Ablauf 
'-(.hrifrlich gekündigt 
wird. 
Narne: 
\,,,.-l1rHI: 

1!"!{'I~(h r ift: 
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An die Redak t ion von 
is rae l a. palastina 
clo Christian Sterling 
Bahnhof~tl. 148 
6732 Erlenkoben 

Ich rn<ic h re b rllel a. 
paläs tina kcnnl'nler­
nl'n. Bitte sc hicken 
Sie mir ein Probe­
Exemplar. 

Name: 
An~chrifl: 

lJmerschlif,: 

& 

fas c hismus vorhanden: Die herrschenden Parte ie n würden 

durc h einen rech tsklerikalen Messianismus bestimmt, d e r 

mit einem m il itärischen M achtkult vermischt sei und dazu 
diene, eine rücksichtslose territoriale Expansion auf der 

Basis von blut- und bodenähnlichen Ideologie n zu rechtferti­

gen und mit Verteufclungskampagnen die Opposit ion zum 

SChweigen zu bringen.'·17 
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China 

Richard ward 

Grenzen der außenpolitischen 
Korrekturen Chinas (1) 

Anbng April d.J. gab di~ Regierung der VR Chin a den Ab­
bruch des Kuhurawtausches mit den USA bekannt. Kun 
zuvor sagte Ministerpräsident Zhao Ziyang seinen noch ruf 
1983 geplanten Besuch in Washington ab. Di(' neuen Trends, 
die sich seit Herbst 1982 in der chinesischen Außenpolitik 
heraus kristallisierten (siehe AlB 3/ 1983, S. 31-34), scheinen 
sich zumindest hinsichtlich des gestörten Verhältnisses zur 
Reagan-Administration lo U bestätigen. 
Daß Taiwan der wohl größte Suin des Anstoßes im Verhält· 
nis USA-China war und bleibt, veranschaulicht Richard 
Ward in den heiden folgenden Teilen seiner Artikclserie. 

Man kann nicht den Anspruch erheben am Kommunismus 
feslzuhalten und gleichzeitig ein sicherer Verbündeter gegen 
Moskau werden: DM ist es, was der seit einem halben Jahr­
hundert konservativste Mieter des Weißen Hauses, Ronald 
Reagan, über China denkt_ 
Für ihn ist Taiwan ein sicheres Bollwerk der "Freien Welt" 
und eine gute Werbung für die Vorzüge der amerikanischen 
Hilfe und privater Investitionen. Gleichzeitig mit der Ver­
öffentlichung der Erklärung vom 17. August 1982 mhlte er 
sich verpfliChtet, seine eigene Version bekanntzugeben. in­
dem er unterstrich. daß Beijing nichts zugestanden würde, 
was das amerikanische Engagement aufTaiwan beeinträchti­
gen könnte. 

Reagans Vorliebe für Taiwan 

Während in der gemeinsamen chinesisch-amerikanischen Er­
klärung bemerkt wird, daß "die USA den Beziehungen zu 
China eine große Bedeutung beimessen", versichert R. Rea­
gan klar und deutlich, daß er mit seiner Regierung Taiwan 
noch wichtiger nimmt: "Als Amerikaner bin ich uolz auf 
den großen Fortschritt des Volkes von Taiwan während der 
letzten Jahrzehnte und auf den Beitrag, den Amerika zu 
diesem Prozeß, auf dessen Fortsetzung ich voll und ganz 
vertraue, geleistet hat. Meine Verwaltung ( ... ) wird diese 
Entwicklung weiter standhaft unterstützen und beitragen 
zur Beibehaltung eines gesunden und starken Investitions­
klimas, das dall Wohlbefinden des Volkes von Taiwan ver· 
bessern wird." 
Diese Zusicherung eines Engagements ohne Einschränkung 
rur Taiwan, ist eine Umkehrung der von der Nixon·Admini· 
stration begonnenen Politik, die darin bestand, die Bedeu· 
tung der amerikanischen Verbindung mit Taiwan nach und 
nach zu verringern. Die Streitfrage zwischen Wallhington 
und Beijing ist daher nicht nur die der Waffenlieferungen, 
sondern die Absicht Amerikas die engen Beziehungen zu 
einem unabhängigen Staat Taiwan auf unbestimmte Zeit 
beizubehalten. Die Reagan·Administration ist jedenfalls ent­
schlossen, diese Beziehungen zu Taiwan zu verstärken und 
zu verlängern, während Beijing davon ausgegangen war, daß 
sie mit einer chinesisch·amerikanischen Zusammenarbeit 
verschwinden würden. 

Mehr noch. die Taiwan.Frage ist ein Element eines größeren 
Problems zwischen Amerika und China. 
Es ist ein latenter, aber möglicherweise explosiver Interes· 
senskonflikt. Er besteht darin, daß China den Wunsch hat, 
seinen Platz ab große Supermacht in Asien wieder einzu· 
nehmen, wo die USA heute ihren hegemonialen Einfluß, 
den sie seit Ende des 2. Weltkrieges erreichten, beibehalten 
wollen. 
Im Zuge der chinesisch·amerikanischen Aussöhnung 
1971·72 ließen Richard Nixon und Henry Kissingerdie chi­
nesische Führung im Glauben. daß sie in Asien eine enge 
Zusammenarbeit auf breiter Ebene beabsichtigten. ( ... ) 
Während seiner Verhandlungen mit Zhou Enlai 1971, halle 
H. Kissinger die Perspektive eines allmählichen aber unaus­
weichlichen ameri kanischen Rückzugs aus Asien angedeutet. 
In diesem Zusammenhang deutete er seinen Gespräehspart. 
nern an, daß die chinesisch-amerikanische Zusammenarbeit 
ein Einverständnis Washingtons rur einen größeren Einfluß 
Chinas in Asien einschließe und daß dic USA auf den ihrigen 
verzichteten. 
Heute hat die Reagan·Administration diesen Rückzugspro· 
zcß aufgehal ten und untern immt den größten Aufmarsch 
amerikanischer Seestreitkräfte im Pazifik und in Asien seit 
dem 2. Weltkrieg. 1\Iit der erneutcn Betonung der amerikani­
schen Militärmacht in Asien macht Washington klar, daß, 
auch wenn Taiwan als integraler Bestandteil Chinas ge~ehen 
wird, dies nichts daran ändert, daß das Land weiterhi n fester 
Bestandteil der amerikanischen Einnußzone bleibt. 
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Beijing ist "Iso d .. l>ei, zu entdecken, daß sich seine Hoffnun· 
gen [,czliglich Taiwans auf Versprechungen bezog. die von 
der jetzigen amerikanischen Regierung nkht mehr aner· 
kannt werden. Außerdem könnte das stillschweigende Ober· 
einkommen über die Zukunft Asiens. das die eigentliche 
Basis der chinesisch·amerikanischen Zusammenarbeit war. 
ebenso zerbröckeln. Die Aussicht. Japan als bevorzugten 
Alliierten der USA zu ersetzen, hatte China bei den Nixon· 
Kissinger~Vorschlägen besonders gereizt. Man vergißt zu oft. 
daß eine der BefUrchtungen Beijings auf dem Gebiet der 
Sicherheit die Remilitarisierung Japans betrifft. 
1949 wollte die neue Regierung ~lao Zcdongs sicher gehen. 
daß eine Eroberung und Besetzung großer Teile Chinas 
durch Japan. wie 1930 und 1940, sich nicht mehr wieder· 
holen könnte. Dies widerspiegelte sich im chinesisch·sowjeti. 
schen Vertrag von 1950. mit welchem Moskau sich ver· 
pnichtete. China im Falle des Angriffs einer einzigen ande· 
ren Macht. nämlich Japans. zu unterstützen. Allerdings $lellt 
Japan für ein China, das seine überragende historische Rolle 
in Asien wiederherstellen möchte. mehr einen potentiellen 
Rivalen als eine militärische Bedrohung dar. Die Sowjet­
union hatte ihren Schutz gegen eiften bewaffneten Angriff 
angeboten, der immer unwahrscheinlicher wurde; China ging 
nun davon aus. amerikanische Garantien gegen diese neue 
japanische "Bedrohung" zu erhalten. 

Die grund legende Zusicherung in diesem Punkt wurde in der 
Anti·Hegemonie·Klausel der chinesisch·amerikanischen Er· 
kUirung von 1972, der sog. "Erklärung von Shanghai" fest· 
gelegt. Die amerikanische und chinesische Warnung vor einer 
wie auch immer gearteten Hegemonie in Asien wurde allge· 
mein als ein kaum verdeckter Hi nweis auf ihre Ablehnung 
eines sowjetischen Einflußes in dieser Region verstanden. 
Aber das war nicht al1u. 

Die Erklärung stellte auch eine Warnung an J apan dar. die 
einzige Macht, mit Ausnahme der USA selbst, die in diesem 
Jahrhundert versucht hatte, ganz Asien zu beherrschen. Daß 
Beijing diesen neuen Verträgen (von 1972) mit Washington 
mehr Wert beimißt als seinem formellen Vertrag mit Moskau 
zeigte die plötzliche Beendigung der chinesischen Angriffe 
auf den japanischen Militarismus und die Aufnahme diplo· 
matischer Beziehungen zu Japan, kurz nach der chinesisch· 
amerikanischen Versöhnung. 

Störfaktoren Japan und wiedervereinigtes Vietnam 

Bc:ijing gab auch sein stillschweigendes Einverstä.ndnis zum 
amerikanisch·japanischen Militärabkommen, das zuvor laut· 
stark verurteilt worden war. Mit anderen Worten. China hai' 
te das Argument H. Kissingers akzeptiert, daß die Allianz 
Japans mit den USA - unter dem atomaren Schuttschild 
Amerikas - die beste Garantie gegen ein wieder aufgerüste· 
tes Japan sei. Aber sobald China seine Zustimmung zu den 
Sicherheitsverträgen zwischen Tokio und Washington gege· 
ben hatte, übten die USA Druck auf Japan aus, um zu er­
reichen, daß es eine größere militärische Rolle in der Region 
spiele. 
H. Kissinger und R. Nixon, die bereit waren, China maßlose 
Versprechen bezüglich der Zukunft Asiens zu machen - wo· 
zu sie im übrigen gar nicht berechtigt waren - boten in der 
Taiwan.Frage, wo sie tatsächlich echte Zugeständnisse 
machen konnten, praktisch nichts an . Sie erklärten lediglich, 
daß die amerikanischen Streit kräfte und Einrichtungen aut 
Taiwan "nach und nach verringen würden ... in dem Maße, 
in dem die Spannung im Gebiet abnimmt". Ein venchleier· 
ter Hinweis auf den Indochina·Konnikt. ( ... ) (Zur Indo· 
chinapolitik der USA und Chinas siehe AlB 11·12/1982 und 
1/ 1983;d. Red.) 
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China hat also in der Taiwan.Frage durch die Allianz mit 
den USA nichts gewonnen. Außerdem fUhrte das plötzliche 
Verschwinden des amerikanischen Einflusses in Vietnam 
(1975; d. Red.) nicht zu einem größeren chinesischen Ein· 
nuß, wie es in den chinesisch·amerikanischen Verträgen von 
1972 vorgesehen war. 
Zu dieser Zeit überschätzte China erheblich die Fähigkeit 
der Amerikaner, das Regime von Saigon zu hahen; gleich. 
zeitig unterschätzte es die Strei tkrifte Hanois und der Be· 
freiungsbewegung in Süd· Vietnam. Mao selbst hatte gegen· 
über Premierminister Pham Van Dong geäußert, daß Viet­
nam den Süden nicht gegen den Willen der Amerikaner be· 
freien könne, genausowenig wie China Taiwan, das ebenfalls 
von den Amerikanern unterstützt wurde. 
Statt mit einem mehr oder weniger dauerhaften Konflikt, 
der Hanoi vielleicht rur den chinesischen Einfluß empfang. 
licher gemacht hätte, sah sich China mit einem vereinten 
Vietnam konfrontiert, das keinerlei Grund hatte, auch nur 
den geringsten T eil seiner mit soviel Blut erkämpften Unab· 
hängigkeit aufzugeben, um sich chinesischem Einfluß?u uno 
terwerfen. 

1975 kühlten die chinesisch·amerikanischen Beziehungen 
merklich ab. China begann, unabhängig von den USA zu 
handeln und setzte im wesentlichen auf die Pol·Pol·Karte 
gegen Vietnam. 1978 verbessene sich die chinesisch·ameri· 
kanische Kollaboration erneut, als die Carter·Administration 
Verhandlungen zur Normalisierong der Beziehungen zu 
China fUhrte. Im Verlauf der Unterredungen war Washing. 
ton zum ersten Mal einverstanden, Beijing als die einzig 
rechtmäßige Regierong Chinas anzuerkennen. Das bedeutete 
die Aufhebung der diplomatischen Beziehungen Washing. 
tons mit Taipeh, was auch geschah. 
Aber die Beziehungen wurden über angeblich private Ein· 
richtungen fortgesetzt. In der öffentlichkeit protestierte 
Beijing zwar gegen dieses Verhalten, privat wurde es aber 
akzeptiert. ( ... ) Als China sich auf eine militärische Inter· 
vention (gegen Vietnam im Februar/März 1979; d. Red.) 
vorbereitete, gab Beijing die Vorbedingung zur Aufnahme 
offizieller diplomatischer Beziehungen - Einstellung der 
Waffen lieferungen an Taiwan - auf, um sich die amerikani· 
sche Unterstützung gegen Vietnam zu sichern. ( ... ) 

So erwartete China, daß nach und nach der amerikanische 
Rückzug auf Taiwan erfolgen würde. Beijing hatte jedoch in 
der entscheidenden Frage der Waffenlieferungen an Taiwan 
keinerlei Zusagen erhalten, da es die Möglichkeit. die sich 
mit den Verhandlungen über die diplomatischen Beziehun· 
gen bot, aufgrund des Wunsches Vietnam zu "bestrafen", 
verschenkt hatte. Ansta"u einer solchen Verpflichtung be· 
schränkte China sich darauf zu glauben, Konzessionen be· 
züglich Taiwan ergäben sich im Rahmen eines engeren stra· 
tegischen Vertrages mit den USA. Denn Beijing wußte, daß 
die Carter·Administration besessen war von der Vorstellung 
"einer strategischen Allianz zwischen dem mächtigsten und 
dem volkreichsten Land der Welt", wie eS ein amerikani· 
scher Offizieller sagte. Wird fortgesetzt 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 285/20.12.1982, S. 41·43 ) 
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Kultur 

Ludger Schmitz 

Südafrikanische Musiker 
im Befreiungskampf 

Ein gewöhlllicher Samstagabend im johannesburger Vor· 
stadtgetto Soweto; Musik, Musik, Musik. Alles scheint das 
gängige Klischee der" Vernarrtheit der Neger in ihre Neger­
musik".tu b<:stätigcn. 
Den Wanderarbeitern in den riesigen WohnsiJos der Berg­
werksgesellschaften fthlt es an allem - aber jeder hat sich 
vom ersten Ersparten einen Radiorecorder oder Platten­
spieler gekauft. 
Oie Touristen aus Europa, wo man auf deli Straßen Kopf. 
hörer trägt, sollen nur abschätzend hichcln. Musik reizt, 
weckt, läßt vergessen, entspannt, dämpft ab, schafft Träu­
me, baut auf, regt an. All das können die meisten Leute 
zwischen dem Kap und dem Limpopo bestens gebrauchen. 

Die Geschichte des Volkes erzählen 

Für Carlos DjeDjc. Leitcr der südafrikanischen Reggae­
Truppe Roots. ist Musik längst nicht mehr die große Droge: 
"Sie ist mit unseren Realitäten in Berührung - unseren Pro­
blemen, unseren Freuden. Sicher, amerikanisehe Disco­
Musik war eine Weile sehr beliebt, als die Leute Musik woll­
ten, um mit ihr ihre Sorgen zu vergessen. Jetzt richtet sieh 
unser Interesse mehr dahin, rur das aufmerk5.l.m zu sein, 
wohcr wir kommen und wohin wir gehen. Unsere l\-Jusik 
spricht ",u uns und hilft dies~' Aufmerksamkeit zu verbrei· 
ten. Unsere Lt-utc wollen Musik, an der sie sich erfreuen 
können, aber die- Musik muß ihre Geschichte erählcn, ihre 
Geschiehtc fortsetzen.'" 
Dic Ausgangslage ist dcnkbar ungünstig rur die Geschichte 
des Volkes. Radioslationcn und l'lattt;nfirmen diktieren, 
was neben Rock und Disco-Gt;sdche so recht .,nach dem 
Geschmack dt'r Afrika",;r" zu sein hat: ,Jive" und ,.Afro· 
Beat". Zwischen Aufnahme und Veröffentlichung kommt 

außerdem immer einer der staatlichen Zensoren. Denen sind 
in den 60ern auch schon die Beatles zum Opfer gefallen, 
weil John Lennon ketzerisch bemerkt hatte, sie seien popu­
lärer als Jesus. Bis vor wenigen Monaten war "The Wall" 
(Die Mauer) von Pink Floyd auf dem Index, deren "We 
don't need no education, we don', need no thought con­
trol" (Wif brauchen keine Erziehung, keine Gedankenkon­
trolle) Hymnc einer neuen Schülerbewegung zu werden 
drohte. 
Abgesehen von den Importen - die foolusik, welche in den 
schwarzen Gellos Südafrikas besonders beliebt ist, hört man 
auf kleinen Festen oder in Kneipen und Kaffeebars bzw. in 
deren Hinterzimmern. Hier spielen Bands, die, weil sie keine 
Profi·Chance haben, arbeiten und leben müssen wie ihre Zu­
hörer. 
In gleichtn Lebenverhältnissen wie diese erfahren sie in glei­
cher Weise rassistische Zurückstufung und Unterdruckung 
nicht nur bti der Arbeit, sondern auch in ständigem Behör­
dengerenne um Auf tritts- und Reisegenehmigungen (im In­
land!). Bei unvermeidlichen Polizeiauftritten wegen Verlet­
zung der Nacht- oder Sonntagsruhe usw. geraten sie fast 
Cotwangsläufig in Opposition zum Aparthddsystem. Viele ha­
ben Gefangnisse und Folter kennengelernt. 
Dtswegen verotichttn so viele Gruppen auf Texte und ver­
suchen, mit der Verarbeitung bekannter Folkweisen be­
stimmte Bilder und Assoziationen zu provozieren. Andere 
btnutzen verklausulierte Texte. Egal wie, die Reaktion des 
Publikums zeigt, daß man vtrstanden hat. 
Einerseits künstlerische Sensibilität und andererseits die sich 
in schndler Folge überlagcrnd<.:n Einnüsse der traditionellen 
afrikanischen Gesellschaft, des Kolonialismus und des heuti­
gen Aparthtidstaates haben - sichtbar in Kontrasten, Wider­
spruchen und Konniktcn - die enorme Vielfalt musikali­
scher Stile geprägt. Es gibt da das "europäische: Programm". 
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mit dem Unterschied, daß Jau; hier weit mehr Anklang fin­
det. Aber daneben haben sich die Musikstile marabi. 
mbaqanga und besonders kwela einen festen Platz erobert. 
Kostproben dieser erdigen Tanzmusik sind mit der "African 
Beat"-Welle im Gefolge des neuen Superstars King Sunny 
Ade (aus Nigeria) auch in Europa 'Zu erwarten. Chormusik, 
mbube, steht mit ihrer traditionell afrikanischen form von 
Frage und Antwort hoch im Kurs. 

Südafrika hat ein großes Potential begabter Musiker - das 
verkümmert, denn die Freiräume rur eine künstlerische Ent­
faltung sind eng. Selbst achtbare Verkaufserfolge schaffen 
nicht viel mehr freiheit. Ein Beispiel dafUr ist die gemischt­
rassische Gruppe Juluka um J. Clegg und S. Mehunu. Ihnen 
gelingt es zwar, ihrer fetzigen Mischung afrikanischen Folks 
und klassischen Rocks brisante Texte beizurugen; aber auf 
ihrer jetzigen Europatournee halten sie sich mit Aussagen 
schwer zurück. um ihre Rückkehr nach Südafrika nicht zu 
gefahrden. 

Viele Musiker suchen Anschluß an eine jener Gruppen, die 
wie beispielsweise Ipi.Tombi von der Regienmg gefördert 
und gegängelt. vor allem zur Imagepflege der Apartheid auf 
Auslandstourneen geschickt werden. Stellen sind öfter zu 
haben, weil bei solchen Tourneen immer wieder Bandmit­
glieder abspringen und um politisches Asyl nachsuchen. 

Praktisch ist die gesamte Spitunklasse südafrikanischer 
Mwiker im Exil weit mehr ab die erfolgreichen Miriam 
Makeba und Abdullah Ibrahim Dollar Brand: der verstor­
bene geniale Trompeler Monqezi feza und sein Nachfolger 
als Nummer I Hugh Masekela, der Saxophonist Dudu Puk­
wana, der Bassist Johnny Dyani, der Posaunin Jonas 
Gwallgwa, der Gitarrist Lucky Ranku usw. Wie viele weitere 
Musiker ohne große Namen haben sie, zum Teil nach an· 
ranglieh skeptischer Haltung. begonnen, den Befreiungs­
kampf des Afrikanischen Nationalkongresses von Südafrika 
(ANC) in verschiedenen t-ormen zu unterstützen. 

Die Besten wirken im Exil 

Dabei treffen sie. die sich wie Dollar Brand eher als Ku l tur­
schaffende im Befreiungskampf denn als Musiker bezeichnet' 
wissen wollen. auf besondere Schwierigkeiten der Arbeit im 
Exil. Sie leben in verschiedenen Ländern und über tausende 
Kilometer voneinander entfernt. Die meisten haben keine 
Verträge, kein Management. sondern schlagen sich als Stu­
dio· oder Straßen musiker durch. 

Die Bedingung der Aufenthaltsgenehmigung ist nicht selten 
politische Enthaltsamkeit im gastgebenden Land. PaßgeSetze 
erschweren Rei~n ins Ausland. Das Ergebnis sind oft 
psychische Probleme, die die künstlerische Arbeit schließlich 
unmöglich machen. 

Der ANC versucht seinerseits seit Jahren. diese Musikcr zu· 
sammenzurUhren und fördert die Bildung neuer Gruppen. 
1977 fuhren neben anderen auch Musiker als ANC.Delegier­
te zum Festival der Kunst und Kultur FESTAC nach Lagos 
(Nigeria). Dorl spielten sie entmab zusammcn in der 
Amandla Band. Seither wurden solche gemeinsamen Ses­
sions wiederholt, wann immer sich Gelegenheit bot; so beim 
ersten Symposium und festival "Kultur ulld Widerstand" 
imJuli 1982 in Gabarone (Botswana). 

uer Amsterdamer Nachfolgckongreß erlebte das bisher 
größte Zusammentreffen südafrikanischcr Musiker im Exil. 
Am 14. Dezember 1982 formierten sich ein Dutzcnd von 
ihnen, darunter die oben genannlcn, nach nur einem Probe­
tag zur alle HÖrer begeisterndcn, fulminanten .,Anti-Apart_ 
heid Riot Squad". An diesem Tag wurde ein neues, eil! ' 
wickelteres Selbstverständnis der Künstler demonstriert. d'lI 
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sich mit den Positionen des ANC zur Rolle der Kulturschaf­
fenden im Befreiungskampf trifft. 

In der Freiheitscharta von 1955 hatte der ANC programma­
tisch gefordert: "Die Turen zu Ausbildung und Kultur sollen 
geöffnet werden ! Die Regierung soll im Interesse der Berei­
cherung unseres kulturellen Lebens nationale Begabungen 
entdecken, entwickeln und rördem ... ·,2 Als nach den 
Soweto·Unruhen auch die Zahl der ins Ausland geflUchteten 
Künstler zunahm, befaßte s ich der ANC verstärkt mit deren 
Aufgaben und Problemen. 
1980 erklärte der amtierende ANC-Präsident Oliver Tambo 
in einer Radiobotschaft: 
"Ich möchte, daß die Künstler unseres Landes wissen und 
verstehen. daß der Afrikanische Nationalkongreß, ja die Be­
freiungsbewegung überhaupt, ihre Arbeit im höchsten Maße 
schätzt, daß ihre Arbeit nach unserer Einschätzung eine be­
deutende, verdienstvolle: Rolle im Kampf spic:lt. Wie wir 
~chon SO oft gesagt haben: Wir haben an jeder Front zu 
kämpfen, und die kulturelle Front ist eine sehr bedeutende 
Arena des Kampfes. 
In vielen Ländern habcn wir gesehen, daß die Schlacht an 
der kulturellen "'ront eine sehr wichtige Rolle spielt im 
Kampf um nationale Emanzipation, um die Schaffung natio· 
naler I::inheit und Identität, um die Wiederentdeckung ume­
res kulturellen Lrbcs und rur die: Eroberung der Horizonte 
von morgen:'3 

Eroberung der Horizonte von morgen 

Diese Rede war zugleich mit einem Dank an jene Künstler 
\'erbunden, die ihre Gagen und ihre Zeit dem ANC ge­
schenkt hatten und die sich - wie z.B. Dollar Brand mit 
seiner Initiative zur Schaffung eines Zentrums rur Südafrika­
nische Kultur - um das nationale kulturelle Erbe und um 
die Förderung södafrikanischer Kunstschaffender bemüht 
hatten. 
Seither fand der ANC gerade unter Musikern, \Ion denen ein 
nicht zu unterschätzender Teil eine skeptische bis ablchnen­
de Haltung gegenüb« der scheinbar erdrückenden Organisa­
tion eingenommen hatte. vermehrte Beachtung. 

Schon im Sommer 1980 folgte ~1s offizielle ANC-Position 
die "'orderung eines ANC-Mitgliedes und Künstlers, es rciche 
nicht, wenn Künstler und ihre Arbeit nur das Beiprogramm 
rur politische Veranstaltungen abgäben. Vielmehr spiele die 
KUlut cine integrale Rolle im Befreiungskampf und solle 
einen eigenständigen Beitrag dazu leisten.· . 
Nach Auffassung des Ai\C licgt die Aufgabe der Künstlcr 
nicht nur in der Bewahrung des kulturellen Erbes: ,, \\' ir· 
müssen uns immer daran erinnern. daß Kultur ein Doku­
ment der Gesch ichte: ist. Sie hält die Vergangenheit feu, 
widerspiegelt die Gegenwart und projezien die Zukunft. Der 
Gegenwart und besonders der .lukunft sollte unser Haupt­
augenmerk gelten:" 

Zur L.eit versuchen exilierte ehemalige Mitglieder von Vor· 
:t:eigehands des RiI..$sistenregimes in der Bundesrepublik eine 
neue Gruppe zu bilden. Sie stehen dem A~C allenfalls nah. 
Aber als ihre lide formulieren sie genau das, was d<.'r ANC 
VOll Kulturschaffenden fordert. nämlich die Traditionen ge· 
nau zu studieren. um aus ihren bestell demokratischen und 
humanistischen Llement<.'n eine von Stammcsuntcrschiedcn 
und kolonialer bis imperialistischer Verseuchung freie fort­
schrittliche Kultur einer Nation Südilfrika >:u formen. 

Anm .. rkunlj:cn: 
I) Zit. n.ach: Ncw Afrklln. London, Män. 1983 
2) Wortlaut der frc:ihl'it s.charta in: AIB·Sondcrheft 1/ 1977, S. 4·5 

.3) Zit. n..lch: S"ch~ba, Lond<.>n. Mäl't 1980. S. 17 
4) VIII. Scchaba.Juni 1980,S. 17·25 
5) Zil. naeh ebenda. S. 21 



Rezension 

Neues von südafrikanischen Musikern 
Im derzeitigen Konurtprogramm von Manfrcd Mun's Earth Band 
gibt es einen 20minütigcß Teil, der sowohl musikalisch wie auch 
textlich eine wesentliche Weiterentwicklung der Gruppe darstellt. Es 
handelt sich um die besten Stücke der LP Somcwhcre in Afri<:. 
(Bronze/Ariala, 1982). Seite I der LP bringt ~unächst den bekann­
ten, von M. Manns SyntheJizcr beherrschten Sound. 
Die überraschung liegt im Tc"t: Gleich im enten Song Jingt ein Chor 
"amandla awethu" - "die Macht gehört uns" in der Sprache der 
südafrikanischen Zulu. M. Mann klagt Südafrika, das er 1961 verlieB, 
die Apartheid·Politik und insbuonden: das System der ßantustans 
an. Öffentlich äußert sich M. Mann zum Inhalt sciner LP eher zunick­
haltend: "Du kannst, wenn du willst, überall Andeutungen heraus­
lesen. Für mich in dieses Statement eher eine Art persönlicher Ent­
schuldigung. " 

Immerhin sind die "Andeutung<:n" reichlich präzise: "Wie langt' 
müssen wir noch warten? Wie lang<: werden sie noch unsere Füh~r 
ermorden? Wie lang<: müssen wir noch leiden?" 
M. Mann macht keinen Hehl aus seiner Meinung und Bewunderung, 
wenn er über den bewaffneten Kampf der Unterdruckten g<:gen den 
Rassismus singt: "Und obwohl es ein aussichtsloser Kampf zu sein 
scheint, kann es keinen Rückzug geben." 
Aber mit den Tuten ist die sclbstbewußte Weiterentwicklung Man· 
fred Manns erst zur Hälfte heschrieben. Für meine Begriffe rangt das 
Besondere der LP mit der achtminütig<:n, vierteiligen "African Suite" 
auf Seite 2 erst richtig an. Da singt zu gezogener Synthesizer·Beglei­
tu,,! ein afrikaniKher OIor. Mit dem hat es eine eigene Bewandtnis: 
Earth·Band·Bauist Matt Irving flog nämlich mit einem 8-Spur-Recor­
der im Gepäck nach Afrika und machte irgendwo dort die Aufnah· 
men der afrikanisclttn Gesänge. Daher hat die LP den Titel "Sorne· 
whe~ in Africa". Wer hier wo gesungen hat, wird geheimgehalten, 
um die Sängerinnen und Sänger nicht in Gefahr:w bringen. 
Obwohl dieser sehr mächlige Chor schon stark rhythmisch klingt, 
kann man die Rhythmusinstrumente nicht überhö~n, denn sie sind 
gänzlich ungewöhnlich gespielt. Drummer und Percussionist John 
Lingwoo-d nutzt seine Instrumente nicht nurrhythmusgebend wie im 
"klassischen" Rock, sondern auch so wie Trommeln im Südlichen 
Afrika bearbeitet werden; sie füh~n die Melooie, die Malombo-drum 
scheint zu "sp~chen". Seide Techniken wechseln Khnell und wer· 
den gelegentlich übe~inandergeschichtet. 
Zwei Stile gehen verschiedentlich fließend ineinander über, kontn­
stieren sich an anderer Stelle, ohne sich gegens<:itig im Wege zu sein. 
Diese Verschmelzung von afrikanischer Folk- mit klassischer ver­
stärkter Rockmusik ist M. Mann in bisher einmaliger Art gelungen. 
Ähnliches produziert, auf ande~m Gebiet, schon seit längerem de r 
Pianist Abdullah Ibrahim Dollar Brand, dessen neueste LP South 
African Sunshine (PläIle, 1982) ein Dokument von Präzision und 
Intuition ist. Dollar Brand beherncht die Verknüpfung von "klassi· 
schem" Jazz mit Stilen und Mitteln afrikaniKher Folklo~. Diese 
zum Miuingen einladenden volksliedhaften Passagen tauchen seit 
Jahren immer wieder in verschiedensten Variationen und Zusammen­
hängen auf, ohne als sich wiederholend zu erscheinen. 
Was so einfach und schlicht wirkt, entpuppt sich unversehens als eine 
arg komplizierte Taktart. Kaum merklich geht sie in wuchtige 
Akkordblöcke über, was sich gle ich darauf nicht in monotonem Ihr· 
moniegepläl$chere verliert, sondern in meditativ·magischen Figu~n 

neue Akzente findet. Der Eindruck schwingt sanft zwischen trancear­
tiger Andacht und fasi!inierender Spannung, eine unwiderstehlich 
mitschwemmende Reise durch Hoch und Tief, durch kämpferische 
Euphorie und melancholische Sehnsucht, durch ausgelauene Heiter· 
keit und empfindußgSrciche Selbstversunkenheit. 

Unaufdringlich zeichnet Dollar Brand eine Kette von Assoziationen 
zu seinem Heimatland, zu seiner Natur und den Menschen - Bilder 
von Landschaften, Regen, Wind und Sonne ebenso wie von der Ar­
mut und den Leiden der Menschen, der Schufterei in den Bergwer­
ken und manchmal alau sentimentalen Erinnerungen an jene 
Epoche, die der Unterwerfung dun::h die Weißen vorausging. 
Zwei Stücke zu Beginn der LP sind besonders dem Widersland gewid­
met: "Tula Dubula" und "Hit and Run". Hier singt Dollar Brand mit 
rauchig-zarter Stimme zu erstaunlich nichtaggressivem Piano: "Süd· 
afrikanischer Sonnenschein; sich, wie die Gewehre gliuern; hungrige 
Lippen weiden sich am Klang der Freiheit; die Rauisten und ihre 
Marionetten werden sterben." Musikalisch ist Dollar Br.md empfind­
umer. 

Schließlich muß eine LP schon a!lein deswegen erwähnt werden, weil 
sie hierzulande Seltenheiuwert hat: Sowcto (Zensor 05, Vertrieb: 
Pläne, 1982). Hier bringen lwölf verschiedene, zum Teil unbe­
kannte (!) GruplJCn aus Soweto einen mitreißenden Sound, der in 
Siidafrika unter dem Begriff ,Jive" läuft und der einen guten Kon· 
tfaS! zu den europäisierten Verschnitten angeblich authentischer afri­
kanischer Rockmusik bildet, was allerdings lembe~ite Ohren ver­
langt. 
Dank dieser Rarität kann man miterleben, wie in Südafrika "schwar­
ze Musik" gemacht wird, was die Leute in den Townships hören und 
selber machen. Der swingende kwcla-Sound war hierzulande Anfang 
der 60er Jahre schon mal kurz als Tanzmusik beliebt. Er wird be­
herrscht von Baß und E-Gitarrc, die nicht nur rur einen gutgelaunten 
Drive sorgen, sondern auch zu überraschenden Soli-Ausflügen los­
legen. Zudem bringt eine zum Teil bizarre Instrumentierung Spon­
tanität und Spielf~ude verratende Abwechslung. 
Von ungewöhnlichen Klangmustern überrascht, rallt es einem 
schwer, ein Urteil über einzelne Gruppen zu rallen. Besonders eine 
der wenigen GruplJCn, die es riskie~n, mit Texten zu arbeiten, sticht 
hervor. Das sind die "New Lucky Boys", die in einem ihrer kraft­
vollen Chorarrangemenu einen Su-aßenkomiker zu~chtwcis<:n: "Geh 
uns aus dem Weg; laß uns vorbei; versperre nicht den Weg; hö~ mit 
deinem blödsinnigen Spektakel auf!" 
Wer hier angeredet ist, wird klar, wenn man die Bedingungen zur 
SelbstentfaLtung musizierender Südafrikaner kennt. Von Musik kann 
keiner der hier spielenden Afrikaner leben; jeder hat einen anderen 
Beruf. Aber sonntags sind Auftritte der Religion halber durch Ge­
sette verboten. Samstags hat punkt 24 Uhr S<:hluß zu sein. Musiker 
stehen ständig mit einem Bein im Gerangnis. 
Für diese Arbeiter und Musiker stehen die Tür~ normaler siidafrika­
nischer Planenfirmen nicht offen. Deshalb enutand diese LP in den 
Hinterz.immern von Kneipen, mitgeschnitten auf die denkbar simpel­
ste Art. Entsprechend klingt die Platte: Die einzelnen Instrumente 
sind weder sauber ausgesteuert noch abgemischt. Und doch zählt 
dieS<: LP zu meinen Lieblingsstiicken südafrikanischer Musik - denn 
sie ist ehrlich und "Iivehaftig". L. Schmiu 
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Rückblick 

Die OAU - Traum von der Einheit Afrikas 
1884 einigten sich die Mächte Europas sowie die USA im Stile eines 
Gangster-Kartells auf die Zerstückelung Afrikas in Interessensphären. 
Knapp acht Jahrzehnte später. am 25. Mai 1963, riefen die unabhän­
gigen Staaten Afrikas die Organisation rür Afrikanis.:he Einheit 
lOAU) ins Leben. Ihre Ziele: Interessenausgleich zwischen den Mit­
gliedstaaten, Festigung der errungenen Unabhängigkdt, ßefr<:iung 
des gesamten Afrika von den Renen des Kolonialismus. Das Fernziel 
d .. s "Afrikanischen freiheitSlages" von Addis Abcba war die Einheit 
GCl.amtafrikas vom Mittclmccr bis zum Kap. 
Wie weit dies - und überhaupt etwas - gelungen ist. wird heute 
angesichts der Krise der OAU vielfach in Zweifel gezogen. 
Der "Traum" von der afrikanischen Einheit war bereits von der Pan­
afrikanischen Bewegung formuliert worden, die 1919 in Paris ihren 
ersten Kongreß organisiert halle. Seine vier Hauptgrundsätze waren 
eng miteiJ13.nder verknüpft: das Gebot der weiteugehenden Einheit 
der Bestrebungen aufgrund des gemeinsamen kolonialen Schicksals; 
Afrika muß von Afrikanern regiert werden - Beseitigung also aller 
Formen und Erscheinungen des Kolonialismus; Wiedergewinnung der 
eigenen Sprachen und Kulturen. Behauptung der eigenen Würde; 
grundlegende wiruchaftliche, soziale und politische Reorganisation 
n~ch der Unabhängigkeit. Vor allem das ge!;<'lbchaftspolitische Um­
genaltungsziel wurde 194:' auf dem fünften Panafrikanischen Kon· 
greß in Manchester betont. Maßgeblich beteiligt an seiner Formulie· 
rung war Dr. Kwame Nkrumah, der 19:.6 erster Präsident des unab· 
hängigen Staates Ghana werden sollte. 
Die Unabhängigkeit mehrerer afrikanischer Länder begünstigte die 
Durchführung einer ersten Konferenz der unabhängigen Slaaten Afri· 
kas. Sie fand im Daember 19:'8 in der ghanaischen Hauptstad t 
Akkra stall. Frantz Fanon, der an ihr teilnahm, berichtete, daß die 
Kongreßteilnehmer einheUigjene afTikanischen Politiker verurteilten, 
die ihre Länder in eine Assoziation mit der französischen Kolonial­
macht einbinden wollten, anstall für die völlige Unabhängigkeit zu 
kämpfen. Zugleich stellte sich die Konferenz - unter dem Eindruck 
des algerischen Befreiungskampfes und des britischen Kolonialterrors 
in Kenia - hinter den bewaffneten Kampf als Weg zur Befreiung. 

!. OAU.G,pfd !%3 on Add;. Abebo: G. A ",.,"", 11.! ",,1><" G."~"b." H. s",!a",c 

Heide Fragen, so erkannte F. Fanon. waren miteinander verknüpft. 
Frei lich, die Realitäten der folgenden Jahre erzwangen Abstriche an 
den konsequenten Positionen von Akkra. Auf der Konferenz der 
"Ca.lablanca·Staaten" (A1gerien, Ghana, Guinu, Mali, Marokko und 
die Vereinigte Ar~bische Republik ) im Januar 1961 wurde eine 
"Charta des neuen Afrika" verabschiedet. in der Kolonialismus und 
Neokolonialismus veruncih wurden und eine Verstärkung der Unab· 
hängigkeitsbewegung angutrebt wurde. Zugleich wandten sie sich 
gegen die enge, einseitige Zusammenarbeit mit den imperialistischen 
Staaten, 
Genau diese hatte .ich aber bereits etabliert, als auf der drillen Kon­
ferenz der unabhängigen Slaaten Afrikas in Addis Abeba die OAU 
gegründet und ihre Charta angenommen wurde. Schon in Cas,ablanca 
hatten beispielsweise Staaten wie T ogo und die Elfenbeinküste nicht 
teilgenommen. Ihre außenpolitische und wiruchaftliche Bindung 
(hier an Frankreich) korrespondierte mit der inneren gesellschaft-
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lichen Verfassung, der klaren Orientierung auf kapitalistische Ver· 
hi!.ltnisse, 
So war im Ansatz der Traum Kwame Nkrumahs - die politische 
Vereinigung _ nicht zu realisieren, weil die gesellschaftlichen Voraus­
set:tungen uneinheitlich waren. 
Vergröbert dargendlt, bildeten drei "geopolitisch" einzuordnende 
Gruppen die OAU: Die "frankophonen" Staaten - an ihrer Spitze 
Houphouet Boigny für die Elfenbeinküste und Lcopold Senghor für 
den Seneg-dl - behielten überwiegend einen neokolonialen Kurs mit 
enger Bindung an Frankreich und die EWG bei. Unter den englisch­
sprachigen dominierte der Drang, sich völlig von den überkommenen 
Bindungen zu lösen. Schließlich bildeten die arabischen Staaten eine 
Gruppe für sich, in welcher die Palästina· bzw.lsracl-Frage eine spezi· 
fische Rolle spielte. Sämtliche afrikanischen Staaten hatten demge· 
genüber damals Beziehungen:tu Israel aufgenommen, 

Die OAU konnte demgemäß nicht mehr sein a1l etwa die UNO: ein 
Forum der Austragung von Gegensätzen - mit dem Ziel ihrer Lösung 
oder zumindest Verminderung - ;<um einen, der Diskuuion und Ent­
wicklung gemeiruamer politischer Positionen ~um anderen. 
Entgegcn der landläufigen Auffassung in sie dabei keineswegs erfolg­
los geblieben. So gelang es in mehreren Fällen, Konflikte zwischen 
Nachbarstaaten zumindest vorübergehend ~u en!Schärfen, z.B, 1963 
zwischen Algerien und Marokko oder 1972 zwischen Tansania und 
Uganda, auch mehrfach zwischen Äthiopien und Somalia. Gemein· 
same progressive Positionen wurden entwickelt mit der Anlehnung 
an die Bewegung der Nicbtpaktgebundenheit, Formale Festigkeit bC< 
wies sie in der Gegnerschaft zur südafrikanischen Apartheidpolitik 
und bei der nach dem Nahostkrieg vom Oktober 1973 beschlossenen 
Isolierung Israels (lediglicb Malawi folgte dem Beschluß nichl; inzwi· 
schen hat auch Zaire die Beziehungen zu Israel wieder aufgenom­
men). 
Als Somalia 1976/77 Zur offenen Aggression gegen Äthiopien übet· 
ging und die Abtrennung des Ogaden-Gebiets anstrebte, vermochte 
immerhin das gemeinsame Interesse an dem Erhalt der territorialen 
Integritä t (Artikel III, I der OAU·Charta) zu gewährleisten, daß die 
Position Somalias keinen Rückhalt fand. In offenem Gegensatz stan­
den jedoch die politischen Interessen, als die OAU 1976 Partei im 
angolanischen "Bürgerkrieg" nehmen mußte. Nur mit knapper Mehl' 
heit set;<ten sich schließlich die Länder durch, die siCh hinter die 
legitime MPLA·Revolutionsregierung stellten. 
Der "Ogaden·Kontlikt" und Angola bildeten die Fälle, in denen sich 
impcrialinische Interventiompolitik der Politik neokolonialer Regi­
mes bediente 4nd die OAU handlungsunfähig ;<u machen drohte, Die 
gegenwärtige KriS<': der OAU - vordergründig um die Anerkennung 
der Demokratischen Arabischen Republik Sahara (DARS) und die 
l.cgitimität der Tschad·Regierung gefUhrt - in gleichfalls nicht ohne 
die imperialistische Strategie zu erklären, die unter der Reagan­
Administration intensiviert wurde. 

Die Zide s ind klar: Spaltung der OAU und Verhinderung einer anti­
imperialistischen Entwicklung, FronlStellung gegen die revolutionä· 
ren Staaten (zumal Libyen, Äthiopien und Angola), Durchsetzung 
der südafrikan ischen Positionen. Bezeichnenderweise war es im Kern 
stets dieselbe Koalition, die sich 1976 gegen die OAU·Aufnahme 
Angolas ZUr Wehr setzte, 1979 das Marionettenregime Muzorewa von 
Zimbabwe in die OAU phlzieren und nun seit Jahren die DARS aus 
ihr heraushalten wollte und will. 
Eine drohende Lähmung der OAU ist umsa gefahrlicher, als sie durch 
die aggressive Politik Südafrikas verstärkt gefordert ist. Diese Ent· 
wicklung hat auch damit zu tun, daß die OAU sich vor wichtigen 
Entscheidungen hinsichtlich ihrer Stellung innerhalh der benehendeo 
Wdtwiruchaftsordnung und der Erhaltung des Weltfriedens befindet, 
Eine Bilanz der OAU wird gerade gegenwärtig von ihren Schwächen 
und Schwächungen üherschattet. Dennoch, die OAU ist der erste 
realisierte Versuch einen Kontinent zu einen. Und es gibt eine starke 
antiimpcrialistische und sozialistisch orientierte Staatengruppe, wel­
che die Basis dieses Versuchs verteidigt, den Traum Kwame Nkru­
mahs: 
"Die völlige Befreiung und die Vereinigung Afrikas unter einer ge· 
samtafrikanischen sozialistischen Regierung müssen das Hauptzid al­
ler schwarzen Revolutionäre in aller Weh sein. Es ist dies ein Ziel, 
das, einmal verwirktlicht, die Erfüllung der Bestrebungen der Afrika­
ner und der Menschen afrikanischer Abstammung überall bringen 
wird. Es wird zugleich den Triumph der internationalen sozialisti· 
schen Revolution näherbringen und den weiteren Fortschritt zum 
Wdtkommunismus." J. O,trowsky 



Infodienst 

9. Tüblnger festival 

für AFRIKA 

Der Club Voltai!"<: Tübingen veranstaltet vom 
27.-29. Mai 1983 ,dn diesjähriges Festival 
unter dem Motto "Für Afrika - Gegen 
Apartheid und R:usismus". FestjYalhöhe­
punkt wird am 28.5.1983 ein ncunstündiges 
"Konzert für Afrika" auf dem Tübinger 
Marktplatz sein. Ein Teil der Eintrittspr<:ise 
wird für die F]ijo;htlingsschule des Afrikani­
schen Nationalkongresses (ANC) in Moro· 
goro/Tanunia gespendet werden. 
Eine in der BRD bisher einmalige Zahl afrika­
nischer Künstler wird dabei die traditionelle' 
bis modeme Musikkultur ihres Kontinen15 
vorSIIeIlen. So kommen die südafrikanischen 
Jazzer Abdullah Ibrahim Dollar Brand, Joe 
Malinga, Dudu Pukwana, Johnny Dyani mit 
Witch DOClors Son und Briaß Abraham mit 
Olsmc! 6. Ferner treten acht verschiedene 
Musiker bzw. Bands aus Guinea, Gambia, 
Ghana und Nigeria auf. 
Aus LateinamC'rika stC'llC'n sich U.a. D. Viglid­
li (Uruguay), Los Jaivas (Chik) und Caribian 
Rhapsody Uamaika) vor. IntC'rnational~ 
Solidarität d~monnritrtn der PalästinC'nstr 
Mustafa al Kurd und der sozialkritische 1.on­
doner Reggae--Musiker Limon KwesiJohnson 
mit ~iner 10köpfigen Gruppe. Und schliC'ß· 
lieh nehmen auch teil; Zupfgeigenhansl, Co­
ehise, Poesie und Musik, Siggi Maron, WaltC'r 
Moßmann ... 
Das sind noch längsi nicht alk AuftretendC'n. 
Wer es genau wis~n will, bestellt das Pro­
gnunmbuch heim; Club Voltaire, H~ 
26 b, 7400 Tübingen. 

Türkei: 7. FIDEF·Kongre8 

Auf ihrem 7. Kongreß Anfang April dJ. be· 
kräftigte die Fädtration dtr Türkischen Ar­
beitervereine in der BRD (FIDEF) ihre Be· 
reitschaft gegen die Stationierung neUer USo 
Atom .... ..Ikden hierzulande zu kämpfen. Vom 
US·lmperialismus, dtr z.B. in der Türkei die 
Anzahl der Atombomber, dtr AWACS-Spio­
nageflugzeuge auaubauen go:denke, gehen 
laut FIDEF GefahrC'n fur das LebC'n der 
Völker aus. 
Gegen foruchrittliche Turken, so die Anklage 
dtr FIDEF, werde von der Bundesregierung 
Kohl Front gemacht - so im Falle des türki· 
schen Regisseuß Yilmaz Güney, dem im Falle 
seiner für Mai dJ. geplanten Einreise in die 
BRD (er ist zum JugendfeUival von 
SDAJ&MSB Spartltkus in Dortmund ange· 
sagt) die Festnahme und Awlieterung an das 
türkische MilitälTegime angedroht wurde. 

Grenada/Nlkaragua-llrtlonen 

Mit Antiinterventionsaktivitäten reagierten 
bundesdeutsche Komitees im März/April dJ. 
auf die Reagan'schen Invasionsdrohungen 
gegenüber den Revolutionsrtgimes Nikanl.­
guas und Grenadas. 
Nikaragua-Solidarilätskomilees, das Informa­
tionsbüro Nicaragua, das Antiimperialistische 
Solidaritätskomitee (ASK) U.a. riefen für den 
23. April 1983 zu einem bundesweiten Ak· 
tionstag der Solidarität mit Nikarl8Ua auf. 
Proteste gegen die US-Intervenlionspolit ik 
wurden an die Bonner Botschaften der USA 
und Honduras gerichtet. Die Regierung Kohl 
wurde aufgefordert, sich vom US-Eskalations­
kUß Zu distanzieren, die wirtschaftliche Hilfe 
für Nikaragua auszubauen. 
Das ASK binet um materielle Hilfe für Nika­
ragua; Sonderkonto E. Wulff, PschA Frank· 
furt, Klo.Nr. 527055-602, Stichwort; Nika· 

"""' .. 
Eine Unterschriflenkampagne zugunsten der 
Karibikinsel Grenada. iniliierte der Freundes­
kreis Grenada·BRD. In eincr Solidaritätser­
klärung wird diC' Regierung der USA aufge­
fordert, ihre " lntC'rventionsdrohung sofort 
zurückzunehmen und das Recht des grenadi­
sehen Volkes auf SelbstbC'stimmung zu ach­
ten". Dem grenadischen Volk wird ferru;r 
Unterstüt:r.ung beim Aufbau einer gerechu:n 
und menschenwürdigen G<sellschaft zugesa.l(I. 
Unterschriftenlisten mil diesen Forderungen 
sind erhältlich beim: Freundeskreis Grenada­
BRD, elo tL LederC'r, Obere Fuhr 36, 43 Es­
Jen, Tel. 020 1-255796 

$üdafrlka·Broschüren 

Der Afrikanische Nationalkongreß (ANC) hat 
eine umfangreiche deutschsprachige Stellung­
nahme zu einer in der Frieden,- und Solidari· 
tätsbewegung vicl diskutiC'rten Frage veröf· 
fentlichl. In einer 20seitigen Broschüre "Fm-­
den und Bdreiungslumpr' begründet der 
ANC, warum der bC'waffnete Kampf gegen 
das aggressive und gewalttätige Apartheidre­
gime erst die Grundlage zur Schaffung des 
Friedens im gesamten Südlichen Afrika ist. 
Die Broschüre: ist für 2,00 DM (inkl. Porto) 
beim ANC, Po~tfach 190140, 5300 Bonn zu 
bestelkn. 
Tatsachcn und Argumente für Sanktionen ge­
gen Südafrika hat das Antiimpcrialiu..ische 
Solidarilätskomitec (ASK) (Mainzer LandSll. 
15, 6000 t'rankfurt I) zusammengestellt. DiC' 
1,50 DM koUend<:" Broschüre befaßt sich mit 
völkerrechtlichen Grundlagen für Sanktionen, 
der Haltung dcr Bundcsrepublik und disku­
tiert dic SUndardargl.lmente de r Boykon· 
gcgnC'r. 

Chlle·Soildarltät 

Vom 24.·26. Juni dJ. findet in Münster 
(Pädagogische Hochschule) d"r Kongrcß .. Für 
Chiks Freiheit" stan, auf dem die Pinochet· 
Diktatur bilanziert und d"" Perspektiven des 
chilcnischcn Wid"rstandes diskuti"r! werdcn 
sollen. 
U.a. werden der kolumbianische Nobclpn;is­
trageT Gabrid Gareia Marqu~""l. und dk Führer 
d"r chilenischen Linkspartekn erw..lrtet. Ge· 
plant sind mehren: Großveranstaltungen und 

über 20 Diskussionstoren. Ein Reader ist in 
Vorbereitung (siehe auch Rückseite dieses 
Heftes). Anschrift; lnitialivkreis Chilc-Kon· 
greß, c/o IUtholische Studentengemeinde, 
Fraut nstr. 3·7, 4400 Münster, Tel. 
0251145606. 
Vom 22.·31. Juli dJ. wird in IGel ein Inter­
nationales Sommerl.agcr Salvador Allcnde 
durchgeftihrt. Eis wendet sich insbesondere 
gcgen d"n Bau von U-Booten und die Ausbil· 
dung chilenischer Offiziere in IGel. Ge­
braucht werden Leute, die sclbn Aktionen, 
Diskussionen, Feten, Musik, Theater usw. 
machen. VeraMtaher sind der AI< Chile­
Solidarilät IGel und die Koordination der 
Olilenischen Linken. Anschrift: AK Chile­
Solidarität, clo D. Jordan, Sandkrug 28, 
2300 IGcl14, Tel. 0431{75874. 

Buc:htlp: Chlle·MlUelamerika 

EinC'n anschaulichen Eindruck der jüngstC'n 
Ereignisse in Lateinamerika gibt der aus 
Fotos von Koen Wes.ing und eincm Text von 
Eduardo Galeano bestehende Großformat· 
honrt; 
Von Chile bis GuatC'n.a la. üh" J"hre L"tcin· 
amerika, Pdu Hammer VC'rl:tg. ",uppertal 
1983, 18,80 DM. 
Die Fotos zeil/en u.a. di.· Bevölkerung städti· 
~cher Elendsviertel, die in den südlichen 
Ländern des Subkontinents regi~renden Mili· 
täß und di~ durch sie aUlll>:ciibte ReprtS~ion; 
Bilder auch aus EI Salvador und Guatemala, 
von der Rnolulion in Nikara~a und d~m 
miibsamen Wiederaufbau des Landes. 
Der Tcxt behandelt Ursachen der Unteren!' 
wicklung, schildert Einkommenswrteilunl>:, 
Repression, Mrnsehenrechtsv"rleuu'ljo;cn und 
gehl auf d.u Problem der kulturellen Iden­
tität der Region ein. in der di" hcITSch"nd.· 
Kultur ein biUiger Abklatsch US-amcrikani· 
scher und europäiscber Konsumideologie ist. 
Doch wie anderswo in Latdn..lmerika lassen 
sich auch in Guatemala. wo ., Indio" als 
Schimpfwort gilt, die Untrrdri.ickten nicht 
am Aufbau einer eigen"n Kultur hindern. 
U.a. zeigt das Buch beSchriebene Häuserwän­
dC' als ,.Zeitung der Arme""'. 
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Nahost 

Mitte April dJ. wurden die Ge~präche 
;r.wischen Yassir Arafat, dem Vorsit;r.enden 
der Palästinensischen Befreiungsorganisation 
(PLOj, und dem jordanischen König Hundn 
ergebnislos abgebrochen. Sie sollten eine ge­
meinsame Marschroute PL(}.Jordanien ftir 
Frieden~verhandlungen mit Israel und/oder 
den USA erbringen. 
Zum Scheitern ftihrte - laut International 
Herald Tribllne vom 6.4.1983 - einmal die 
Weigerung König HlI~Seins, in seine Verhand­
lungsdelegation offizielle PLO-Vertreter auf­
zunehmen. Weiter sei sein Beharren auf einer 
Zugrunddegung des Reagan-Planes vom Sep­
tember 1982 (vgl. AlB 11-12/1982,S.6) und 
der UN·Resolution 242 von 1967 (Behand· 
lung der Palhtinafrage lediglich als Fliicht­
lingsproblcm) für die PLO nicht akzeptabel 
gewesen. 
In der Tat spricht sich die PLO für ein Ver­
handlungsmandat an König HlIs~ein nur lInter 
der Bedingung aus, daß er eine Garantie rur 
die Wahrung des Sdbstbe5timmungsrechts 
der Paläninenser und ihres Rechts allf einen 
unabhängigen Palä5tinensfiSlaat abgäbe. Die 
PLO hält - so Y. Arafat auf jeden Fall an 
den Beschlüs~en des Arabischen Gipfels vom 
September 1982 in Fes fest (Wortlaut eben­
da,S.8). 
Wie sehr freilich dem Verhandlungspartner 
Israel an einer politischen LöslIng des Nahost· 
konfliktes gelegen ist, zeigen die jüngsten 
Äußerungen des neuen Verteidigungsmini­
sters Arens, daß vielleicht noch in diesem 
Quartal mit einem israelischen Präventiv· 
schlag gego:n Syrien zu rechnen sei. 

Pakistan 

Im März dJ. verabschiedete das Regime Zia 
ul-Haqs im Zuge der "Islami~ierung" ein sei­
ten frauenfeindliches Geset;r., trot;r. mas~iver 

Protestaktionen der Betroffenen. 
U.a. gingen Polizeikräfte bei einer Frauen· 
demonstration in Lahore, im Februar d.J. mit 
großer Brutalität vor - ca. 20 "rauen wurden 
dabei verletZ!. Die Griindungspräsidentin der 
pakistanischen Frauenverbände, Begum Rana 
Liaquat Ali Khan, griff Zia ul·Haq wegen die­
ses Vorfalls an. 
Die Demonstration halle sich ausdrücklich 
gegen das nun verabschiedete Gesell: ;r.um Be­
weisretht gerichtet. Es beinhaltet u.a. die Be· 
stimmung, daß bei Straftaten das Zeugnis von 
zwei Männern oder von einem Mann und 
zwei Frauen notwendig ist. Zudem schränkt 
es in bestimmten Fällen die Aussagefahigkeit 
von Frauen grundsätzlich ein. 
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Kampuchea 

Am 29./30.4. dJ. begann eine Offensive von 
vietnamesischen Verbänden gegen Truppen 
der Roten Khmer. Es war die ;r.weite größere 
OffenSive in diesemJahr.llauptangriffspunk· 
te waren die Rebellenstüt;r.punkte in den La­
gern Chan Ka Kan, Phnom Chat, Kok Thahan 
und Nong Samet an der Grenze zu Thailand. 
Damit reagierte die vietnamesisehe Armee auf 
;r.unehmende Oberf.illc der Roten Khmer ge­
~n die kampucheanische Zivilbevölkerung, 
die von thailand,schen Boden und den oben 
~nannten Stiill:punkten ausgin~n. Es kam 
zu AuseinandfiSet~ungen entlang wichtiger 
Verbindungsstraßen. Auch im Landesinneren 
kam es ~u Kämpfen, u.a. entlang der Fern· 
stralk ~. 
Die Regierung Reagan. die ~ich von Bangkok 
ständig iiber die aktuelle Lage an der Grenze 
unterrichten ließ, reagierte mit beschleunig· 
ten Waffenlieferun~n an die thailand ische 
Armee. 
Ocr französische Aulknminister Claude 
Chey"on, der am 21. März d.J. Hanoi be· 
suchte, äußerte sein Verständnis fiir die viet­
namesische Truppcnpräsenz in Kampuchea. 
"Ohne den wichtigen Beitrag Vietnams wäre 
das kampucheanische Volk unfrei." Bei ei· 
nem Truppenabzug würde ibm aufs Neue eine 
Masscnschlächterei der Roten Khmer bevor· 
stehen. 

Bangladesh 

Regierungschtf Mohammad Ershad kündigte 
Ende März dJ. eine Lockerung des Kriegs· 
rechts, das seit dem Militärputsch vom 
24.4.1982 besteht, an. Seit dem I. April dJ. 
sind offi;r.idl in Bangladesh wieder politische 
Parteien ~ugelassen. Vorerst hat man jedoch 
nur parteiinterne Arbeiten erlaubt (z.B. in 
Parteibüros), öffentliche Versammlungen, 
Kundgebungen und Demonstrationen bleiben 
verboten. 
Zuvor wurden etwa 30 Angehörige politi­
scher Parteien, welche im Februar d.J. im Zu· 

Un,e'an<lorl~ P,oblcm~: Slum;n I).'~' (Ban""","",) 

sammenhang mit StudentendemonSlrationen 
festgenommen worden waren, entlassen. 
Auch sollen die damals rund 200 verhafteten 
Studenten wieder auf freien Fuß gesetzt wer· 
den. 
Die am I ~ . Februar d.J. erfolgten Studenten· 
demonstrationen in Dacca waren von den 
oppo~itionellen demokratischen Parteien un° 
terstützt worden. Im Verlaufe der Aktionen 
hatte es blutige Auseinandersetzungen zwi· 
sehen Studenten der Univentität Dacca und 
den Ordnungs- und Sicherheitskräften gege­
ben. Bis Ende Februar dJ. waren daraufhin 
alle Bildungsinnitutionen des Landes ge­
schlossen worden. 

Siidllches Afrika 

"Internationale KonfeTeI12. der Solidarität mit 
den Frontstaaten im Siidlichen Afrika"' - un­
ter dieser Losung trafen sich vom 2~.-27. 
März dJ. in Lissabon ca_ 400 Vertreter von 
Solidaritätsorganisationen, Btf reiungsbewe­
gungen, Regierungen und Organisationen aus 
ca. 70 Ländern, sowie Repräsentanten der 
UNO, der Or~J.nisation fiir Afrikanische Ein· 
heit (OAU) u.a.m. Aus der Bundesrepublik 
nahmen die Anti·Apartheid-Bewegung, das 
Antiimperialistis.che Solidaritätskomitee, die 
DKP und die Grünen teil. 
Ziel der von der Organisation für Afroasiati· 
sehe Völkersolidarität (AAPSO) und dem 
Internationalen Komitee ~ur Solidarität mit 
dem Befreiungskampf im Südlichen Afrika 
(JCSA) initiierten Konferenz war es, auf die 
dramatische Zuspill:ung der Situation im 
Südlichen Afrika aufmerksam;r.u machen und 
die Aggressionspolitik des Apartheidregimes 
gegenüber seinen Nachbarstaaten anz;uklagen_ 
Neben einer politi"hen Abschlußerklärung 
verabschiedete sie ein umfangreiches Aktions· 
programm. Darin wurde der südafrikanische 
Interventionskurs gegen die Frontstaaten und 
die westliche Unterstützung für die Aggress()-



rcn v~run .. ih. Namentlich die USA, die BRD 

und I5rad wurden des Verstoßes gegen die 
Boykottb",chlilsse der UNO bezichtigt. Die 
Konferenz rief zur Solidarität mit den Front­
'taate", der Südwestafrikanische" Volksorga· 
nisa!ion Namibias (SWAPO) und dem Afrika­
nischen NationalkongrcB Südafrikas (ANCj 
auf. 

Mauritius 

Ein kürzlicher Beschluß der linken Militanten 
Bewegung VOn ~Iaurit;u. (MMM), die im Par­
lament über eine ab~olule Mehrheit verfügt, 
die Koalition mit de r Sozialistischen Panei 
vOn Mauritius aufzulösen, erwies sich als fol­
geruchwer. Am 23. März dJ. lraten 11 Mit­
glieder des 19köpfigen Kabinetts zunick. 14 
Abgeordnete d.:-. r~hto:n Flügds der MMM, 
dal'\lnter Premierminister Aneerod Jugnauth, 
weigert.:n sich diesen Schrill mitzuvollziehen. 
Sie schloss.en sio;h damit de fao;to selbst am 
der MMM aus. 
Am ~9. Män dJ. bildet~ Pr"mi"rmini~ter 

Jugnauth ein" neu" Regierong, di~ sio;h auf 
die~e Abgeordneten dn MM~1 sow'e auf die 
PSM und die heiden Abgcordn"t"n d"r drit· 
ten im Parlament v"rtretenen Partei stützt. 11.'. 
Jugruouth kündigte Anfang April d.J. die Bil· 
dung einer neuen Partei, der l'>1ilitanten Sozia· 
lisl'sLhen lkwtgung (MSM), an. 
!km Koalitionsbruch waren Auseinander­
setzungen üb.,r die progressIV<' Außen· und 
Innenpolitik d"r MMM (siehe AlB 
11-12/ 1982, S. 20-22) ,·orausgcgangen. 

Chile 

Mil der Veröffentlio;hung <'ine. "Demokra­
tiKhtn Manifc$les" wurd .. Mille Märt dJ. in 
OIile die Griindung des oppositiondlen P~ r­

teienbündnisses Multipartidaria bekanntge­
gehen. 
Bisher gehö",n dn Koalition U.a. die Natio­
nale Parlei, die Christd .. mokr~ten und Sozial­
demokrat<'n, die Radikale Partei und die drei 
H~uptßügel der Smialislis.;hen Partei (unler 
c: Altamirano, c: Almeyda und R. Ampuero) 
'0. 
Das Manifo:st wird auch von der Kommunisti· 
s.;hen Partei (PCe) unler.;tÜtzt, de",n Beitrill 
bislang am Wider!ltand der Olristdemokrdten 
scheiterte. 
Eine baldige Einbeliehung sowohl dn pce 
als auch der beiden Gruppierungen der Ver­
eill;l!ten Volksorganisation (MAPU), der 
Olristlichen Unken und der restlichen sozia­
listischen Flügel in das Parteienbündnis i.~t 

nicht au>-zmchlidkn. 
Die Multipartid ... ria fordert die Ruckkchr 
Olile) lur DemokrAtie als einzil!cn W\'g zur 
Beseitigung d .. r schwt:rt:n WirllichafUkrise. 
Anhaltende M""senprOIc.te verwdsen auf 
emc weiterhin gespd,mte innenpoli tische 
wKe. Am 24. Mär'L dJ. hallen Gewerksehaf· 
ten, Sludelll~norgal)isatio"en und J\kuschen­
rechtskomitces UnleT dt:m Motto "Brot, Ar­
beit. Freiht:it, GcTt·d.tigkeit" in mehre",n 
Stadh'll lU einer nationalen ProtcStkundg'" 
hl.l"K Jufg,·ruft:lt. B"i dCII Aus.:inalldt:rst:t«l.ln­
gcn mit dcr Poliz,·i wurden allcin in SantiaKo 
300 D"1Il0nstralltell f,·SlR"nommen . 
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EI Salvador 

Nach Angaben der salvadorianischen Men· 
schenrechtskommission und des kirchlichen 
RC'<:hllihilfebüros stieg die Zahl der Mord· 
opfer, die das Regime EI Sal~-adors seil der 
Machtübernahme der log. Reformjunta im 
Oktober 1979 auf dem Gewissen hat, bis zum 
Jahresbeginn 1983 auf rund 43.000. Regie­
rungstroppen und ultrarechte paramilitäri­
sche Gruppen brAchten es durch ihre Kriegs· 
führung der .,'·erbrannten Erde" und ~liclte 
Folter- und Mordaktionen im Jahr 1982 auf 
ca. 6.500 Massakrierte. Die aktuelle Mordr.;te 
liegt, lau t dem erzbischöflichen Rechtshilfe· 
büro fast doppelt so hoch wie im "ergan~nen 
Jahr. Sie stieg von 125 auf 211 Opfer pro 
Woche. 
Im MärL/April d.J. ermordeten Killer der 
Regierung Magaiia zwei ihrer prominentesten 
Gegnerinnen: 
Am 13.3.1983 Cl"schoss.en Militärs in La Ber· 
muda die 34jährige R~-cht~anwältin und Präsi­
dentin der salvadorianischen Menschenrechts­
kommission, MarianeUa Garcia Villa.. Di" 

Argentlnlen 

Am 28.3.1983 fUhrten die beiden großen 
peronistischen GewerkschaflS"erbändc einen 
24stündigen Generalstreik durch, obgleich die 
Militärregierung dies für illegal erklärt haUe. 
Es war der zwt:ite innerhalb von 4 Monaten 
(siehe AlB 3/1983, S. 28ff.). 
Dem Streikaufruf waren 96% der Werktätigen 
gt:folgt, die damit ihrer Forderung nach 
1.ohnerh6hungen und dner ande",n Wirt­
schaftspolitik Nachdruck verlicht:n. Von dem 
Streik, der die gesamte Industrie lahmlegte, 
ww-e .. auch das öffentliche Verkehrswesen, 
Handel und Banken hetroffen. 
Als Wahldatum haben die Mili tä rs den 30. 
Oktoher 1983 vorgesehen. Bis zum 30. Mai 
d.]. können sich Parteit:n mit mindcstens 
35.000 Mitgliedern ins Wahlregister eintragen 
lass" .. , Der Wahlkampf soll nach den Plänen 
der Generäle am I. Juli d.J. offiziell eröffllN 
werden. 
In alkn wichtigen FrJKCIl des Landes sind die 
Militärs gespal tt:". t:inzig da, B~'Strchen, sich 
eine Amnestie für ihren schmutzigen Anti· 
gu .. rillakriq( zu verschaffen, hält sie zusam· 
mcn. Von den politischen Parteien, die harte 
Auseinandersetzungen über die ~u nominie­
renden Pr:isidentschaftskandidaten fuhre n, 
wurde dies.:s Benteben der Militärs bisher 
ahgdehnl. 

ehemalige chrindemokratische Parlaments· 
ab~ordnete, Kegen die in den leu.ten J ahren 
bereits mchdach Attentate ""riibt worden 
waren hatte im Raum Suchitoto soeben be­
gonnen, im Auftrag der UN·Menschenrechts­
kommission Beweismaterialien zum Einsatz 
von chemischen Kampfsloffen und Phosphor· 
munition scitcns dcr Regierong5truppen zu­
sammcl12.utragen. 
Am 6.4.1983 ermordete in Managua eine 
Groppe von Killern die Guerillakommandan· 
tin " Ana Maria", mit bürgerlichem Namen 
Mdida Araya Montes, mit 82 Messer!llichen. 
A. Araya Montcs fungierte in den 70er Jah· 
rcn als Generalsekretärin der Lc:hrcrgtwerk­
schaft ANOES. Nachdem sie vcrhaftet und 
gefoltert worden war, ging si" 1980 in den 
Untergrund. "Comandante Ana Maria" wur­
de als sttl lvertrct"nde Vorsitzende der Volks­
befreiung>kr'.ifte (FPL, Vorsitzender S. Gaye­
tano Garpio) eine der populärsten Persönlich· 
keiten der salvadorianis.;hen National~n Sc­
freiunpfront Farabundo Marti (FMNL/. 

Honduras 

Im Pro~eß der Vereinheitlichung der revolu­
tionären Kräfte in Honduras ist ein gewichti· 
ger Schrill vollzogen worden. Ende Män dJ. 
kam eS zur Bildung der "Vereinigten Natio­
nalen Leitung der Revolutionären Bewegung 
in HondurAS". Ihr gehören die Mot'AZani· 
stisehe Befreiunpfront von Honduras 
(I-'MUi). die Revolutionären Volksstreitkräf­
te 1.orel12.o Zdaya (FPR), die Volksbewegung 
de r Befreiung OIinchoneros (MPL), Bewc­
gung der Rt:vo lutionären Einheit (MUR), die 
KommuniStiSche Partei von Hondur~s (PCH) 
und die Revolutionäre Partei der Werktäti~n 

Zentralamerikas (PRTC) an. 
Ahwcsc:nd in diesem Bündnis dcr poli tisch­
militärischen Organi~ationen sind noch die 
Smialistische Partei von Honduras (PASOH) 
und die Kommunistische Partei von Hondu· 
r.u/Mar"iS ten·Leninisten (rCH/ML), dic zu· 
sammen mit der PCH in der Patriot;schcn 
Front (FPIl ) vt:Tt rcttn w:.r"n. Bereits im Juli 
1982 war es zu einer Vereinigung der linken 
Massenorganisationen in der Front der Volks· 
einheit-2!'1 Juni (FUP-2S) gekommen. 
In einer ersten Erklärung wandte sich die 
"VcreiniKte Nationale Leitung" gegen die 
Aggressionsakte. die derzeit von hondurani· 
sehem Territorium gegen EI Salvador und 
NikarJgua ausgehen. 
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Zeitungs· Gebühr bezahlt 

AlB, Lieblgstr. 46, 3550 Marburg 

Im 10. Jahr der Pinochet·Diktatur: Für Chiles Freiheit! 

Kongreß gegen Militärdiktatur und Imperialismus 
in Chile und Lateinamerika 

24.-26. Juni 1983 in Münster 
Am 19. März cl.). trafen sich in Oortmulld die Chile-Soli­
daritätsorganisationen der BRD mit Vertretern der chileni­
schen I' arlelen und der verbotenen Gewerkschaft CUT zur 
Vorbereitung des Kongresses "Für Chiles f reiheit!" 
Am 11. September 1983 werden es 10 J ahre her sein. daß 
in Chile die Militärs unter Führung von General Pinoehe! 
die Regierung der Unidad I'opu[ar (Volkseinheit) in einem 
blutigen Mililärpulsch beseitigten und den im Sep tember 
1970 vom 'chilenischen Volk in freitT und geheimer Wahl 
gewählten Präsidenten Salvador Allende ermordeten. 
Aus diesem Anlaß und als Erinnerung an den von der Re­
gierung der l>nidad Popular unternommenen Versuch, auf 
der Grund lage der bestehenden Verfassung eine so.:ialisti­
schc Guellschaft in Chile aufzubauen und die ökonomi­
sche Unabhängigkeit des Landes von den reichen Industrk­
ländern, vor allcm von den USA, zu erkämpfen, findet 
vom 24. bis 26, J uni 1983 in l\Iünster dcr Kongrcß "Für 
Chi1cs !-' reiheit ! Kongrcß gegen :-'1ilitärdiktatur und Impc­
rialismus in Chile und Latcinamerika" statt. Er wird die 
bedeutendste und um fangreichste VeranStaltung zu Chile 
im I O. J ahr der Pinochet· Diktatur sein. 
Erwartet werden über 1.000 Teil!H:hmer aus dem g:samten 
Bundesgebie t und den Nachbarländern. 
Veranstalter du Kongresses sind: dic Evangelische und Ka­
tholische Studentengemcinde und der Initiativkreis .. Soli· 
darität mit Chile" in l\Iünster in Zusammenarbeit mit der 
Aktion zur Befreiung dcr politischen Gefangenen in Chile 
e,V. (Bann), Amnesty International - Chile-Kogruppe 
(Siegen), dem Antiimperialistischen Solidaritäts komitee 
rur Asien, Afrika und Lateinamerika (Frankfurt ), d('m For­
SChungs. und Dokumen tationszentrum Chile-Lateinameri­
ka (Berlin·West), der Initi<!ti\'e Internationak Christliche 
Chile·Solidarität (l\Iainz/ Walberberg), der Ki nderhilfe Ch il(' 
(Dortmund) und der Koordination der chilenischen Lin· 
ken in der BRD, Sie haben einen Aufruf rur den Kongreß 
vorgelegt. der bisher von über 30 namhaft('n Pe rsönlichkei· 
ten des öffentlichen Lebens unter.:eichnet wurd(', unter 
andercm von !-' ranz Alt. Gcorg Bcnz, Hcinrich Böll. Ilt:r ta 
Däubler-Gmclin. Walter Dirks, Helmut Gollwitzer, Gunter 
Grass, Dieler lI ildebrand, Petra K(·lly. Oska r Lafontaine, 
Leonhard ,\Jahlein, Bcrl1t l ngelmann und G('rhard Stuby. 
Im Aufruf wird dk besondere Bedt"utung des .. chilt.:ni­
sehen Experimcnts" und die große Hoffnung, die Weltwcil 
an dic Rcgicrung der Volkscinhe! t ge knüpft war, hervo rge­
hoben, Zugleich werden die USA mitverantwort lich ge­
macht rur den blutigcn und grauS,unen Putsch von 1973, 
Ocr Pu tsch maeh te dicse Hoffnung ;;uf bru tale W('[sc zu· 
nichtc, er zerStörte d ie' fast 150jährige Tradition der p.lTla-

mentarisehcn Demokratie in Chile und leitete eine nun seit 
fast 10 Jahren bestehende ~ l ilitärdiktatur ein, die Chile in 
seincr wir tschaftlichen und sozialen Struktur grundlegend 
vcrändertc. 
Wciter heißt es in dcm Aufruf: ,.Für die Reagan-Admini· 
stration ist dic polit ischc, ökonomische und militarische 
Unterstützung der Diktatur ein offensiv betricbenes politi­
sches Ziel, Beschämend is t auch die I'olitik der Bundes­
republik gegenüber Chile in den letzten 10 J ahren, Die 
Bundesrepublik gehört heute zu den größten Il anddspart­
nern Chilcs, Den Höhepunkt dieser Entwicklung stellt die 
vorgcsehcne l.ieferung von zwei U·Booten an die Diktatur 
dar. Die neue Bundcsregierung wird dicses Rüstungs­
geschah sicher lich nicht verhindern wollen." 

Die dn deli I heorien des Monetaristen Milton Friedmdll 
orientierte WirtschaflSpolitik der Dik tatur - seit 1975 
system<ltisch durchgesetzt - sollte modcllhaft über dcn un­
kontrollierten, ,Jrcicn" kapi tal istischen "Iarkt die Proble· 
me des Landes lösen, Ende 1982 ist das Scheitern dieser 
I'olitik offenkundig ... 
Chilt.: ist nicht in der Lage, seine Auslandsschulden in Höhe 
von 18 .\Iilliarden US· Dollar zu begleichen ... Die Massen­
a rbeitslosigkei1 nimm t selbst in den o ffiziellen Statistiken 
katastrophalt.: Dimensionen dn. Sie bc!duft sich nach kirch­
lichen Quellen auf ca. 35%, 
Für die Mehrheit der Chilenen bedeuten diese ~ aktoren 

nu r eines: Hunger, Elend und Nol. Dies ist der Hinter­
grund fü r die unveränderte Repression in Chile, Es ist eine 
Lüge, von einer wirklichen Verbesserung der Lage im Hin­
blick auf di~' ,\ Icnschenrech tl" zu spr('chen". 

Dl-r d.:mokrdtis(:hen OpPOSition ist es bis heute nicht ge­
!ungl'n, die Stärke und Kampfkraft ~u entwickeln, die not· 
wendig ist. um das lI auptziel l.U ('rr.:ichen: Einheit alkr 
d.:mokratisehen Krafll' .:um Stun d('r Diktdtur, Die Ge­
schicht.: der Opposition unter de r Diktatur i~t die Ge· 
schichte cin.:s in unzählig('n, mühseligen Schritten sich .:nt­
wickelnd.:n Widerstandes, Ein Widl'Tst,md, dn n.:ben .:ah l­
reich,'n Rücksch lägc·n in d('n le tzkn J ahren zu n.:hmend 
stärk.:r g('wordl'n ist". 
Die Krisen der Militardiktaturc'lJ in Brasilien, !\ rg~'nlinkn, 

Uruguay und Chile, d <ls Scheit('rn der Diktatur in Uolivll-n 
b('wdSl.'n dk Unfähigkdt d.'r i\ lil itardiktaturen. die drin · 
gl·ndst.:n I' robkm(' d.: .. i\lcnsch{'/1 in di.:se/l Ländern "u 
lösen. Si., signalisinen abe r auch ~ (,b.'nso wi.: di.: sieg. 
r.:irh(' Revolution in Niearagua und der Ve rlauf d.'r 
Kampf,' in EI Salvador und Guat~'mat, . daß dk Befrei· 
ungskampfe in La uinam.'rika " ortscllTitte m,,-clwn," 




